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202. Sitzung 

Bonn, den 28. Februar 1986 

Beginn: 8.02 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich Ihnen 
mitteilen, daß die Fraktion DIE GRÜNEN fristge-
recht beantragt hat, die Punkte 20 und 21 der Ta-
gesordnung abzusetzen. Es ist ferner beantragt, 
eine Reihe von Vorlagen zum Umweltschutz, deren 
Beratung ursprünglich für heute geplant war, auf 
die Tagesordnung zu setzen. 

Zur Klarstellung darf ich folgendes in Erinne-
rung rufen: In der 199. Sitzung am vergangenen 
Freitag hatte ich Sie darüber unterrichtet, daß die 
Fraktionen von CDU/CSU, SPD und FDP verbind-
lich vereinbart hätten, die Beratungen zum Paßge-
setz und zum Personalausweisgesetz in den Aus-
schüssen erneut aufzunehmen und die zweite und 
dritte Lesung am heutigen Freitag durchzuführen. 
Die Fraktion der GRÜNEN ist dieser Vereinbarung 
nicht beigetreten. 

Bei der Vorlage des stenographischen Protokolls 
zur Korrektur ist der benutzte Begriff „Rücküber-
weisung" verwaltungsintern gestrichen worden, um 
eine Wiederholung zu vermeiden, da ich erklärt hat-
te, die genannten Gesetzentwürfe sollten auf Grund 
der Vereinbarung erneut in Ausschüssen beraten 
werden. Aus der weiteren Formulierung: 

Vorgesehen ist, diese Beratungen so abzu-
schließen, daß die Gesetzentwürfe am kom-
menden Freitag in zweiter und dritter Lesung 
beraten werden können. 

ergibt sich eindeutig der Sinn der Vereinbarung. 
Der erklärte Wille der Mehrheit des Hauses war, 
diese Tagesordnung so zu beschließen. 

Zur Geschäftsordnung erteilte ich dem Abgeord-
neten Volmer das Wort. 

Volmer (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Im Namen der Fraktion DIE GRÜNEN 
im Bundestag beantrage ich die Absetzung der 
Überwachungsgesetze von der heutigen Tagesord-
nung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wollen den Schweinsgalopp aufhalten, mit 
dem die Bundesregierung die Überwachungsge-
setze über die parlamentarischen Hürden jagen  

will. Es geht bei diesen Gesetzen nicht um irgend-
welche EG-Vorschriften zur Normierung von Fisch-
konserven. Es geht um ein Maßnahmenpaket, das 
die Freiheitsräume der Bürger einengt und ihre Pri-
vatsphäre ausspionieren hilft. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wollen eine Verschiebung der Debatte, weil 
die Gesetze zum maschinenlesbaren Personalaus-
weis, Reisepaß und zur Schleppnetzfahndung mit 
den Polizei- und Geheimdienstgesetzen zusammen 
gesehen werden müssen, die die Regierung in einer 
zweiten Etappe durchpauken will. 

Mit den heute zur Debatte stehenden Gesetzen 
will sich der Staat die Möglichkeit verschaffen, je-
den Bürger in Computern dingfest zu machen und 
dort lebenslänglich verhaftet zu halten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU: Unerhört!) 

Die späteren Gesetze sollen Polizei und Geheim-
dienst verpflichten, routinemäßig die Daten auszu-
tauschen. 

Erst wer beide Gesetzespakete gemeinsam disku-
tiert, wird herausfinden, daß am Ende der Entwick-
lung die Gefahr einer Wiedereinführung einer ge-
heimen Staatspolizei steht, die den Bürger tags und 
nachts überwachen kann. 

(von Schmude [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Die klammheimliche Art, mit der die Koalition die 
Gesetze an der Öffentlichkeit vorbeischieben will, 
spiegelt genau die Heimlichkeit wider, mit der in 
Zukunft alle Bürger erkennungsdienstlich behan-
delt und ausgeschnüffelt werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf von der 
CDU/CSU: Was haben Sie denn zu verber-

gen?) 

An der parlamentarischen Opposition wollte die Re-
gierung vorexerzieren, was allen Bürgern blühen 
wird, wenn die Gesetze verabschiedet sind. Von 
oben wird ein Ideal von Normalverhalten vorge-
schrieben, an das sich jeder zu halten hat. Reibung, 
Opposition, Kritik soll es nicht mehr geben. 

Der Kanzler redet vom Abbau staatlicher Regu-
lierung der Gesellschaft. Damit meint er den Sozial- 
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Volmer 
staat, den er abgebaut hat. Als Ersatz dafür forciert 
er die völlige Durchstaatlichung der Gesellschaft, 
die sich in dem Versuch widerspiegelt, auch das 
Parlament zu durchstaatlichen. 

(Krey [CDU/CSU]: Zur Geschäftsordnung!) 

Von oben wird ein Impuls gegeben, und die Abge-
ordneten sollen marionettenhaft ihre Beine in Be-
wegung setzen, um auf Kommando die Hände he-
ben zu können. 

(Beifall des Abg. Vogel [München] [GRÜ

-

NE] — Zurufe von der CDU/CSU) 

Auf diese Weise soll der Gesellschaft ein Menschen-
bild aufgezwungen werden, das sich reibungslos in 
die Logik der neuen Technologien einfügt. Hier 
heißt es funktionieren und nicht kritisieren. Hier 
heißt es, blind und roboterhaft abzuspulen, was von 
den Machern an den Schalthebeln verlangt wird. 

Meine Herrschaften von der Regierungskoalition, 
uns werden Sie nicht an Ihren Fäden zappeln las-
sen. Wir werden auch keine Geschäfte mit Ihnen 
machen wie die SPD, — 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, bitte 
kommen Sie zur Sache, Sie haben sich zur Ge-
schäftsordnung gemeldet und begründen einen An-
trag zur Geschäftsordnung. 

Volmer (GRÜNE): — die deshalb zu einer Abspra-
che mit Ihnen bereit sein konnte, weil sie ja im 
Prinzip nicht viel gegen die Gesetze einzuwenden 
hat. 

Werte Kolleginnen und Kollegen von der Koali-
tion, wir sind keine Vasallen Ihrer unheiligen Drei 
Könige. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Sie 
sind ganz was anderes, aber das darf ich 

hier nicht sagen!) 

Strauß, Kohl und Bangemann wird es nicht gelin-
gen, sich nach Belieben ihr eigenes Parlament zu 
schaffen. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ich 
mahne Sie zum zweitenmal, zur Sache zu kommen 
und zu dem Geschäftsordnungsantrag zu sprechen. 

Volmer (GRÜNE): Ich spreche zur Geschäftsord-
nung. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich begründe, warum die Debatte verschoben wer-
den soll. — Sie benutzen Ihre Macht derart skrupel-
los, weil Sie wissen, wie schnell es um sie gesche-
hen sein kann. 

Ich möchte zum Schluß sagen: Auch wir erken-
nen an, daß es parlamentarische Mehrheiten gibt; 
aber es gelten zwei Einschränkungen. 
Erstens. Wenn Sie, meine Herrschaften, dem Par-

lament ein Herr-Knecht-Verhältnis aufzwingen 
wollen, bei dem der Knecht nach der Pfeife des 
Herrn zu tanzen hat, dann werden Sie erleben, daß  

auch die Knechte ihre Macht haben, an denen die 
Herren sich die Zähne ausbeißen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweitens. Eine parlamentarische Niederlage ist 
nicht das Ende der Geschichte. Auch außerhalb der 
Parlamente findet Politik statt. Gemeinsam mit der 
gesamten grünen Partei, gemeinsam mit den unter-
schiedlichen Bürgerrechtsgruppen in unserer Re-
publik sagen wir Ihrem Extremismus der Mitte den 
Kampf an. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU]: Unerhört! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU und der 

FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort zur Geschäfts-
ordnung hat der Abgeordnete Bötsch. 

Dr. Bötsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Namens der 
CDU/CSU-Fraktion bitte ich Sie, dem Antrag der 
GRÜNEN auf Absetzung der einschlägigen Geset-
zesvorhaben nicht zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich werde mich bei meinem Beitrag entgegen den 
Ausführungen meines Vorredners streng an die Ge-
schäftsordnung halten und nur zur Geschäftsord-
nung sprechen. Vorsorglich beantrage ich — weil 
dies jetzt nicht mehr vorgetragen wurde —, keinen 
der ursprünglich für heute vorgesehenen Tagesord-
nungspunkte zu beraten und diese Gesetzesvorha-
ben vorsorglich von der Tagesordnung abzusetzen. 

Meine Damen und Herren, unsere Fraktion hätte 
heute gern auf eine erneute Geschäftsordnungsde-
batte in diesem Hause verzichtet, wie sie leider in 
letzter Zeit mehr zur Regel als zur Ausnahme ge-
worden ist. Wir waren uns auch, Herr Kollege Con-
radi, am letzten Freitag mit der SPD einig, daß wir 
die Beratungen heute durchführen. Wir haben dies 
auch einvernehmlich beschlossen. Mein Herr Vor-
redner hatte bei der Beratung beim Präsidenten am 
letzten Freitag nicht mit solcher Verve gesprochen 
wie heute, sondern er saß — im Gegensatz zu sei-
nem heute hier vor der Öffentlichkeit dargebotenen 
Redebeitrag — dort stummer, als ein Fisch es sein 
kann. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wir sind deshalb überrascht, daß er jetzt plötzlich 
für seine Fraktion eine Absetzung beantragt. Wir 
gehen davon aus, es war einvernehmlich beantragt. 
Aber lassen wir das dahingestellt. 

Der Vorwurf der GRÜNEN, es sei nicht genügend 
Zeit zur Beratung gewesen, geht ins Leere. Auch 
mit so eigenartigen Ausdrücken wie „Schweinsga-
lopp" und ähnlichem kann man hier nicht das Ge-
genteil darstellen. Ich will mir ersparen, hier noch-
mals im Detail auszuführen, daß beispielsweise das 
Personalausweisgesetz bereits am 23. Oktober 1984 
und das Paßgesetz am 7. Mai 1985 eingebracht wur-
den und in der Folgezeit eine Reihe von Beratungen 
und Anhörungen stattgefunden haben, an denen 
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Dr. Bötsch 
sich allerdings, um das vorsichtig auszudrücken, die 
GRÜNEN nur sehr zurückhaltend beteiligt haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ende Januar haben wir dann nochmals einem 
Hearing zugestimmt, das stattgefunden hat, und wir 
haben uns am letzten Freitag zu weiteren Beratun-
gen bereit erklärt, die in der letzten Woche stattge-
funden haben. Der Innenausschuß hat die gesamte 
Problematik in dieser Woche nochmals einige Tage 
diskutiert und, wenn auch kontrovers, am Mittwoch 
darüber abgestimmt. Wir sind deshalb der Auffas-
sung, daß die Gesetze heute verabschiedungsreif 
sind, und bitten, den Antrag der GRÜNEN abzuleh-
nen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Porzner. 

Porzner (SPD): Herr Präsident! Meine verehrten 
Damen und Herren! Ich möchte dem Redner der 
Fraktion der GRÜNEN, Herrn Volmer, etwas sagen, 
was auch einen persönlichen Hintergrund hat. 
Mein Großvater war, weil er Demokrat, weil er So-
zialdemokrat war, ein dutzendmal von der Gestapo 
inhaftiert. Er wurde von der Gestapo und Himmlers 
SS ins KZ nach Dachau gebracht. Sie wissen nicht, 
wovon Sie reden, wenn Sie im Zusammenhang mit 
dem Personalausweis- und dem Paßgesetz von Ge-
heimer Staatspolizei, von Gestapo, reden. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP — Rusche [GRÜNE]: Er 
hat lediglich von einer Gefahr gesprochen! 
Sie haben nicht zugehört! — Weiterer Zu-
ruf von den GRÜNEN: Als reale Gefahr!) 

— Gestapo haben Sie gesagt. 

Herr Dr. Bötsch, meine Fraktion war bereit, 
schon in der vergangenen Woche das Personalaus-
weis- und Paßgesetz zu lesen und abschließend zu 
beraten, weil diese beiden Gesetze schon 1984 ein-
gebracht wurden und weil sie ausführlich beraten 
wurden. Wir hatten nur den Wunsch, daß der in der 
vorigen Woche plötzlich und ohne jede Beratungs-
möglichkeit für uns hinzugefügte Artikel zur Ände-
rung der Strafprozeßordnung nicht verabschiedet 
wird. Deshalb haben wir um zusätzliche Beratungs-
zeit gebeten, und deswegen sind diese Gesetze in 
der letzten Woche nicht verabschiedet worden, son-
dern stehen erst heute auf der Tagesordnung. Auf 
Grund der Intervention der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion ist also Beratungszeit gewon-
nen worden. 

Sie alle müssen dankbar sein, daß das so gemacht 
worden ist, denn dem Bundestag ist so die Blamage 
erspart worden, eine Berlin-Klausel für einen Be-
reich zu beschließen, für den er nicht zuständig ist; 
er hätte damit in alliierte Rechte in Berlin einge-
griffen. Seien Sie dankbar, daß wir noch eine Woche 
Beratungszeit hatten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben im Laufe dieser Woche erkannt, daß es 
keinen Sinn mehr hat, weiter zu beraten, weil die 
Koalition festgelegt ist, weil sie unbeweglich ist und 
weil wir nichts mehr verändern und nichts mehr 
verbessern könnten. Deswegen widersetzen wir uns 
nicht der Beratung am heutigen Tage, und deswe-
gen stehen wir auch zu der Vereinbarung, die in der 
letzten Woche getroffen worden ist. Ich bitte Sie 
aber um Verständnis dafür, daß wir nicht den Ein-
druck erwecken wollen, als ob wir unbedingt Wert 
darauf legten, daß das heute geschieht. Deswegen 
enthalten wir uns bei diesem Geschäftsordnungsan-
trag der Stimme. 

Eine Bitte möchte ich zum Schluß noch anschlie-
ßen — es ist wirklich eine Bitte —: Meine verehrten 
Damen und Herren von der CDU/CSU-Fraktion, 
von der FDP-Fraktion und auch von der Bundesre-
gierung, lernen Sie bitte aus den Erfahrungen mit 
der Beratung dieser beiden Gesetzentwürfe, und 
muten Sie dem Parlament nicht ein zweites Mal zu, 
unter solchem Zeitdruck verhandeln zu müssen. 
Muten Sie das dem Deutschen Bundestag bitte 
nicht ein zweites Mal zu! Ich weiß, wovon ich rede, 
wenn ich an Ausschußberatungen denke, die in die-
ser Woche stattgefunden haben, bei denen wir 
schon wieder darauf achten müssen, daß die Rechte 
des Parlaments — nicht nur der Minderheit — ge-
wahrt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Lernen Sie also bitte aus den gemachten Erfah-
rungen. Es macht nämlich keinen Spaß — glauben 
Sie mir das —, zur Geschäftsordnung reden zu müs-
sen. Es wäre viel besser, man könnte immer gleich 
zur Sache kommen. 

(Beifall bei der SPD — Sehr richtig! bei der 
CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort zur Geschäfts-
ordnung hat der Abgeordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
stimme dem Kollegen Porzner in dem letzten Punkt 
voll zu: Auch ich hätte mir gewünscht, daß wir 
heute gleich in die Sachdebatte eintreten könnten. 
Aber wir haben ja gesehen, wie der Einstieg zur 
Geschäftsordnung von den GRÜNEN auch schon 
wieder mißbraucht worden ist. 

Herr Kollege Porzner, ich kann der Bewertung, 
die Sie eben in bezug auf den Ablauf der Gesetzes -
beratung gegeben haben, nicht zustimmen. Die SPD 
hat bei den Beratungen, die j a nach der angespro-
chenen Vereinbarung in dieser Woche noch stattge-
funden haben, keine Änderungsanträge zu § 163 d 
StPO gestellt; und um diese Vorschrift ging es ja 
wohl, wenn ich Sie recht verstanden habe. Ich mei-
ne, das macht deutlich, daß Ihre Position, hier seien 
die Dinge zu rasch behandelt worden, nicht schlüs-
sig ist. Übrigens ist der § 163 d — das alles werden 
wir nacher in der Sachdebatte j a noch hören — der 
alte § 3 a des Personalausweisgesetzes, und das ist 
seit vielen, vielen Monaten bekannt und in der Dis- 
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kussion, wie überhaupt das ganze Problem seit vie-
len Monaten, ja seit Jahren in der Diskussion ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Ich möchte mich aber noch mit der Frage be-
schäftigen, warum die GRÜNEN hier Absetzung be-
antragen. Sehen Sie, im Haushaltsausschuß ist in 
der Sitzung vom 19. Februar, als beide Gesetze, die 
heute beraten werden, gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung behandelt worden sind, in Abwesenheit 
der GRÜNEN einstimmig Beschluß gefaßt worden. 
Warum, bitte schön, wollen Sie hier die Dinge ei-
gentlich noch fortsetzen, wenn Sie selbst an den 
Beratungen nur partiell oder gar nicht teilneh-
men? 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das läßt mich doch an die Bemerkung von Erich 
Kästner denken, der gesagt hat: Es gibt nicht nur 
die Ewiggestrigen, es gibt auch die Ewigmorgigen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, wir kommen zur Abstimmung. Wer der Abset-
zung der Tagesordnungspunkte 20 und 21 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
abgelehnt. 

Wer der von den GRÜNEN beantragten Aufset-
zung anderer Vorlagen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 20 und 21 auf. 

20. a) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Paßgesetzes (PaBG) 
— Drucksache 10/3303 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Innenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksachen 10/5059 (neu), 
10/5128 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Broll 
Dr. Hirsch 
Tietjen 
und Ströbele 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung 

— Drucksache 10/5071 (neu) 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Gerster (Mainz) 
Kühbacher 
und Frau Seiler-Albring 

(Erste Beratung 149. Sitzung) 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Innenausschusses 

(4. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch das 
Europäische Parlament 

Entschließung zum EuropaPaß 
— Drucksachen 10/3620, 10/5059 (neu), 
10/5128 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Broll 
Dr. Hirsch 
Tietjen 
und Ströbele 

21. a) Zweite und dritte Beratung des von den 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP einge-
brachten Entwurfs eines Fünften Geset-
zes zur Änderung des Gesetzes über Per-
sonalausweise 
— Drucksache 10/2177 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksachen 10/5060 (neu), 10/5129 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Broll 
Dr. Hirsch 
Tietjen 
und Ströbele 

(Erste Beratung 94. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der 
Fraktion DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines Fünften Gesetzes zur Än-
derung des Gesetzes über Personalaus-
weise 
— Drucksache 10/1316 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des In-
nenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksachen 10/5060 (neu), 10/5129 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Broll 
Dr. Hirsch 
Tietjen 
und Ströbele 

(Erste Beratung 85. Sitzung) 

Zu diesen Tagesordnungspunkten 20 und 21 lie-
gen Änderungsanträge der Fraktion der SPD auf 
den Drucksachen 10/5124 bis 10/5126 sowie Ände-
rungsanträge und ein Entschließungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 
10/5117 bis 10/5123 vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 20 und 21 und eine Aussprache von zweiein-
halb Stunden vorgesehen. — Ich sehe keinen Wi-
derspruch; dann ist so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Clemens. 

Clemens (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die CDU/CSU 
möchte im Interesse der Bürger die neuen fäl- 
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schungssicheren und maschinenlesbaren Personal-
ausweise nun endlich zum 1. April 1987 und den 
Europapaß Ende 1987 einführen. Diese Ausweise 
sind bürgerfreundlich und verbessern die Möglich-
keiten der Verbrechensbekämpfung ganz erheblich. 
Verbrechern wird es nahezu unmöglich gemacht, 
gefälschte Ausweispapiere zu benutzen. 

Präsident Dr. Jenninger: Einen Augenblick, Herr 
Kollege Clemens! Ich bitte die Kolleginnen und Kol-
legen, die stehen, entweder Platz zu nehmen oder 
den Saal zu verlassen. — Bitte, fahren Sie fort. 

Clemens (CDU/CSU): Dieser Auffassung, meine 
sehr verehrten Damen und Herren von der SPD, 
waren Sie noch bis zum Jahre 1982. Ich frage Sie, 
wie es sich eigentlich mit Ihrer heutigen Totaloppo-
sition verträgt, daß Sie 1980, aber auch noch am 
15. Dezember 1982 der Einführung der fälschungssi-
cheren und maschinenlesbaren Personalausweise 
im Deutschen Bundestag zugestimmt haben. Ich 
könnte nun eine ganze Reihe von Zitaten bringen, 
etwa von Herrn Pensky, Hugo Brandt, unserem der-
zeitigen Innenausschuß-Vorsitzenden Herrn Wer-
nitz, die alle mit Verve die Einführung des maschi-
nenlesbaren und fälschungssicheren Personalaus-
weises gefordert haben. Ich möchte aber nicht ver-
säumen, nachdem für die SPD-Opposition der hessi-
sche Staatssekretär von Schoeler zu einem Kron-
zeugen gegen die neuen Ausweise und insbeson-
dere gegen die Maschinenlesbarkeit aufgebaut wor-
den ist — oder er sich vielleicht auch selbst dazu 
aufgebaut hat —, ein Zitat aus der Erklärung eben 
dieses Herrn von Schoeler zu bringen, die er für 
den Bundesminister des Innern am 8. Februar 1980 
im Bundesrat zu Protokoll gegeben hat: 

Die von der Bundesregierung geplante Einfüh-
rung des neuen Personalausweissystems ist 
Bestandteil einer Sicherheitspolitik mit Augen-
maß. 

Hervorragend dargelegt! 

Der neue Personalausweis ist kein Schritt zu 
übertriebenem Sicherheitsperfektionismus. Er 
ist ein Beitrag zum besseren Schutz des Bür-
gers, zum Schutz vor einer Kriminalität, die 
sich heute modernster Techniken bedient, zum 
Schutz aber auch vor den Gefahren der Daten-
verarbeitung für die Privatsphäre des Bürgers. 

Ich kann nur sagen, Herr von Schoeler: Gut ge-
brüllt, Löwe! Wenn Ihre Fraktion von der SPD 
heute noch so dächte, gäbe es hier keine größeren 
Probleme; wir wären mit diesen Gesetzen längst 
schon im Vollzug. 

(Dr. de With [SPD]: Von § 163 d war früher 
nie die Rede!) 

Meine Damen und Herren, was im Jahre 1980 
und 1982 bei Ihnen richtig war, ist heute durch die 
umfangreichen datenschutzrechtlichen Verbesse-
rungen in den beiden Gesetzentwürfen nur noch 
richtiger geworden. Aber offenbar haben Sie von 
der SPD in ihrer rot-grünen Schieflage die Belange 
der Kriminalitätsbekämpfung wie lästigen Ballast 
abgeschüttelt, wie man überhaupt feststellen muß: 
Alles, was einmal unter Schmidt gut war, ist heute 

bei Ihnen nicht mehr zitierfähig. Das ist ein ent-
scheidender Punkt, wie Sie sich in Ihrer Politik 
gewandelt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
den GRÜNEN) 

Die Beratung der vorliegenden Gesetzentwürfe 
war eingehend und sorgfältig. Nach maßlosen und 
unzutreffenden Angriffen auf das Gesetzgebungs-
verfahren möchte ich feststellen: Die Koalitions-
fraktionen haben ihren Gesetzentwurf zur Einfüh-
rung der neuen Personalausweise, mit dem sie den 
Feststellungen des Bundesverfassungsgerichts in 
seinem Volkszählungsurteil vom Dezember 1983 
Rechnung tragen, im Oktober 1984 — ich wiederho-
le: im Oktober 1984 —, also vor 16 Monaten, einge-
bracht. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Ganz richtig!) 

Der Regierungsentwurf für ein neues Paßgesetz 
ist in diesem Hohen Hause schon vor der Sommer-
pause 1985 in erster Lesung beraten worden. Am 
20. Mai 1985 haben wir eine ganztägige Anhörung 
zum neuen Personalausweis gemacht und haben 
uns insbesondere über die Probleme unterhalten, 
die Sie dazu vorgebracht haben. Außerdem war bei 
dieser Anhörung eines der wesentlichen Themen 
die Nutzung der neuen Ausweise für Fahndungs-
maßnahmen in besonderen und tatsächlich selte-
nen Fällen, wenn nämlich nach schwersten Verbre-
chen an der Grenze oder im Inland an sogenannten 
Kontrollstellen auch die Daten eines größeren Per-
sonenkreises vorübergehend gespeichert waren. 

Nach Auswertung dieser Anhörung sind wir da-
mals in der Koalition übereingekommen, gerade 
diese Frage noch einmal zu überdenken, zumal 
auch aus den Ländern Bedenken wegen der Bun-
deszuständigkeit für die damals noch vorgesehene 
Speicherungsmöglichkeit mit dem neuen Ausweis 
zu präventiv-polizeilichen Zwecken geäußert wor-
den sind. Am 15. Januar dieses Jahres haben wir 
dem Vorsitzenden des Innenausschusses, aber auch 
Ihnen von der SPD die neue, auf die Strafverfol-
gung beschränkte, jedoch für alle Ausweise gel-
tende Lösung in Gestalt des neuen § 163 d der Straf-
prozeßordnung überreicht. Dann haben wir noch 
einmal eine ganztägige Anhörung gemacht. Ich 
kann nur sagen: Die Beteiligung der Opposition war 
nicht gerade sehr stark. Ich erinnere mich, zum 
Schluß habe ich überhaupt nur noch einen Vertre-
ter, noch nicht einmal aus dem Innenausschuß, ge-
sehen, nämlich den Kollegen Fischer aus dem 
Rechtsausschuß. Er war bis zum Schluß dabei, na-
türlich zusammen mit dem Vorsitzenden des Innen-
ausschusses. 

(Mann [GRÜNE]: Herr Clemens, wir waren 
sogar zu zweit da!) 

— Auch die GRÜNEN waren nicht immer dabei; 
zum Schluß waren Sie ausnahmsweise dabei, das 
ist richtig. 

Wir haben dann eine weiter präzisierte Form vor-
gelegt und diese noch einmal ausführlich beraten. 
Ich stelle daher fest, daß die heute in zweiter und 
dritter Lesung vorliegenden Gesetzentwürfe über- 
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aus sorgfältig und eingehend beraten worden sind. 
Alle anderen abweichenden Behauptungen sind 
schlichte Verleumdung. 

Weil über manche hysterischen Äußerungen im 
Zusammenhang mit den neuen Ausweisen vielen 
die Wirklichkeit aus dem Bewußtsein geraten ist, 
möchte ich noch einmal kurz an die Notwendigkeit 
der neuen Personalpapiere erinnern. Mehr als 
450 000 Personalausweise sind gegenwärtig als ge-
stohlen oder abhanden gekommen gemeldet; nach 
fast 13 000 Blankopersonalausweisen, die bei Behör-
den gestohlen wurden, wird gefahndet. Ende 1982 
wurden in den Erddepots der RAF-Bande 70 deut-
sche Personaldokumente, darunter zahlreiche ver-
fälschte Personalausweise, aufgefunden. Die Terro-
risten Mohnhaupt und Dutzi führten bei ihrer Fest-
nahme Bundespersonalausweise mit sich, die auf 
jeder Seite nummernverfälscht waren. Die am 
2. Juli 1984 in Frankfurt festgenommenen Terrori-
sten Eckes und Staub besaßen ebenfalls verfälschte 
Bundespersonalausweise. Bei ihnen wurden außer-
dem 26 Personalausweise gefunden, die in letzter 
Zeit gestohlen worden waren. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 
Bei Betrugsdelikten werden darüber hinaus viel-

fach total gefälschte oder verfälschte Ausweise ein-
gesetzt. 1983 gab es allein 14 000 Fälle betrügeri-
scher Einlösung von Euroschecks. Dabei wurden in 
einer beachtlichen Zahl von Fällen gefälschte Aus-
weise vorgelegt. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Mann? 

Clemens (CDU/CSU): Bitte. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Clemens, ist Ihnen 
bekannt, daß der Chef des Hamburger Amtes für 
Verfassungsschutz, Ihr Parteifreund Lochte, noch 
in dieser Woche davon gesprochen hat — übrigens 
auch in der Anhörung am 20. Mai 1985 —, daß ge-
rade in dem von Ihnen genannten Bereich der Ver-
brechensbekämpfung vom maschinenlesbaren Per-
sonalausweis keinerlei Erfolge zu erwarten sind 
und daß er das für seinen Erfahrungsbereich im 
einzelnen nachgewiesen hat? 

Clemens (CDU/CSU): Herr Mann, Sie wissen: In 
der Anhörung war Herr Lochte seinerzeit der ein-
zige Außenseiter, wie ich einmal sagen möchte, der 
sich gegen die Fälschungssicherheit der neuen Aus-
weise ausgesprochen hat. Alle anderen waren in 
dieser Frage dafür. Soviel dazu. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Auch die der SPD!) 
— Richtig, auch die der SPD. Ich sage ganz bewußt: 
alle anderen. Auch die von den GRÜNEN haben 
nichts dagegen gesagt, o Wunder. 

Herr Mann, Ihre Frage gibt mir Anlaß, Ihnen 
einen interessanten Sachverhalt nicht vorzuenthal-
ten, der sich mit den GRÜNEN beschäftigt. Da gab 
es bei dem Mitglied des Europäischen Parlaments 
der GRÜNEN, Herrn Schwalba-Hoth — irgendwo 
gibt es da noch sehr unangenehme Erinnerungen  

wegen des Angriffs auf einen amerikanischen Ge-
neral —, einen Fraktionsmitarbeiter namens Ru-
dolf Raabe. Herr Raabe wurde Ende der 70er Jahre 
wegen des Verdachts terroristischer Aktivitäten der 
Roten Zellen mit Haftbefehl gesucht. Nachdem sich 
Raabe 1980 selbst gestellt hatte, wurde er wegen 
dieses Vorwurfs zwar freigesprochen, gleichzeitig 
aber vom Oberlandesgericht Koblenz zu einer emp-
findlichen Geldstrafe verurteilt, weil er seinen Per-
sonalausweis verfälscht hatte. Aus „Raabe" war 
„Baabe" geworden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
meine, dieser Sachverhalt illustriert recht anschau-
lich den Hintergrund der von den GRÜNEN in die-
sem Hause vorgetragenen Polemik gegen die Ein-
führung des fälschungssicheren und maschinenles-
baren Personalausweises und Europapasses. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich möchte Ihnen gleich deutlich sagen: Bürger, 
die nichts zu verbergen haben, brauchen die Ein-
führung der neuen Personalausweise und Pässe 
nicht zu fürchten. Das scheint bei Ihnen anders zu 
sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Mann 
[GRÜNE] meldet sich zu einer Zwischen-

frage) 

Präsident Dr. Jenninger: Der Redner läßt keine 
Zwischenfrage mehr zu. 

(Mann [GRÜNE]: Erst macht er uns an, 
und dann läßt er keine Zwischenfrage 

mehr zu!) 

Clemens (CDU/CSU): Abgesehen davon, daß die 
Maschinenlesbarkeit bei den Möglichkeiten der 
modernen Technik überhaupt nicht mehr der ent-
scheidende Punkt ist, ist sie nach wie vor sinnvoll 
und notwendig. Ich könnte hier jetzt Herrn Schrö-
der von der GdP zitieren, der gerade vor kurzem 
noch einmal festgestellt hat, daß ja nach der heuti-
gen Technik unsere Personalausweise schon so 
vollständig maschinenlesbar sind. Dann kann ich 
nur sagen: Der neue Personalausweis mit nur einer 
kleinen Lesezone ist weitaus günstiger im Sinne 
des Datenschutzes für die Bürger. Ich weiß gar 
nicht, worüber Sie sich in dieser Frage eigentlich 
aufregen. Wohin kämen wir eigentlich, wenn wir 
Polizei und Strafverfolgungsbehörden auf überhol-
tes Handwerkszeug festlegen wollten und die Si-
cherheitsbehörden angesichts der unverminderten 
Kriminalitätsbedrohung vom technischen Fort-
schritt abschnitten? 

Auf der einen Seite sind die Verbrecherbanden 
mit modernsten Techniken hervorragend organi-
siert, auf der anderen Seite wollen Sie, daß die Poli-
zei mit herkömmlichen und überholten Methoden 
arbeiten muß, so nach dem Motto der GRÜNEN: 
Wir wollen den Nachtwächterstaat. Genau das wer-
den wir zu verhindern wissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Vogel [München] [GRÜNE]) 

Auch für das hinter manchen Äußerungen der 
Datenschützer hervortretende Mißtrauen gegen- 
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über den Angehörigen unserer Sicherheitsbehör-
den habe ich überhaupt kein Verständnis. Schließ-
lich haben sich die deutsche Polizei, die Staatsan-
waltschaften und auch der Verfassungsschutz seit 
Bestehen unseres Staates als eine der loyalsten und 
zuverlässigsten Stützen von Demokratie und 
Rechtsstaat erwiesen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Unsere Sicherheitsbehörden verfügen, wie Mei-
nungsumfragen immer wieder bestätigen, über ein 
beachtliches und ungebrochenes Vertrauenskapital 
in der Bevölkerung. Um so schädlicher erscheint es 
uns, jetzt unsinnige Ängste schüren zu wollen und 
grundlos auf dem Vertrauensverhältnis zwischen 
unserer Bevölkerung und der Polizei herumzutram-
peln. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im übrigen ist es doch auch keineswegs so, als ob 
nur die Bundesrepublik Deutschland maschinenles-
bare Personalausweise einführt. Das gleiche ist in 
Belgien der Fall. Das gleiche erleben wir in Groß-
britannien, jedenfalls in bezug auf den Europapaß. 
Desgleichen haben wir in Amerika automatisch les-
bare Reisepässe. Ich sage Ihnen heute schon: Wei-
tere Länder werden folgen. Man kann sich in bezug 
auf die innere Sicherheit nun wirklich nicht immer 
am schwächsten Glied ausrichten. Vielmehr muß 
man das Beste wollen. Daher müssen alle Länder 
zusammenarbeiten. Genau das ist das Ziel, nämlich 
auch in dieser Sache in Europa voranzukommen. 

Der immer wieder vorgetragene Hinweis auf den 
eingeleiteten Abbau der Grenzkontrollen innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaften liegt absolut ne-
ben der Sache. Abgesehen davon, daß es sicherlich 
noch ein sehr langer Weg ist, bis die Grenzen ein-
mal wegfallen, kann ich mir nicht vorstellen, daß 
das 1992 der Fall ist, wo es doch noch so viele zu 
harmonisierende Rechtsanpassungen geben muß, 
bevor wir die Grenzen aufmachen können. Die in-
nere Sicherheit können wir nicht an der fehlenden 
Rechtsangleichung leiden lassen. Außerdem haben 
wir aber auch dann noch Außengrenzen der Euro-
päischen Gemeinschaft. Auf den internationalen 
Flughäfen, z. B. in Frankfurt/Main, werden wir auf 
lange Sicht nicht ohne strenge Grenzkontrollen 
auskommen. Gerade auf den Flughäfen wird die 
Einführung der maschinenlesbaren Ausweise eine 
fühlbare Beschleunigung und Erleichterung der 
Grenzabfertigung im Interesse der Bürger mit sich 
bringen. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, die 
für Sie gemeldete Redezeit ist abgelaufen. Ich 
möchte Sie nur darauf hinweisen. 

Clemens (CDU/CSU): Mir wurde gerade gesagt, 
ich hätte 16 Minuten. Die Uhr hier zeigt allerdings 
immer etwas Falsches an, um das deutlich zu sagen, 
und zwar schon längere Zeit. 

Präsident Dr. Jenninger: Die Uhren stimmen im-
mer, Herr Kollege. 

(Heiterkeit) 

Clemens (CDU/CSU): Entschuldigung, aber als ich 
meine Rede begann, stand die Uhr bei 3, jetzt steht 
sie bei — 04. 

Nicht von ungefähr hat die Internationale Zivil-
luftfahrtorganisation seit Jahren weltweit die Ein-
führung automatisch lesbarer Personalpapiere ge-
fordert. 

Die jetzt verabschiedeten Gesetze sind ein wichti-
ger Beitrag zur Verbrechensbekämpfung. Zugleich 
wird den Bürgern der nach der Verfassung gebo-
tene Schutz ihrer personenbezogenen Daten im 
größtmöglichen Umfang garantiert. Das informa-
tionelle Selbstbestimmungsrecht eines jeden Bür-
gers ist durch die Ausweisgesetze gewährleistet. 

Allen, die in diesem Zusammenhang leichtfertig 
und unbegründet verfassungsrechtliche Bedenken 
äußern, möchte ich einen Gedanken des früheren 
Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts, Herrn 
Benda 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Nein!) 

— doch, ich möchte ihn ausnahmsweise noch ein-
mal positiv zitieren —, 

(Oh-Rufe bei der SPD) 

unter dessen Vorsitz das Gericht sein bekanntes 
Volkszählungsurteil gefällt hat, entgegenhalten. Er 
sagt: 

Das Recht auf die informationelle Selbstbe-
stimmung und der ebenfalls verfassungsrecht-
lich anerkannte Rang der Sicherheit des Staa-
tes und seiner Bevölkerung müssen in der Pra-
xis zu einem optimalen Ausgleich gebracht 
werden. Gegenüber der Aufklärung einer Straf-
tat oder der Abwehr einer Gefahr muß aber das 
Selbstbestimmungsrecht des Rechtsbrechers 
oder des Störers zurücktreten. 

Datenschutz darf eben nicht zum Täterschutz wer-
den. Genau das müssen wir mit der Einführung die-
ser Personalausweise erreichen. 

Lassen Sie mich abschließend noch zwei Gedan-
ken deutschland- und europapolitischer Art zum 
Paßgesetz äußern. An dem Paßgesetz kann man ab-
lesen, wie es mit der Freizügigkeit der Bürger be-
stellt ist. Vielleicht sind wir im freien Teil Deutsch-
lands bereits zu sehr an unsere unbeschränkten 
Reisemöglichkeiten in andere Staaten gewöhnt, um 
den Wert unseres Paßgesetzes in dieser Richtung 
vollständig zu begreifen. Wesentlich ist jedenfalls, 
daß jeder Deutsche im Sinne des Art. 116 unseres 
Grundgesetzes, also auch Einwohner der DDR, ei-
nen Paß erhalten und damit im Ausland reisen kön-
nen. 

Europapolitisch ist der neue weinrote Europapaß 
ein beachtliches Signal. Er ist ein Gewinn für die 
Sicherheit. Die dazu erlassenen Regelungen ver-
wirklichen beispielhaft den Datenschutz. Sie sind 
ein beträchtlicher europapolitischer Fortschritt. Die 
Unionsparteien treten deshalb für ihre möglichst 
rasche Verwirklichung ein. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Tietjen. 

Tietjen (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Herr Kollege Clemens, auf 
Ihre oberflächlichen Ausführungen einzugehen 
lohnt sich nun wirklich nicht. Ich will Sie nur ein-
mal fragen, wie Sie einen Mörder erwischen wollen, 
wenn dieser einen fälschungssicheren Personalaus-
weis tragen muß. Wie wollen Sie einen Räuber mit-
tels eines fälschungssicheren Personalausweises 
erwischen? Dasselbe gilt für einen Vergewaltiger. 
Was Sie hier gesagt haben, Herr Clemens, war so 
oberflächlich, daß es sich wirklich nicht lohnt, dar-
auf einzugehen. Aber man kennt Ihre Oberfläch-
lichkeit aus dem Innenausschuß. 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, die Bundesregierung und die sie tra-
genden Koalitionsfraktionen wollen mit der Verab-
schiedung des Personalausweis- und Paßgesetzes 
und der Einführung neuer Ausweisdokumente, die 
angeblich einen mehrfachen Zweck erfüllen sollen, 
zwei Dinge erreichen: Die Ausweise sollen zum ei-
nen fälschungs- und verfälschungssicher sein; zum 
anderen soll durch die Schaffung einer maschinen-
lesbaren Zone das automatische, das heißt das com-
putermäßige Lesen des Personalausweises und des 
Europapasses ermöglicht werden. 

Es ist zutreffend, daß dieses Gesetzgebungsvor-
haben seit den 70er Jahren schon mehrfach be-
schlossen und wieder zurückgestellt wurde. Die 
SPD-Fraktion hat sich nicht dagegen gewehrt, daß 
am vergangenen, von Ihnen so hektisch gemachten 
Freitag in zweiter und dritter Lesung über den ma-
schinenlesbaren Personalausweis und Europapaß 
entschieden werden sollte. Wir haben uns aber, 
meine Damen und Herren, entschieden dagegen ge-
wehrt, daß gleichzeitig — sozusagen im Hand-
streichverfahren — ein neuer, in seinen Konse-
quenzen bisher nicht absehbarer Paragraph, näm-
lich § 163 d, in die Strafprozeßordnung eingeführt 
werden sollte. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Änderung der Strafprozeßordnung, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, macht einen 
nahezu zügellosen Einsatz des neuen Europapasses 
und Personalausweises möglich. 

Ich persönlich danke dem Herrn Präsidenten 
sehr herzlich dafür, daß er mit dafür gesorgt hat, 
seine Parteifreunde zur Raison zu bringen 

(Heiterkeit bei der SPD) 

und diese wichtige Änderung der Strafprozeßord-
nung nicht im Eilverfahren durchzupauken oder 
durchzupeitschen, wie das manche von Ihnen zu 
sagen beliebten. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist Ihnen 
in dieser Woche eingefallen!) 

Das ist ein schlimmer Akt, den Sie hier vorführen 
wollten. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist ein 
doller Peitschenhieb: Vor zwei Jahren aus

-

geholt, und jetzt knallt's!) 

Wir Sozialdemokraten bekennen uns dazu, daß wir 
Ende der 70er Jahre, als die Anschläge der Terrori-
sten zwar nicht unseren demokratischen Staat, 
aber die Sicherheit unschuldiger Bürger gefährde-
ten, auch nachdrücklich einen fälschungssicheren 
Personalausweis gefordert haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist 1982 ge-
wesen!) 

Sicherheitsexperten haben uns damals versichert, 
daß die neuen Ausweisdokumente ein Beitrag zur 
Bekämpfung von Terrorismus und der Kriminalität 
sein würden. Heute, meine Damen und Herren — 
das scheinen Sie nicht begreifen zu wollen —, müs-
sen wir feststellen, daß die Sicherheitsexperten, die 
den fälschungssicheren Personalausweis immer 
forderten, zum Teil eine viel differenziertere Mei-
nung vertreten und den Sicherheitsgewinn dieser 
Ausweisdokumente in Abrede stellen. 

Ich zitiere in diesem Zusammenhang den Leiter 
des Hamburger Landesamtes für Verfassungs-
schutz, das CDU-Mitglied Christian Lochte, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Du meine Güte! 
— Der einzige war das!) 

— das ist richtig, das können Sie nicht vertra-
gen —, 

(Zustimmung bei der SPD) 

der nämlich sagte: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist immer 
noch derselbe!) 

Absolute Fälschungssicherheit als solche gibt 
es gar nicht. Natürlich ist auch in weiterer Zu-
kunft ein falscher Ausweis herzustellen. Also 
hier wird so getan, 

— das tun Sie dann ja — 

als würde die angebliche Fälschungssicherheit 
einen Gewinn in der Verbrechensbekämpfung 
bringen. Ich kann darlegen, daß ein Sicher-
heitsgewinn damit nicht verbunden ist. 

So das CDU-Mitglied Lochte, Herr Clemens. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was hatten Sie 
bis 1982?) 

Sprechen Sie mit ihm, streiten Sie mit ihm! 

Die SPD-Fraktion hat in nachweisbarer Geradli-
nigkeit gefordert, daß mit der Einführung eines 
neuen Personalausweises auch datenschutzrechtli-
che Regelungen im Sicherheitsbereich geschaffen 
werden. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Clemens? 

Tietjen (SPD): Nein. Ich habe Herrn Clemens vor-
hin klassifiziert und damit deutlich gemacht, daß es 
sich nicht lohnt, von ihm Zwischenfragen entgegen-
zunehmen. 

(Lachen bei der SPD — Oh-Rufe von der 
CDU/CSU) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 202. Sitzung. Bonn, Freitag, den 28. Februar 1986 	15517 

Tietjen 
Wir stehen auch heute noch ohne jede Einschrän-

kung zu der einstimmig angenommenen Entschlie-
ßung des Deutschen Bundestages vom 17. Januar 
1980, in der es heißt, daß anläßlich der Einführung 
neuer Personalausweise weitere Maßnahmen erfor-
derlich sind, um einen ausreichenden Schutz der 
Persönlichkeitsrechte der Bürger gegen miß-
bräuchliche Verwendung ihrer persönlichen Daten 
zu gewährleisten. Aber, meine Damen und Herren, 
heute stehen wir vor der erschreckenden Tatsache, 
daß es die Bundesregierung, ihr Innenminister, der 
Herr Ankündigungsminister Zimmermann, und die 
Rechtskoalition sträflich — ich sage: sträflich — 
unterlassen haben, die datenschutzrechtlichen Be-
denken und Anregungen aufzugreifen, in das Geset-
zeswerk einzubauen und damit den Ausweis aus 
seinem Geruch, ein Instrument der Massendaten-
verarbeitung und der ungezügelten Kontrolle des 
Bürgers durch den Staat zu sein, herauszuholen. 

(Beifall des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

Für uns Sozialdemokraten, meine Damen und 
Herren, sind Datenschutz und innere Sicherheit 
kein Gegensatz. Beide stehen in einem natürlichen 
Spannungsverhältnis wie Freiheit und Sicherheit 
und bedürfen in jedem Einzelfall der Abwägung 
und des Ausgleichs. 

(Beifall bei der SPD) 

Beides ist Grundrechtsverwirklichung, sowohl Da-
tenschutz als auch die Gewährleistung von innerer 
Sicherheit. 

Ich stelle fest, meine Damen und Herren, daß es 
die Bundesregierung bis heute unterlassen hat, für 
die Einführung eines maschinenlesbaren Personal-
ausweises und des Europapasses eine sachlich 
zwingende und überzeugende Begründung zu lie-
fern. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir Sozialdemokraten bestreiten die Notwendigkeit 
des neuen maschinenlesbaren Personalausweises 
und des Europapasses für die Beschleunigung der 
Grenzkontrollen. Ich habe schon wiederholt erklärt, 
daß ich die Maschinenlesbarkeit rechtsstaatlich 
nicht für einwandfrei begründet halte 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Ach du lieber 
Gott! — Clemens [CDU/CSU]: Das sagt 
nicht einmal der Herr Baumann! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

ja, Sie denken zuwenig über den Rechtsstaat 
nach; das ist das Problem bei Ihnen — 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

und auch ihr praktischer Nutzen für die innere Si-
cherheit nicht schlüssig nachgewiesen ist. Bislang 
war immer nur die Rede davon, daß entsprechende 
Lesegeräte nur an der Grenze installiert werden 
sollten und aus Kostengründen in den Bundeslän-
dern nur — wenn überhaupt — eine geringe Stück-
zahl beschafft werden soll. Wenn dann noch nach 
erklärter politischer Absicht — ich denke an Ihren 
Bundeskanzler, der im Europawahlkampf die Öff-
nung aller Grenzen verkündet hat — Grenzkontrol

-

len bis auf Stichproben abgeschafft werden sollen, 
vermag ich bei ganz simpler Kosten-Nutzen-Rech-
nung keinen Gewinn mehr zu erkennen. Im Gegen-
teil: Die mit der Maschinenlesbarkeit verbundenen 
Nutzungsmöglichkeiten werden eine Perfektionie-
rung der Überwachungssysteme mit sich bringen. 
Das wird noch erhebliche Auswirkungen auf den 
gesetzestreuen Bürger haben, der mittels dieses 
Ausweises in Verdachtssituationen geraten kann, 
die er sich in seinen schlimmsten Alpträumen nie 
hätte vorstellen können. 

(Hornung [CDU/CSU]: Davon träumen Sie 
wohl! — Dr. Laufs [CDU/CSU]: Hören Sie 
doch mit dieser Hetze auf! — Weitere Zu-

rufe von der CDU/CSU) 

Die Gefahren, meine Damen und Herren, die wir 
mit der Maschinenlesbarkeit des neuen Personal-
ausweises verbunden sehen, hat in der Vergangen-
heit auch die FDP gesehen. Aber das ist lange, 
lange her, Herr Kollege Hirsch. Der innenpolitische 
Sprecher der FDP-Fraktion, der Kollege Burkhard 
Hirsch, hat noch am 23. Oktober 1984 in einer Pres-
seerklärung vollmundig verkündet, daß die Koali-
tionsfraktionen von CDU/CSU und FDP übereinge-
kommen seien, gleichlaufend mit dem Personalaus-
weisgesetz weitere gesetzliche Datenschutzregelun-
gen im Sicherheitsbereich „einzuläuten". Die FDP 
hat in der Vergangenheit gezeigt, daß sie ihren libe-
ralen Grundsätzen immer wieder untreu geworden 
ist. Ich sage ganz deutlich, daß die FDP nicht mehr 
als das liberale, freiheitliche Korrektiv dieser Koali-
tionsregierung angesehen werden kann. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Verlieren Sie beim Ablesen 
bloß nicht die Zeile! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Unter dem Gesichtspunkt der inneren Sicherheit 
sind die neuen Ausweisdokumente entbehrlich; für 
die Überwachung des Bürgers sind sie aber leider 
ein hervorragend geeignetes Instrument. Dies ist 
aber auch die Absicht dieser Rechts-Regierung und 
der sie tragenden Koalitionsfraktionen. 

Während CDU/CSU und FDP die staatlichen Si-
cherheitsorgane allzuständig und allwissend ma-
chen wollen, gehen wir Sozialdemokraten nach wie 
vor den von der Verfassung vorgegebenen Weg, d. h. 
jedem Bürger ein Maximum an Freiheiten zu ge-
währleisten und der Staatsmacht nur so viel Ein-
griffsmöglichkeiten zu gestatten, wie sie zum Auf-
rechterhalten der Sicherheit und Ordnung benö-
tigt. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich mit 
einem Zitat des Vorsitzenden meiner Gewerkschaft, 
der Gewerkschaft der Polizei, Günter Schröder, ab-
schließen; er sagt: Nicht das technisch Machbare 
und Mögliche ist der Maßstab für die Arbeit der 
Polizei, 

(Zuruf des Abg. Hinsken [CDU/CSU]) 



15518 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 202. Sitzung. Bonn, Freitag, den 28. Februar 1986 

Tietjen 
sondern das von den Bürgern Gewünschte und Not-
wendige, ausgerichtet und beschränkt durch die 
Verfassung. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Der sogenannte fälschungssichere und maschinen-
lesbare Personalausweis und der Europapaß ent-
sprechen diesem Grundsatz nicht. Deshalb lehnen 
wir Sozialdemokraten diese Gesetze ab. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Und daß Sie hier so wie üblich in maßloser Weise 
Zwischenrufe machen, 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der CDU/CSU und der FDP) 

zeigt, daß Sie sich schuldig fühlen an einem Ge-
setz, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind nur 
beim Ablesen gestört worden!) 

das Sie machen mußten, weil die „Elefantenrunde" 
dies gefordert hat. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hirsch. 

(Mann [GRÜNE]: Jetzt kommt der liberale 
Eiertanz!) 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Man kann sich, wenn man an Daten-
schutz interessiert ist, über das Aufsehen eigentlich 
freuen, das bei diesem Gesetz deutlich geworden ist, 
weil nämlich dadurch jedermann klargeworden ist, 
daß der Staat nicht jedes denkbare Machtmittel 
einsetzen darf, auch wenn er hier einen guten 
Zweck — Fragen der Strafverfolgung — erfüllen 
will. 

Ausdehnung staatlicher Machtmittel kann dann, 
wenn ein bestimmter Punkt überschritten wird, 
nicht zu mehr Sicherheit, sondern zu mehr Furcht 
führen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dieser Punkt ist um so eher erreicht, je mehr der 
einzelne glaubt, selbst betroffen zu sein, und je we-
niger er durchschaut, um was es sich handelt. 

Meine Damen und Herren von der SPD, wenn wir 
uns auf irgendeinem Gebiet um Gemeinsamkeit be-
mühen oder wenigstens unsere Meinungsverschie-
denheiten sorgsam definieren müßten, dann wäre 
es auf dem Gebiet der inneren Sicherheit — oder 
besser: bei der sorgsamen liberalen Abwägung zwi-
schen der Freiheit des einzelnen und seinen Pflich-
ten, dem Staat die Durchsetzung des Rechts zu er-
möglichen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das sollte ohne Polemik möglich sein. Es kann auch 
der SPD, es kann auch den von ihr gestellten Innen-
ministern nicht gleichgültig sein, Herr Winterstein, 
wenn die Polizei plötzlich als eine Organisation dar- 

gestellt wird, die nur darauf aus ist, das Recht zu 
brechen, ihre Mittel zu mißbrauchen und den Bür-
ger zu unterjochen. Damit entziehen Sie der Polizei 
das Vertrauen der Bürger. Ob wir eine demokrati-
sche und — ich sage — republikanische Polizei ha-
ben oder nicht, hängt nicht von einem Detail des 
Gesetzes ab, sondern von dem Geist, in dem die 
Polizei geführt wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Was Sie, Herr Minister Winterstein, vor wenigen 
Tagen in einer Sendung des Hessischen Fernse-
hens an Unterstellungen akzeptiert haben — Sie 
haben es mitgemacht, Sie haben dem nicht wider-
sprochen —, das hat mich schon erschrocken. Das 
ist eigentlich ein Tiefstand politischer Kultur. Das 
muß ich Ihnen leider sagen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir sollten also die maßlose Polemik den GRÜ-
NEN überlassen 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

und sachlich prüfen, ob diese Gesetze die notwendi-
gen Grenzen zwischen staatlicher Macht und bür-
gerlicher Freiheit sicher ziehen. 

Ob der Personalausweis und der Paß maschinen-
lesbar sein sollen oder nicht, dazu wird seit Jahren 
kein neuer Gedanke mehr vorgetragen. Solange die 
SPD, Herr Tietjen, an der Regierung beteiligt war, 
hat sie sich immer ausdrücklich dafür entschieden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So, so!) 

Mir ist unklar, Herr Minister Zimmermann, wie 
Sie in einer Presseerklärung sagen lassen können, 
daß Ihr Vorgänger zwar für den maschinenlesbaren 
Ausweis gewesen sei, sich dann aber dagegen ge-
wendet habe. Derjenige, der Ihnen das aufgeschrie-
ben hat, muß einen plötzlichen geistigen Aussetzer 
gehabt haben. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben gemeinsam schon lange vor dem Volks-
zählungsurteil die Bedingungen definiert, die auch 
heute noch Bestand haben, daß maschinenlesbar 
nämlich nur der Name, das Geburtsdatum und die 
Ausweisnummer sein dürfen, daß der Ausweis 
keine heimlichen Mitteilungen enthalten darf und 
daß die Maschinenlesbarkeit nur von der Polizei 
und an der Grenze vom Zoll zum Abruf aus dem 
polizeilichen Fahndungsbestand benutzt werden 
darf. 

Ihre Bedenken können nur darin liegen, daß ein 
zukünftiger Gesetzgeber über diese Schranken hin-
ausgehen könnte. Das ist richtig. Aber die politi-
schen Wertungen unserer Nachfolger oder der 
Landtage beeinflussen wir bestimmt nicht mit § 1 
Abs. 3 des Personalausweisgesetzes, sondern mögli-
cherweise mit der politischen Kultur, mit der wir 
unsere Auseinandersetzungen austragen. 

Ich halte auch nichts davon, den Leuten vorzu-
gaukeln, daß die Maschinenlesbarkeit das Entschei-
dende sei, wenn wir doch wissen, daß der Unter-
schied nur darin liegt, daß die entsprechenden 
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Daten sonst mit der Hand des Polizeibeamten in die 
Datenverarbeitung eingegeben werden. 

(Abg. Mann [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Wollen Sie etwas zur Maschinenlesbarkeit fra-
gen? 

(Mann [GRÜNE]: Das muß zunächst der 
Präsident genehmigen!) 

Präsident Dr. Jenninger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Dr. Hirsch (FDP): Ja, wenn mir die Zeit nicht ange-
rechnet wird. 

Präsident Dr. Jenninger: Bitte sehr, Herr Kollege 
Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Dr. Hirsch, eine 
aufklärende Frage: Ist es richtig, daß nach wie vor 
alle Datenschutzbeauftragten der Länder und der 
Bundesdatenschutzbeauftragte die Maschinenles-
barkeit ablehnen, weil ihrer Meinung nach im 
Sinne des Volkszählungsurteils keine überwiegen-
den Interessen des Gemeinwohls zur Einführung 
dieses gefährlichen Systems dargelegt sind? 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege Mann, wir haben 
uns mit den Datenschutzbeauftragten über diese 
Frage in mehreren Anhörungen auseinanderge-
setzt. Es ist richtig, daß einige von ihnen — nicht 
alle — in der Tat Bedenken erheben. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wer stimmt 
denn zu?) 

Ich glaube, daß die Datenschutzbeauftragten zwar 
ihren Bereich sehen, aber nicht alle Einzelheiten 
der polizeilichen Konsequenzen übersehen kön-
nen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich setze mich hier damit auseinander, daß sich 
die Sozialdemokraten über Jahre hinweg einmütig 
für die Maschinenlesbarkeit eingesetzt haben 

(Duve [SPD]: Vor dem Volkszählungsur

-

teil!) 

und daß sie sich plötzlich davon abseilen, seitdem 
sie nicht mehr in der Regierung sind. — Lieber 
Herr Kollege Duve, auch nach dem Volkszählungs-
urteil ist von Ihrer Seite — ich meine jetzt nicht Sie 
persönlich, aber Ihre Fachleute — nicht ein einziger 
neuer Gedanke vorgetragen worden, der zu einer 
anderen Beurteilung führen müßte. Wir haben ge-
sagt, daß wir die Bedingungen definieren müssen, 
und das tun wir allerdings mit äußerster Akribie. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Duve [SPD]: In kürzester 
Zeit! — Ströbele [GRÜNE]: Ihnen ist auch 
nichts Besseres eingefallen, warum Sie das 

einführen wollen!) 

Nun hat sich die Diskussion auf die Frage der 
Schleppnetzfahndung verlagert. Schon dieser Be-
griff zeigt das Problem: ob und in welchem Umfang  

wir einen Bürger polizeilich in Anspruch nehmen 
wollen, der nicht tatverdächtig ist, bei dem aber die 
Polizei zunächst nicht ausschließen kann, daß er als 
Täter in Betracht kommt. Nun rügen Sie das Ver-
fahren; auch Herr Tietjen hat das getan. Sie sagen, 
Sie seien in dieser Frage überfallen worden. Dazu 
muß ich sagen, daß das nicht richtig ist. 

Das sogenannte Schleppnetz ist zum erstenmal in 
§ 3 a des Gesetzentwurfs vom Oktober 1984 in allen 
Einzelheiten dargestellt und hier in der ersten Le-
sung am 25. Oktober 1984 behandelt worden. Am 
20. Mai 1985 hat es eine Anhörung gegeben. Wir 
haben daraus Folgerungen gezogen und haben am 
15. Januar 1986 im Innenausschuß neue Formulie-
rungen eingebracht. Diese sind noch einmal einer 
Anhörung unterworfen worden. Daraufhin haben 
wir weitere Einschränkungen eingebracht. 

(Zuruf des Abg. Dr. de With [SPD]) 

Das Enttäuschende ist, daß Sie bei aller Opposition, 
die ich würdige, seit dem Oktober 1984 aus den 
Anhörungen und Formulierungen keine für uns er-
kennbare Konsequenz gezogen haben. Sie haben 
nicht einen einzigen Antrag dazu eingebracht, Sie 
lehnen es nur ab. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Was wir nun in dem Gesetzentwurf haben, geht 
nach meiner Überzeugung hinter den geltenden 
§ 111 der Strafprozeßordnung zurück. Die Kontroll-
stellen werden nur bei wenigen Delikten der 
Schwerstkriminalität eingerichtet: Mord, Totschlag, 
Menschenraub, schwerer Raub. 

(Ströbele [GRÜNE]: Bei Verdacht darauf!) 

Die richterliche Anordnung ist die Voraussetzung 
oder ist als unverzügliche Bestätigung erforderlich. 
Wenn sie nicht binnen dreier Tage folgt, wird alles 
gelöscht. 

(Duve [SPD]: Das ist unklar formuliert!) 

Wir haben eine absolute Höchstgrenze der Speiche-
rung. Vorgeschrieben ist, daß die Auswertung der 
Daten nur bei der Polizei oder der Staatsanwalt-
schaft erfolgen kann, daß es keine Übermittlung an 
irgendwelche sonstigen Dienste gibt. Wir haben 
vorgeschrieben, daß die Auswertung der Daten aus-
schließlich zur Aufklärung der Straftat erfolgen 
darf, derentwegen eine Kontrollstelle eingerichtet 
wird, 

(Ströbele [GRÜNE]: Aber!) 

allerdings einschließlich der Zufallsfunde. Dazu hat 
nur Herr Ströbele bisher die Meinung vertreten, 
daß man einem Täter, den man frisch an einer Kon-
trollstelle erwischt, sagen muß: Gute Fahrt, lieber 
Freund, wir haben dich nicht bei dieser Gelegenheit 
gesucht! 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist Unsinn! Das 
hat mit der Speicherung überhaupt nichts 

zu tun!) 

— Auch das haben wir Ihnen in epischer Breite 
erklärt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Erzählen Sie nicht so 
einen Unsinn!) 
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Die Auswertung des Datenbestandes darf nur mit 
dem Ziel erfolgen, die Straftat, um die es sich han-
delt, festzustellen und aufzuklären. 

(Ströbele [GRÜNE]: Also nichts mit „Win

-

ke, winkel) 

Wollen Sie, wenn man bei dieser finalen, zweckge-
richteten Aufklärung eine andere Straftat erkennt, 
meinetwegen feststellt, daß ein Auto, das durch die 
Kontrollstelle gefahren ist, gestohlen war, etwa dem 
Eigentümer dieses Autos sagen: Guter Mann, wir 
wissen zwar, wer deinen Wagen gestohlen hat, aber 
leider können wir nichts tun, weil Herr Ströbele 
dagegen ist? Wenn Sie so Datenschutz verstehen, 
bleibt nach kurzer Zeit vom Datenschutz nichts 
mehr übrig. Das muß ich Ihnen leider sagen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Duve [SPD]: Platte Polemik, verehrter 

Herr Hirsch!) 

Der Herr Kollege Winterstein kann ja nachher dar-
stellen, in welcher Weise er die log-Bänder von 
HEPOLIS zu einer Schleppfahndung großen Um-
fanges benutzt. 

(Senfft [GRÜNE]: Ich dachte, Sie wollten 
zur Sache reden!) 

Und da sollten Sie nicht sagen, Herr Winterstein, 
daß sie von der Staatsanwaltschaft gezwungen wür-
den, wenn Sie nach dem Bericht von Herrn Simitis 
freiwillig die Bänder herausgeben, jedenfalls nichts 
Erkennbares getan haben, um die Herausgabe die-
ser log-Bänder zu verhindern. 

(Beifall bei der FDP — Duve [SPD]: Es 
geht um die Speicherung, nicht um die Er

-

fassung!) 

Schließlich haben wir vorgesehen, daß derjenige, 
gegen den die Ermittlungen eingeleitet werden, 
möglichst bald informiert wird. 

Ich finde es wirklich interessant, daß Sie in unse-
ren tagelangen Beratungen zwar im Zweifel dar-
über waren, ob die gewählten Formulierungen den 
beabsichtigten Inhalt treffen, daß Sie aber zum In-
halt selbst keine Anträge, außer natürlich auf völ-
lige Ablehnung, gestellt haben. 

Wir denken, daß man diese computergestützte 
Ringfahndung — wer das Wort „Schleppnetz" er-
funden hat, der war auch nicht ganz bei Trost — 

(Beifall bei der FDP) 

bei Delikten der Schwerstkriminalität zulassen soll-
te. Und wir denken, daß der Bürger das auch akzep-
tiert. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Wernitz? 

Dr. Hirsch (FDP): Ja, bitte schön. 

Dr. Wernitz (SPD): Herr Kollege Hirsch, können 
Sie mir bestätigen, daß es der Vertreter der Bundes-
regierung selbst war, der in die Beratungen des 
Innenausschusses den Begriff „Schleppnetzfahn-
dung" eingeführt hat? 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege Wernitz, es ist zu-
treffend, daß ich im Innenausschuß zum erstenmal 
diesen Begriff gehört habe, und zwar von einem 
Mitarbeiter des Ministeriums. 

(Ströbele [GRÜNE]: Nicht ganz bei Trost 
oder wie?) 

Nur muß das ja nicht dazu führen, daß man diesen 
Begriff für richtig hält. Die Sprache ist eine Waffe. 
Und wer einen solchen Begriff erfindet, tut das mit 
einer Vorstellung, die ich nicht teilen kann. Und sie 
ist doch auch nicht sachgerecht. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wir werden doch noch 
das zitieren dürfen, was einer vom Innen-

ministerium sagt!) 

Ursprünglich lagen Vorstellungen auf dem Tisch, 
die sehr viel weiter gingen. Wir haben gegen diese 
Vorschläge Widerstand geleistet und aus diesem In-
strument das gemacht, was ich eine computerge-
stützte Ringfahndung nenne. Das trifft die Sache 
besser. 

(Dr. de With [SPD]: Netzfahndung ist auch 
drin!) 

Präsident Dr. Jenninger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Ströbele? 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident, es hat keinen 
Sinn, mit Herrn Ströbele zu diskutieren, weil er 
stets erklärt: Was immer Sie vorschlagen, wir leh-
nen es ab. — Herr Kollege Ströbele, ich möchte also 
fortfahren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich denke, daß der Bürger diese Art der Fahn-
dung akzeptiert. Wir halten die jetzt gefundene 
Form für vertretbar. 

Ich möchte — Herr Vogel, das muß ich sagen — 
in  meinem Leben — Herr Vogel, ich möchte Sie an 
Dinge erinnern, die wir gemeinsam erlebt haben — 
nicht noch einmal vor der Frage stehen, ob ich zur 
Aufklärung einer Straftat von höchstem öffentli-
chen Interesse und zur Rettung eines Menschen an 
die Grenzen der Legalität oder darüber hinaus ge-
hen muß. 

(Dr. Vogel [SPD]: Kein Streit!) 

Ich möchte keine Regelung haben, bei der sich die 
Exekutive dann sehr leicht in den Notstand getrie-
ben fühlt. Das heißt aber auch, daß wir als Gesetz-
geber verpflichtet sind, für Fälle dieser äußersten 
Art Regelungen zur Verfügung zu stellen, die auch 
in diesen Dingen ein legales und strikt am Gesetz 
orientiertes Vorgehen erlauben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel [SPD]: Aber nicht diese Rege-

lung!) 

Meine Damen und Herren, der Sinn der Gesetz-
gebung, die das Volkszählungsurteil ausfüllen soll, 
ist es, auch unter den Bedingungen der elektroni-
schen Datenverarbeitung Vertrauen und Rechts-
frieden zu schaffen. Die bisherigen Erfahrungen 
waren nicht ermutigend. Darum müssen wir uns 
trotz des aufziehenden Wahlkampfes bemühen, die 
Auseinandersetzungen auf den Boden der Sachlich- 
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keit zurückzuführen. Wir wünschen uns, daß die 
Länder ihre Überlegungen zu einem neuen Polizei-
recht endlich veröffentlichen und diese Entwürfe 
nicht länger der öffentlichen Diskussion entziehen. 
Wir möchten, daß Bund und Länder möglichst bald 
ihre Vorstellungen zur Strafprozeßordnung vorle-
gen. Dieser Wunsch bezieht sich auch auf das Ge-
setz über das Bundeskriminalamt und andere Ge-
setze. Es ist richtig, daß die Gesetzgebung nur 
schrittweise vorgehen kann, aber es muß der Ge-
samtplan erkennbar werden, nach dem wir unser 
Rechtssystem notwendigerweise den Grundsätzen 
des Volkszählungsurteils anpassen wollen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wohl wahr!) 

Wir haben die Chance, den Eiferern aller politi-
schen Richtungen abzusagen und den Versuch zu 
unternehmen, über die Grenzen der Fraktionen 
hinweg einen neuen, gemeinsamen Anfang der Zu-
sammenarbeit in Fragen der inneren Sicherheit zu 
machen. Der Bürger erwartet es, und wir sind dazu 
bereit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Bürge-
rinnen und Bürger! Nach 40 Stunden Beratung — 
davon über 20 Stunden im Innenausschuß — zu die-
sen beiden Gesetzen möchte ich zunächst einmal 
ganz kurz aus dem Kuddelmuddel der Paragra-
phen, der Artikel und der Absätze aussteigen und 
Ihnen hier einige grundsätzliche Gedanken vortra-
gen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Die Paragraphen 
sind für Sie Kuddelmuddel? Das ist ja sehr 

interessant!) 

Die Frage, die man in Deutschland doch auch ein-
mal stellen müßte, lautet: Braucht man eigentlich 
unbedingt einen Personalausweis? Braucht man 
Anmeldungen? Wäre es nicht erstrebenswert, in 
Deutschland umziehen zu können, ohne sich umzu-
melden, wie das in anderen Ländern geht, und daß 
jedes Legitimationspapier ausreicht, um Ausweis-
bedürfnisse zu befriedigen? 

(Fellner [CDU/CSU]: Impfschein!) 

Ist das nicht vielleicht das, was das Grundgesetz 
unter Freizügigkeit versteht? Wäre es nicht eine 
tolle Idee, in Deutschland so etwas möglich zu ma-
chen? 

(Kalisch [CDU/CSU]: Wenn es solche Leute 
wie Sie nicht gäbe!) 

Oder ist das alles Quatsch, ist das irreal, ist das 
töricht? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Diese Frage sollten Sie stellen. Dann sollten Sie, 
Herr Clemens, einmal in die USA und nach England 
und in die anderen westlichen Demokratien guk-
ken. Dann würden Sie feststellen, daß es dort ge- 

nausowenig einen Personalausweiszwang wie ein 
Meldegesetz gibt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Aber da kann man 
auch nicht so leicht rein und raus wie bei 

uns!) 

Vielleicht würde es diesem 10. Deutschen Bundes-
tag zur Ehre gereichen, wenn er den Personalaus-
weiszwang, der von den nationalsozialistischen Be-
hörden erstmals 1938 in Deutschland eingeführt 
worden ist, aufheben würde. Das wäre ein Ziel, für 
das zu kämpfen es sich lohnen würde. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In dieser Richtung sollten wir als Gesetzgeber den-
ken. So verstehe ich eigentlich auch die Aufforde-
rung des Bundesverfassungsgerichts im Volkszäh-
lungsurteil: mehr Persönlichkeitsrecht und mehr 
Datenschutz für die Bürger zu schaffen. 

Wenn man so etwas im Innenausschuß diskutie-
ren will, dann läuft Herr Hirsch 'raus; dann denkt 
er überhaupt nicht darüber nach. Bei Herrn Hirsch 
und bei Herrn Baum merkt man eben den ehemali-
gen Polizeiminister. Sie können gar nicht mehr an-
ders denken. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Bei Ihnen 
merkt man etwas ganz anderes Ehemali-
ges! — Kalisch [CDU/CSU]: Was glauben 
Sie, was man bei Ihnen merkt? — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

Sie können überhaupt nur denken: mehr Kontrolle, 
mehr Überwachung, mehr Zwang. Die einzige Fra-
ge, die Sie sich stellen, ist: Wieviel können Sie der 
Bevökerung im Augenblick zumuten, und wieviel 
macht das Verfassungsgericht gerade so eben noch 
mit? Das ist die einzige Grenze, die Sie beachten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie schaffen an, Sie behalten bei: Ausweispflicht, 
Paßpflicht, Meldepflicht, Volkszählungspflicht, Mi-
krozensuspflicht. Überall nur Zwang, überall nur 
Pflichten! Das Wort Freiwilligkeit haben Sie völlig 
vergessen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Und dann 
nennen sie sich liberal!) 

Das alles steht unter dem Motto: mehr Sicherheit. 
Sicherheit könnte eigentlich ein positiver Begriff 
sein, aber für Sie ist mehr Sicherheit immer nur 
mehr Staat, mehr Polizei, mehr Geheimdienste und 
mehr soziale Kontrolle der Bevölkerung. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Und weniger 
GRÜNE!) 

Sie sehen die Bürgerinnen und Bürger nur noch als 
Störer, als potentielle Straftäter, eben als Sicher-
heitsrisiko. Das ist der Geist der Sicherheitsgesetze, 
mit denen wir uns insgesamt beschäftigen müssen. 
Das ist der Geist auch des maschinenlesbaren Per-
sonalausweises und Passes. 

Die ganze Bevölkerung, jeder Mann und jede 
Frau, soll ab 1987 den maschinenlesbaren Perso-
nalausweis und am besten auch noch den maschi-
nenlesbaren Paß besitzen, beide mit Seriennum- 
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mern, Lesezonen, zwei zusätzlichen Karteien, zwei 
zusätzlichen Registern, in denen die Daten der Bür-
ger gespeichert sind und die für die Behörden na-
hezu grenzenlos zugänglich sind. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: So ein Schmar

-

ren!) 

Die Begründung, die immer wieder gebracht wird 
— von Herrn Zimmermann heute auch wieder —, 
ist die schnellere Abfertigung an der Grenze und 
bei Kontrollen. Wenn das richtig ist, Herr Zimmer-
mann, warum geben Sie dann dem Bürger nicht die 
Wahlfreiheit? Warum nehmen Sie ihn nicht ernst 
als Individuum und sagen: Okay, wer das Ding ha-
ben möchte, kann es haben, und wer das nicht ha-
ben möchte, kann den Ausweis haben, den er haben 
will, so wie wir ihn vorgeschlagen haben? 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

Warum wollen Sie den Bürger zwangsweise ver-
pflichten, nur noch mit maschinenlesbarem Paß ins 
Ausland reisen zu können, und ihn damit all den 
Risiken aussetzen, die hier beschrieben worden 
sind und zu denen ich gleich noch komme? 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU und 
der FDP) 

Dann wird von besserer Verbrechensbekämpfung 
gesprochen. Darum soll es gehen. Nicht nur Herr 
Lochte — der Kollege Mann hat darauf hingewie-
sen —, sondern Polizeibeamte, die wir im Hearing 
gehört haben — Herr Schröder hat das gesagt, an-
dere Sachverständige haben das gesagt —, haben 
gesagt, daß das dazu überhaupt nicht erforderlich 
sei. In anderen Ländern gibt es keinen maschinen-
lesbaren Paß und keinen Personalausweis. Versin-
ken die denn im Chaos von Verbrechen und Unord-
nung? Da geht es doch auch ohne diese zusätzlichen 
Kontrollmöglichkeiten. Das heißt, dieses Argument 
ist gesucht. Das ist eines der Argumente, die von 
dem ehemaligen Präsidenten des BKA gebracht 
worden sind und die Sie jetzt immer wieder nachbe-
ten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind eine Si

-

cherheitsgefährdung!) 

Die Gefahren aber, die von dieser Plastikkarte, 
die wir ab April 1987 alle haben sollen, ausgehen, 
sind kaum abzuschätzen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Welche Gefahren?) 

— Genau darauf komme ich jetzt: Welche Gefah-
ren? Als erstes können Sie mit diesen Plastikkarten 
nahezu alle Dateien erschließen. Als zweites ist die 
Mißbrauchsgefahr da. Ich rede aber gar nicht von 
der Mißbrauchsgefahr, sondern ich rede davon, wo-
von auch Herr Baumann, der Datenschutzbeauf-
tragte, in der letzten Woche im Innenausschuß im-
mer wieder, bis nach Mitternacht, geredet hat, daß 
dieses Instrument, das Sie schaffen, daß dieser 
Schlüssel, den Sie schaffen, die Begehrlichkeit all-
überall, im privaten Bereich und im öffentlichen 
Bereich, wecken wird, ihn zu benutzen, dieses In

-

strument einzusetzen und immer mehr Möglichkei-
ten für die Anwendung zu schaffen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das sind doch alles 
Unterstellungen!) 

§ 3 a dieses Gesetzes gibt den Länderbehörden, gibt 
den Ländergesetzgebern, gibt dem Bundesgesetzge-
ber die Möglichkeit, das grenzenlos auszuweiten. 
Sie haben selbst gehört, daß Herr Baumann im In-
nenausschuß darauf hingewiesen hat — er hat von 
seinen Mitarbeitern ein Szenario entwickeln las-
sen —, für was das alles benutzt werden kann: 

(Hornung [CDU/CSU]: Ein Horrorgemäl-
de!) 

für die Zugangskontrolle zu Banken, Zugangskon-
trolle zum Bundestag beispielsweise, Zugangskon-
trolle zu Fußballstadien, Zugangskontrolle zu einem 
Tennismatch von Boris Becker, für all das kann das 
gebraucht werden. Herr Baumann hat sich unseren 
Bitten verschlossen, uns das vorzulegen, was seine 
Mitarbeiter erarbeitet haben, mit der Begründung, 
er wolle die Angst, die dann noch zusätzlich komme, 
nicht vergrößern. Das Horrorgemälde, das sich da 
in den Akten befindet, würde zeigen, daß wir mit 
unseren Befürchtungen leider allzu recht haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der maschinenlesbare Paß — ich habe Ihnen im 
Innenausschuß den Brief einer Bürgerin vorgele-
sen, die an mich geschrieben hat; Sie haben das ein-
fach übergangen — kann in allen Staaten, in die Sie 
reisen, gebraucht werden. Sie zwingen diesen Paß 
den Bürgerinnen und Bürgern auf, die damit reisen 
müssen, wenn sie ins Ausland gehen. Im Ausland 
bei jeder x-beliebigen Militärdiktatur kann dieses 
Instrument gegen den Bürger, der sich dort aufhält, 
gebraucht werden, gegen den Deutschen und die 
Deutschen, die dort leben und die sich den Kontrol-
len aussetzen müssen. Sie zwingen ihnen diesen 
Paß auf; die haben keine andere Möglichkeit. Damit 
liefern Sie die Bürger solchen diktatorischen Regi-
men, die solche Lesegeräte längst haben, nahezu 
schonungslos, grenzenlos und schutzlos aus. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie meinen den Keppel 
in Paraguay?) 

— Paraguay zum Beispiel. — Nicht zu vergessen die 
Sicherheitsbehörden selbst, die Polizei, die Geheim-
dienste sind in höchstem Maße daran interessiert, 
daß dieses Instrument geschaffen wird. 

Als ich im Innenausschuß darum gebeten habe, 
die Gesetzentwürfe der Länder, die Befugnisse der 
Polizei und das betreffend, was alles später mit dem 
maschinenlesbaren Personalausweis und dem Paß 
gemacht werden kann, vorzulegen, wurde ich selbst 
von der SPD fast überfallen; mir wurde gesagt, das 
habe hiermit überhaupt nichts zu tun, das gehe uns 
überhaupt nichts an, und das sei auch gar nicht so 
schnell beschaffbar. 

Am nächsten Morgen lagen die Gesetzentwürfe 
vor, z. B. der aus Hessen. Nach diesen Gesetzent-
würfen plant die Polizei — das müssen Sie wissen, 
wenn Sie das verabschieden — die Speicherung 
personenbezogener Daten im Rahmen der vorbeu-
genden Verbrechensbekämpfung, nicht etwa nur 
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dann, wenn eine Straftat begangen worden ist, son-
dern für die vorbeugende Verbrechensbekämpfung, 
die Herr Herold immer im Kopf hatte. Diese Aus-
weise sollen nicht nur dazu benutzt werden, Daten 
aufzunehmen, sondern auch dazu, Daten zu spei-
chern, und zwar zu Tatbeständen, die überhaupt 
nichts mit § 111 und mit Raub und mit Mord und 
mit all dem, wovon Sie immer reden, zu tun haben; 
vielmehr wird dafür nahezu jeder Paragraph des 
Strafgesetzbuches ausreichen, von der einfachen 
Körperverletzung bis dahin, daß sogar private In-
teressen geschützt werden. Die Polizei plant dies. 
Das Gesetz, das Sie hier heute verabschieden wol-
len, gibt der Polizei die Möglichkeit, das zu tun, und 
gibt den Ländern die Möglichkeit, dafür die Rechts-
grundlagen zu schaffen. Damit wird genau das ge-
tan, worauf der Kollege Volmer heute morgen hin-
gewiesen hat: Der Bürger wird nahezu grenzenlos 
in den Dateien gespeichert, und damit soll soziale 
Kontrolle ermöglicht werden. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Während wir im Innenausschuß noch darüber ge-
stritten haben, welche Gefahren von § 163d ausge-
hen könnten, 

(Bohl [CDU/CSU]: Haben Sie eigentlich et

-

was zu verbergen, so daß Sie das nicht wol

-

len?) 

werden diese Gesetze in den Ländern geplant, vor-
bereitet und in naher Zukunft wahrscheinlich auch 
verabschiedet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vor allem in 
Hessen!) 

Der maschinenlesbare Personalausweis schafft das 
Instrumentarium, und alle, die es gebrauchen kön-
nen, werden es nutzen. § 3 a schafft diese Möglich-
keit ohne jede Begrenzung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine Unver

-

schämtheit, was Sie da alles erzählen!) 

Wir brauchen diesen Personalausweis nicht. Wir 
brauchen den § 163d, die Schleppnetzfahndung, 
nicht. Herr Hirsch, Sie haben darauf hingewiesen, 
daß die Sprache vieles verrät. Die Sprache verrät 
hier auch den Geist der Leute, die den Begriff 
„Schleppnetzfahndung" geprägt haben. Wir im In-
nenausschuß haben dieses Wort von einem Herrn 
aus dem Bundesinnenministerium nicht nur gehört, 
sondern er hat uns auch gesagt, woher es kommt. 
Er hat es nicht selber erfunden, sondern das ist ein 
polizeilicher Begriff, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sagen Sie 
doch einmal, woher Sie kommen!) 

ein Begriff, der für die Polizei der maßgebliche ist, 

(Bohl [CDU/CSU]: Ist denn Ihre Bewäh

-

rungszeit schon abgelaufen?) 

und das zeigt, daß die Polizei den Bürger als Fisch 
auffaßt, über den sie das Netz werfen kann, in dem 
alle hängenbleiben, das Netz, mit dem sie dann 

versucht, sich die großen und die kleinen, die grü-
nen Heringe und die anderen herauszufischen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kalisch 
[CDU/CSU]: Ja, wieder schlechte Zeiten für 

Terroristen!) 

Durch diesen § 163 d wird der Verdacht vorverla-
gert, auf Grund dessen die Strafverfolgungsbehör-
den und die Polizei tätig werden können. Als Ver-
dächtiger ist in Zukunft jeder anzusehen, der sich 
an einer Kontrollstelle, die eingerichtet worden ist, 
um die Daten der Bürger aufzunehmen, oder an 
einer Grenzstelle bewegt. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sie wissen doch, 
daß Sie jetzt die Unwahrheit sagen! — Wei-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie sagen: Der Eingriff in die Rechte der Bürger 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Unentwegt sagen 
Sie die Unwahrheit!) 

ist ja gar nicht so schlimm, denn wer nichts zu ver-
bergen hat — das wird hier ja immer wieder ge-
sagt —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

muß sich auch in die Dateien aufnehmen lassen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat dankenswerter-
weise darauf hingewiesen, daß dieser lautlose Ein-
griff in das Persönlichkeitsrecht des Bürgers als 
genauso schwerwiegend zu bewerten ist wie ein 
Eingriff beispielsweise durch eine Hausdurchsu-
chung. 

Der Bürger, der befürchten muß, daß seine Daten 
aufgenommen werden und gespeichert werden, der 
sich deshalb in seiner politischen Betätigung be-
schränken läßt, der möglicherweise davon ausgeht, 
daß dann, wenn er zu einer Veranstaltung geht, 
seine Daten aufgenommen werden, und der damit 
rechnen muß, daß diese Daten dann gespeichert 
werden, wird sich dreimal überlegen, ob er von sei-
nem Recht auf Meinungsfreiheit und politische Be-
tätigung Gebrauch macht. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der GRÜ-
NEN — Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Das ist der Grund dafür, daß wir diesen Eingriff als 
mindestens genauso schwerwiegend ansehen wie 
den Eingriff in die Rechte der Bürger bei Durchsu-
chungen. 

(Kalisch [CDU/CSU]: Ich frage mich im-
mer, von welchem Bürger Sie reden!) 

Das ist die unheimliche Sicherheit, die Sie uns 
mit diesem Ausweis bescheren wollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihnen ganz be-
sonders!) 

Der Bürger soll selber nicht mehr feststellen, soll 
selber eigentlich gar nicht mehr merken, was mit 
ihm und was mit seinen Rechten geschieht; 

(Hinsken [CDU/CSU]: Von welchem Bür-
ger reden Sie denn?) 

die Eingriffsqualität dieser Datenspeicherung soll 
er nicht erkennen. 
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Wir setzen gegen diese Art von Sicherheit, die Sie 

immer wieder proklamieren, Freiwilligkeit und Ver-
trauen. 

(Kalisch [CDU/CSU]: Dann haben wir den 
Nachtwächterstaat!) 

Wir wollen weniger Staat, wir wollen mehr Bürger-
freiheit. Deshalb wollen wir ein freiwilliges Identi-
tätspapier. Wir wollen einen Ausweis, zu dem der 
Bürger selber entscheiden kann, ob er ihn haben 
will oder nicht, ob er ihn braucht oder nicht, ohne 
Seriennummer, ohne Registrierung in zusätzlichen 
Dateien, mit technischer Sicherheit, daß diese Da-
ten nicht in automatischen Dateien gespeichert 
werden können, und damit mit konsequentem Da-
tenschutz. 

(Dolata [CDU/CSU]: Herr Ströbele, ver

-

trauen Sie uns doch mal! — Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Jeder stellt sich seinen Aus

-

weis selber aus! — Bühler [Bruchsal] 
[CDU/CSU]: Alle Polizisten werden Bewäh

-
rungshelfer!) 

Wenn die Bürgerinnen und Bürger der Staat sind, 
dann können die Bürgerinnen und Bürger auch be-
stimmen, was für einen Ausweis und unter welchen 
Umständen sie ihn sich zubilligen wollen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das würde euch so 
passen!) 

Wir können mit unseren paar Abgeordneten hier 
nicht verhindern, daß dieses Gesetz heute erlassen 
wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Gott sei Dank! — 
Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Aber wir können die Anwendung dieser Gesetze 
erschweren, und wir fordern die SPD auf, uns in 
den Ländern zu folgen und uns dabei zu unterstüt-
zen, daß diese Lesegeräte bei der Polizei nicht ange-
schafft werden, daß die neuen Gesetze nicht prakti-
ziert werden. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte kommen Sie zum 
Schluß! 

Ströbele (GRÜNE): Wir werden die Bürger dabei 
unterstützen in ihren Aktionen des zivilen Unge-
horsams, die dieses Gesetz unterlaufen werden. 

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN — 
Hornung  [CDU/CSU]: Sie haben sich selbst 

entlarvt!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, es ist 
unzulässig, von dem Rednerpult des Deutschen 
Bundestages aus zum Widerstand gegen ein Gesetz 
aufzufordern. Ich mahne Sie zur Ordnung. 

(Bohl [CDU/CSU]: Eine Unverschämtheit! 
Der redet weiter, wenn der Präsident 
spricht! — Dr. Miltner [CDU/CSU]: Soweit 

sind wir schon mit den Kerlen!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Laufs. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Fragen Sie 
den doch mal, ob seine Bewährung schon 

abgelaufen ist!) 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Opposition 
sprach — ich muß nach den erneuten mehrtägigen 
Beratungen im Innenausschuß davon ausgehen — 
wider  besseres Wissen von „uferlosen Massenspei-
cherungen" und „millionenfachen Totalkontrollen 
an den Grenzen". Das ist alles schlichte Vedrehung 
der Tatsachen und pure Demagogie. Es ist verant-
wortungslos, wie Sie hier auf Kosten der inneren 
Sicherheit unseres Landes und ohne Rücksicht auf 
das Ansehen von Polizei und Sicherheitsbehörden 
in der Bevölkerung, meine Damen und Herren von 
der SPD, Ihre Koalitionsfähigkeit mit den GRÜ-
NEN unter Beweis stellen. 

(Zuruf von der SPD: Dummes Zeug!) 
Herr Kollege Tietjen, mit Zitaten des Vorsitzen-

den der Gewerkschaft der Polizei, Herrn Schröder, 
sollte man vorsichtig sein. Heute lesen wir in der 
„Frankfurter Rundschau" von Schröders Kritik am 
Gesetzgebungsverfahren, die Polizei sei nicht ein-
mal gefragt worden, welche Fahndungsmethode sie 
tatsächlich benötige. „Unser Rat war nicht gefragt", 
sagte er wörtlich. Die hier diskutierte und neu gere-
gelte Fahndungsart stand im Mittelpunkt der Anhö-
rungen des Innenausschusses vom 20. Mai 1985 und 
vom 12. Februar 1986. Bei der Anhörung am 20. Mai 
1985 waren als Sachverständige eingeladen: der 
Vorsitzende der Gewerkschaft der Polizei, der Lei-
ter der Kriminalpolizei Berlin, der Leiter der Poli-
zeiabteilung des Bayerischen Staatsministeriums 
des Innern und der Präsident des Bundeskriminal-
amts. Bei der Anhörung am 12. Februar dieses Jah-
res waren anwesend der Präsident des Bundeskri-
minalamtes, ein Vertreter des Bundes deutscher 
Kripobeamter, der Leiter der Polizeiabteilung des 
Bayerischen Staatministeriums des Innern, der Lei-
tende Polizeidirektor und Kommandeur der Schutz-
polizei bei der Bezirksregierung Weser-Ems, der 
Leiter der für die Polizei zuständigen Abteilung des 
nordrhein-westfälischen Innenministeriums und 
wieder der Vorsitzende der Gewerkschaft der Poli-
zei. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 
Und da sagt nun Herr Schröder: „Der Rat der Poli-
zei war nicht gefragt." Meine Damen und Herren, 
wir bedauern zutiefst, daß sich der Vorsitzende der 
Gewerkschaft der Polizei mit seinen unzutreffen-
den Äußerungen an der Verunsicherung der Bevöl-
kerung beteiligt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, die neuen Ausweise 
dienen vor allem der besseren Verbrechensbekämp-
fung. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Tietjen? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Ja, bitte schön, Herr Tiet-
jen. 

Tietjen (SPD): Herr Kollege Laufs, können Sie mir 
zustimmen, daß der Vorsitzende der Gewerkschaft 
der Polizei zwar bei der Anhörung auf Grund unse- 
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rer Einladung zugegen war, daß Sie aber im Gesetz-
gebungsverfahren überhaupt nicht bereit waren, 
auf die Argumente der Gewerkschaft der Polizei 
einzugehen? 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Das ist doch gar 
nicht wahr!) 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Beides, was Sie hier sagen, 
ist unzutreffend. Zunächst einmal hatte der Vorsit-
zende der Gewerkschaft der Polizei ausgiebig Gele-
genheit, seine Gedanken zu äußern. Wir haben sie 
in die Beratungen eingeführt, wie Sie auch wissen. 
Wenn Sie nicht ausgezogen wären, hätten Sie das 
noch besser verfolgen können; denn wir haben noch 
eine ganze Reihe von Änderungen in die Formulie-
rungen eingeführt, die Ihnen heute vorliegen. 

Meine Damen und Herren, der Sicherheitsge-
winn durch die Fälschungssicherheit des neuen 
Passes und des Personalausweises ist unbestreit-
bar. Soll es denn auf einmal nicht mehr wahr sein, 
daß sich Straftäter in allen Bereichen der Krimina-
lität, insbesondere der Schwerstkriminalität, ab-
handen gekommener oder gestohlener Personal-
ausweise und Pässe bedienen? Nach wie vor sind 
Terroristen auf die Verwendung falscher Personal-
papiere angewiesen. 

(Mann [GRÜNE]: Das wird auch durch 
Wiederholung nicht richtiger, Herr Laufs!) 

Der deutsche Terrorismus hätte sich in den Jahren 
1974 bis 1977 nicht in diesem schrecklichen, mörde-
rischen Ausmaß entwickelt, hätten sich die Terrori-
sten nicht falscher Papiere bedienen können. Es 
war schließlich vor Jahren Andreas Baader, der 
Chef und Mitbegründer der RAF-Bande, der seine 
Gesinnungsfreunde damals dazu aufrief, sich ihr ei-
genes Paßamt zu schaffen. Von dieser Empfehlung 
haben die Terroristen dann ja bis heute reichlich 
Gebrauch gemacht. Im übrigen zeigt die kriminal-
polizeiliche Praxis tagtäglich bis heute, daß zur Vor-
bereitung oder Flucht, etwa nach Eigentumsdelik-
ten, wie Diebstahl, Raub und dergleichen, ge-
fälschte Personaldokumente zum Anmieten von 
Fahrzeugen, bei der Anmeldung in Hotels, zu 
Scheckbetrügereien usw. benutzt werden. 

(Hornung [CDU/CSU]: So sieht die Wirk

-

lichkeit aus!) 

Gleichfalls sollte unter vernünftig denkenden 
Menschen der Punkt Maschinenlesbarkeit längst 
abgehakt sein. Diese technische Qualität hat ihren 
eindeutigen Nutzen für die Bürger. Das automati-
sche Lesen ist bürgerfreundlich, zweckmäßig und 
entspricht dem Stand der Technik, wie wir ihn von 
unseren Bankscheckkarten oder Firmenausweisen 
kennen. Das heute umständliche und personalauf-
wendige Verfahren bei Ausweiskontrollen geht 
schneller und fehlerfrei, ohne daß sich an der Kon-
trolle und der anschließenden Datenverarbeitung 
auch nur das geringste ändert. Warum sollen z. B. 
die Passagiere eines angekommenen Großraum-
flugzeuges lange warten, bis die Ausweisdaten um-
ständlich von Hand und vielfach fehlerhaft eingeta-

stet sind, wenn es automatisch schneller und fehler-
frei geht? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Art und Zahl der polizeilichen Kontrollen und 
die Verwendung der dabei erhobenen Daten sind 
völlig unabhängig von der Maschinenlesbarkeit der 
kontrollierten Ausweise. 

(Hornung [CDU/CSU]: Ganz richtig!) 

Intensität und Anzahl der Kontrollen hängen in ei-
nem Rechtsstaat nicht von der technischen Be-
schaffenheit des Ausweises, sondern von Gesetzen, 
Rechtsverordnungen, Dienstvorschriften ab. Im üb-
rigen bräuchte ein Ausweis gar nicht computerge-
recht zu sein; die moderne Elektronik kann jedes 
Schriftstück lesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es kommt also nicht auf die maschinell lesbare 
Zone von Personalausweis und Paß, 

(Dr. Vogel [SPD]: Warum machen Sie das 
dann?) 

sondern entscheidend darauf an, ob die Verwen-
dung der bei Ausweiskontrollen gewonnenen Daten 
präzise und unter Berücksichtigung des Daten-
schutzes geregelt ist. 

Genau das hat die Koalition in diesen Gesetzen 
getan. Paß- und Personalausweisgesetz enthalten 
wirksame Vorkehrungen für den Persönlichkeits-
schutz, wie sie im Bereich der inneren Sicherheit 
noch nie, weder im Bund noch in irgendeinem noch 
so „fortschrittlichen" Bundesland vorhanden waren. 
Wir entsprechen in vollem Umfang den Anforde-
rungen des Bundesverfassungsgerichts an den Um-
gang mit personenbezogenen Daten durch staatli-
che Behörden. 

(Zuruf von der SPD: Das wird sich noch 
herausstellen!) 

— Wir werden in Ruhe abwarten, Herr Kollege, ob 
sich die Opposition mit einer mutwilligen Klage ge-
gen diese Gesetze eine Abfuhr beim Bundesverfas-
sungsgericht holen will. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Von der angeblich so berechtigten Klage gegen 
das von den Koalitionsfraktionen durchgesetzte 
Vermummungsverbot haben wir bis heute nichts 
gesehen. 

Wer sich einmal die Mühe macht, die im Frühjahr 
1984 von den Datenschutzbeauftragten nach dem 
Volkszählungsurteil erhobenen Forderungen nach-
zulesen, wird feststellen, daß sie in den vorliegen-
den Gesetzentwürfen berücksichtigt sind. So sind 
z. B. der Inhalt der Lesezone und die Möglichkeiten 
des Zugriffs auf das Personalausweisregister genau 
umschrieben, und das Anlegen von Bewegungsbil-
dern mit Hilfe des neuen Ausweises ist sowohl im 
öffentlichen als auch im privaten Bereich ausge-
schlossen und unter Strafe gestellt. 

Durch eine Ergänzung der Strafprozeßordnung 
um den neuen § 163d schaffen wir erstmals eine 
präzise gesetzliche Grundlage für größere Fahn-
dungsmaßnahmen, z. B. die sogenannte Ringfahn- 



15526 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 202. Sitzung. Bonn, Freitag, den 28. Februar 1986 

Dr. Laufs 
dung, bei der zur Aufklärung schwerster Straftaten 
auch die Daten von Personen, deren Tatbeteiligung 
zunächst noch offen ist, mit Computerhilfe vorüber-
gehend gespeichert werden. 

Von allen Sachverständigen, auch von denen, die 
den neuen Ausweisen im übrigen ablehnend gegen-
überstanden, wurde bei der Anhörung am 12. Fe-
bruar eingeräumt, daß die Strafverfolgungsbehör-
den für Fälle schwerster Kriminalität die Fahn-
dungsmöglichkeit in Gestalt der vorübergehenden 
Speicherung eines größeren Personenkreises haben 
müssen. 

Die Unionsparteien treten mit aller Entschieden-
heit dafür ein, daß die Persönlichkeit des Menschen 
in unserer hochtechnisierten Welt zuverlässig ge-
schützt wird. Für uns ist die innere Sicherheit kein 
Selbstzweck, sondern unabdingbare Voraussetzung 
für Freiheit und Entfaltung der Bürger. Polizei, 
Staatsanwaltschaft oder Verfassungsschutz müssen 
notwendigerweise mit personenbezogenen Daten 
umgehen. Das geschieht nicht aus Neugier oder um 
Bürger "zu reglementieren, sondern ausschließlich 
zur Wahrung von Leben, Freiheit und Eigentum 
aller Bürger und zur Aufrechterhaltung unserer 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Hornung  [CDU/CSU]: Das ist gut so!) 

Wir wollen keinen allwissenden Staat. Wir sind 
uns aber gleichfalls unserer Verantwortung für den 
Schutz der Bürger vor Kriminalität bewußt. 
Schließlich wird der Gesamtbestand der bürgerli-
chen Freiheiten nicht dadurch größer, daß man 
Straftaten nicht verfolgt oder die Sicherheitsbehör-
den lähmt. 

Mit dem neuen Personalausweisgesetz und dem 
neuen Europapaßgesetz tragen wir den Prinzipien 
unserer Verfassung Rechnung. Das wird von der 
überwiegenden Mehrheit der Bürger verstanden, 
wie die überaus hohe Zustimmung zu den neuen 
Ausweisen bei Umfragen zeigt. Es besteht deshalb 
kein Grund, mit der Einführung der neuen Aus-
weise im nächsten Jahr länger zu warten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Fischer (Osthofen). 

Fischer (Osthofen) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Laufs, ich glaube, es erübrigt sich, sich mit Ihren 
Auffassungen hier auseinanderzusetzen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das sagen Sie uns 
seit Wochen und nehmen nie Stellung zur 

Sache!) 

Die CDU/CSU hat bei den Beratungen im Rechts-
ausschuß gezeigt, daß sie ideologisch so festgefah-
ren ist, daß sie weder diskussionsbereit noch dis-
kussionsfähig ist. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 
CSU]: Auch du liebe Zeit! Wie armselig ist 

diese Argumentation von Ihnen!) 

Viel lohnender erscheint es mir, sich mit dem 
auseinanderzusetzen, was Herr Kollege Dr. Hirsch 
hier vorgetragen hat, auch wenn Sie heute vormit-
tag versucht haben, Herr Dr. Hirsch, durch polemi-
sche Angriffe auf meine Fraktion von dem skanda-
lösen Verfahren — ich weiß, wie Sie darüber den-
ken — abzulenken, mit dem dieses Gesetz beraten 
worden ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Die Art und Weise, wie dieser Gesetzentwurf und 
insbesondere die Vorschrift über die Schleppnetz-
fahndung beraten wurde, dürfte nach meiner Mei-
nung in der Geschichte des deutschen Parlamenta-
rismus beispiellos sein. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

In der vergangenen Woche nutzte die Koalition ihre 
Geschäftsordnungsmehrheit und beendete die Be-
ratungen im Rechtsausschuß durch einen Maul-
korbbeschluß. 

(Duve [SPD]: Hört! Hört! Maulkorb im 
Schleppnetz!) 

In dieser Woche wurde gemauert. CDU/CSU hüllten 
sich in Schweigen, und die Kollegen der FDP nah-
men an den inhaltlichen Beratungen noch nicht ein-
mal körperlich teil. 

(Dr. Vogel [SPD]: Und uns Vorwürfe ma-
chen!) 

Es wurde abgestimmt, obwohl nur zwei der fünf 
Absätze des § 163d der Strafprozeßordnung über-
haupt angesprochen werden konnten. Sie, meine 
Damen und Herren von der Koalition, haben aus 
Ihrem sattsam bekannten skandalösen Verhalten 
der letzten Woche und aus der begrüßenswerten 
Initiative des Herrn Bundestagspräsidenten nichts, 
aber auch gar nichts gelernt, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

ganz einfach deshalb nichts, weil Sie nichts lernen 
wollen. 

(Duve [SPD]: Und nichts lernen wollen! 
Lernunfähig! — Widerspruch bei der CDU/ 

CSU) 

Sie benutzen Ihre Mehrheit als Keule, und Sie 
schleudern diese Keule gegen die parlamentarische 
Opposition. Aber Sie treffen und beschädigen die 
parlamentarische Demokratie. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, 
wollen mit Ihrer Mehrheit ein Gesetz durchpeit-
schen, das tief in die Persönlichkeitssphäre des 
Bürgers eingreift und das zu einer tiefen Verunsi-
cherung der Bürger in unserem Lande führen 
wird. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sie wissen genau, 
was das für ein Unsinn ist, was Sie jetzt 

sagen!) 

Selbst in der Hochzeit des Terrorismus, als die ge-
setzgeberischen Beratungen wahrlich unter Zeit-
druck erfolgen mußten, ist es zu Verfahrensabläu- 
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fen, die den jetzigen auch nur annähernd vergleich-
bar wären, nicht gekommen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Miltner [CDU/ 
CSU]: Davon haben Sie doch gar keine Ah

-

nung, Herr Fischer!) 

— Ich weiß, wovon ich spreche. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Lesen Sie einmal 
die Erklärung des Generalbundesanwalts 

nach!) 

Hinweise der Sachverständigen bei der Anhö-
rung, Hinweise des früheren Präsidenten des Bun-
desverfassungsgerichts, Herrn Bendas, daß die Ver-
fassung den Gesetzgeber verpflichte, schwierige 
und komplexe Gesetzesmaterien gründlich und in 
der erforderlichen Zeit zu beraten, schlagen Sie in 
den Wind. 

(Beifall bei der SPD — Hinsken [CDU/ 
CSU]: Wie lange wird denn hier schon be

-
raten?) 

Den Fachverstand der Richter, der Staatsanwälte, 
der Rechtsanwälte haben Sie trotz unserer ein-
dringlichen Mahnungen von den Beratungen ausge-
grenzt. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sie waren ja gar 
nicht dabei. — Zuruf des Abg. Clemens 

[CDU/CSU]) 

Man muß sich fragen, Herr Kollege Clemens, 
warum Sie das tun. Es gibt keinen sachlichen 
Grund dafür. Das wissen Sie genau. Es besteht auch 
kein Zeitdruck. 

(Zuruf von der SPD: Überhaupt nicht!) 

Auch das wissen Sie. Wer daran bisher noch ge-
zweifelt haben mag, der müßte es seit dem vergan-
genen Mittwoch besser wissen; denn im Rechtsaus-
schuß hat der Vertreter des Herrn Innenministers 
erklärt, daß die Speicherung maschinengelesener 
Daten noch Zukunftsmusik sei. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Ich frage mich: Weshalb also diese Eile? 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Weil es heute noch 
keine Lesegeräte gibt! Das wissen Sie 

doch!) 

— Warum verabschieden Sie denn dieses Gesetz, 
wenn Sie es nicht anwenden können? 

(Hornung [CDU/CSU]: Das ist doch lächer

-

lich! — Zuruf von der CDU/CSU: Wollen 
Sie erst Lesegeräte und dann das Gesetz?) 

Ich sage Ihnen nur eins: Der § 163 d — über den 
rede ich — muß und kann grundrechtskonformer 
gestaltet werden. Anregungen und Vorschläge lie-
gen auf dem Tisch. Auch das wissen Sie. Und wenn 
Sie schon nicht auf uns hören wollen, dann hören 
Sie wenigstens auf den Bundesdatenschutzbeauf-
tragten und koppeln Sie § 163d der Strafprozeßord-
nung ab, damit endlich gründlich und sorgfältig 
darüber geredet werden kann. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es gibt nur eine Erklärung für Ihre Hast, für Ihre 
Hektik, für Ihre Oberflächlichkeit, mit der Sie die-
ses Gesetz beraten haben: 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Nach 16 Monaten 
Beratung!) 

Auch Sie hat das Elefantenfieber gepackt. Die Par-
teivorsitzenden von CDU, CSU und FDP haben den 
Marschbefehl gegeben, und die unabhängigen, an 
Weisungen nicht gebundenen Abgeordneten der 
Koalitionsparteien folgen diesem Befehl, getrieben 
von ihren Peitschenschwingern, kritik- und bedin-
gungslos. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wir sind doch hier nicht im Zirkus!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Hirsch? 

Fischer (Osthofen) (SPD): Bitte sehr. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege, ich kann das Ver-
fahren im Rechtsausschuß nicht beurteilen. Aber 
räumen Sie denn ein, daß wir die Materie, um die es 
geht, zwei Anhörungen unterworfen haben, nämlich 
am 20. Mai 1985 

(Dr. Miltner [CDU/CSU]: Da war er nicht 
dabei!) 

und am 12. Februar 1986? Warum wird denn von 
Ihrer Fraktion aus dieser Anhörung keine Konse-
quenz gezogen? Warum stellen Sie keine Anträge 
zur Sache, wenn Sie meinen, daß da noch etwas zu 
ändern sei? 

Fischer (Osthofen) (SPD): Herr Kollege Dr. 
Hirsch, zu der Frage, was die Haltung unserer Frak-
tion angeht, werde ich noch kommen. Nur eines 
sollten Sie bedenken: Wir kritisieren deshalb das 
Anhörungsverfahren, weil uns die Koalition nach 
der zweiten Anhörung, von der Sie sprachen, einen 
völlig veränderten Entwurf auf den Tisch gelegt hat 
— einen völlig veränderten Entwurf! — 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zuruf von der CDU/CSU: Na also! — Bohl 
[CDU/CSU]: Das ist doch der Sinn der An-

hörung!) 

und wir der Meinung waren, daß die Sachverständi-
gen, die gegen den ersten Entwurf verfassungs-
rechtliche Bedenken geäußert hatten, zumindest 
dazu noch einmal gehört werden sollten. Das ist 
unser Anliegen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen nur 
eins: Mit dem von Ihnen praktizierten Verfahren 
hat die parlamentarische Kultur in diesem Hause 
einen Tiefststand erreicht. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ-
NEN — Lebhafte Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Meine Damen und Herren, hier geht es nicht um 
die Änderung eines 08/15-Gesetzes; hier geht es um 
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die Änderung der Strafprozeßordnung in einem 
rechtspolitisch zentralen Punkt, nämlich um die Le-
galisierung der Nutzung der elektronischen Daten-
verarbeitung durch die Strafverfolgungsorgane. Es 
geht darum, das Spannungsverhältnis von staatli-
chem Sicherheitsinteresse auf der einen Seite und 
Selbstbestimmungsrecht der Bürger auf der ande-
ren Seite in einer verfassungsgerechten Weise auf-
zulösen. Hier, meine Damen und Herren, steht deut-
sche Rechtskultur auf der Tagesordnung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir Sozialdemokraten wollen eine funktionsfä-
hige Strafrechtspflege; wir wollen, daß rechtstreue 
Bürger vor Rechtsbrechern geschützt werden; 

(Beifall bei der SPD) 

wir wollen, daß die Strafverfolgungsorgane ihre 
Aufgabe erfüllen können; wir wollen, daß sie auch 
moderne technische Möglichkeiten nutzen können; 
aber wir wollen auch, daß Staatsanwaltschaft und 
Polizei, und nicht zuletzt in ihrem eigenen Interes-
se, sich in dem gesetzlichen Rahmen bewegen, der 
ihnen durch das Grundgesetz und durch das Bun-
desverfassungsgericht vorgegeben ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

In einer freiheitlichen Gesellschaftsordnung muß 
jeder Bürger wissen können, wer was wann und bei 
welcher Gelegenheit über ihn weiß. Das muß er des-
halb wissen können, weil das freiheitlich-demokra-
tische Gemeinwesen vom Vertrauen seiner Bürger 
in die Institutionen des Staates lebt, 

(Beifall bei der SPD — Dr. Vogel [SPD]: 
Das ist ein ganz entscheidender Faktor!) 

weil es auf die Handlungs- und Mitwirkungsfähig-
keit seiner Bürger angewiesen ist. Dieses Ver-
trauen läßt sich aber nur dann gewinnen und be-
wahren, wenn der Staat in den Freiheitsraum und 
die Persönlichkeitssphäre des einzelnen nicht wei-
ter eindringt, als dies zum Schutze anderer Rechts-
güter und anderer Verfassungswerte unumgänglich 
ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Diesen Anforderungen, meine Damen und Her-
ren, genügt § 163d in keiner Weise. Sie haben das 
Schleppnetz noch enger geknüpft. Auch die klein-
sten Fische werden sich jetzt darin verfangen, auch 
Ladendiebe, auch Zechpreller, auch Schnaps-
schmuggler; alle werden sie darin hängenbleiben. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch Un

-

sinn!) 

Durch die Einbeziehung der Daten, die bei polizeili-
chen Grenzkontrollen anfallen, werden bei jährlich 
etwa 870 Millionen Grenzübertritten auch bei noch 
so enger Fassung der Speicherungsanordnung 
Hunderttausende unbescholtene und unverdächtige 
Bürger in die polizeilichen Datentöpfe gelangen. 
Wie Sie dies mit dem Verfassungsgebot der Verhält

-

nismäßigkeit vereinbaren wollen, bleibt das Ge-
heimnis der Erfinder dieses Gesetzentwurfs. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-
NEN) 

Das Schleppnetz, meine Damen und Herren, ent-
faltet auch dann noch seine volle Wirkung, wenn die 
ursprüngliche Speicherungsanordnung vom Rich-
ter für rechtswidrig erklärt wird. Für diese Fälle 
sieht der Entwurf weder ein Löschungsgebot noch 
ein Verwertungsverbot für die angefallenen Daten 
vor. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Auch das vom Bundesverfassungsgericht gefor-
derte Zweckbindungsgebot wird durchbrochen. Da-
ten, die ursprünglich nur zur Verfolgung von 
Schwerstkriminalität erhoben wurden, dürfen zur 
Verfolgung jeder anderen Straftat, unabhängig von 
ihrem Gewicht, weitergegeben werden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Hören Sie, Herr 
Hirsch?) 

Nun, Herr Kollege Dr. Hirsch, berufen Sie sich zur 
Rechtfertigung dieser Regelung — wenn ich das 
richtig gelesen habe — gerne auf das in der Straf-
prozeßordnung verankerte Legalitätsprinzip, das 
die Staatsanwaltschaft verpflichtet, strafbare Hand-
lungen zu verfolgen. Sie verkennen jedoch, daß dem 
Legalitätsprinzip kein Verfassungsrang zukommt 
und daß die Strafprozeßordnung selber eine Reihe 
von Durchbrechungen des Legalitätsprinzips ent-
hält. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Genau!) 

Nach meiner Meinung verkennen Sie auch, daß das 
Legalitätsprinzip jedenfalls dann zurückzutreten 
hat, wenn der staatliche Strafanspruch nur unter 
unverhältnismäßiger Beeinträchtigung von Grund-
rechten durchgesetzt werden kann. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

So ist es aber hier. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sie haben den Text 
bis heute nicht gelesen, sonst könnten Sie 
solche unglaublichen Behauptungen nicht 
aufstellen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Ich kenne den Text des § 163d StPO besser als 
Sie, Herr Laufs; davon können Sie ausgehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann verheimli-
chen Sie aber Ihr Wissen!) 

Aber ich habe manchmal den Eindruck, daß man-
che, die hier darüber sprechen, noch nicht einmal 
einen Satz davon gelesen haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Entscheidend, meine Damen und Herren, aber ist, 
daß § 163d StPO nicht in eine Gesamtkonzeption 
für eine Novellierung der Strafprozeßordnung ein-
gebettet ist. Fast zweieinviertel Jahre nach der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts wäre es 
eigentlich an der Zeit, daß die Bundesregierung die 
vom Bundesverfassungsgericht geforderte Gesamt-
regelung für die Strafprozeßordnung vorlegt. Die 
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Folge dieser isolierten Regelung ist Rechtsunsi-
cherheit, Rechtsunsicherheit vor allem für die Poli-
zei und für die Strafverfolgungsorgane, weil eine 
Reihe von Maßnahmen, z. B. die Rasterfahndung, 
z. B. die polizeiliche Beobachtung, wenn es zu dieser 
isolierten Regelung kommt, nicht mehr toleriert 
werden können, weil keine gesetzliche Grundlage 
mehr dafür vorhanden sein wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Koalition muß sich den Vorwurf gefallen lassen, 
daß sie den Versuch für vorrangig hält, einwand-
freie gesetzliche Grundlagen für die Speicherung 
von Daten völlig unbescholtener Bürger zu schaf-
fen, statt endlich die Erhebung und Speicherung 
von Daten verdächtiger oder sogar angeklagter 
Bürger auf eine sichere gesetzliche Grundlage zu 
stellen. 

Aus diesen wenigen Beispielen — ich könnte sie 
beliebig ergänzen — wird zweierlei deutlich: Er-
stens. Dieser § 163 d der Strafprozeßordnung ist der-
art unausgereift, ist mit so erheblichen verfassungs-
rechtlichen Risiken behaftet, daß es völlig sinnlos 
wäre, Worte oder Sätze zu verändern. Notwendig ist 
eine Gesamtkonzeption, und diese läßt sich nur 
durch eine sorgfältige und umfassende Beratung 
des Gesamtkomplexes erreichen. 

(Beifall bei der SPD) 

Und ein Zweites sage ich Ihnen: Man braucht 
kein Prophet zu sein, um vorauszusagen, daß dieser 
§ 163d beim Bundesverfassungsgericht landen 
wird. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Werden Sie das 
tun?) 

— Wir nicht, aber ich sagte, man brauche kein Pro-
phet zu sein. — 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Wer einen Gesetzentwurf so schludrig erarbeitet, 
wer offenkundige verfassungsrechtliche Probleme 
einfach verdrängt, wer mit Minderheitenrechten so 
umspringt, wie das hier geschehen ist, wer Sachde-
batten durch Geschäftsordnungsbeschlüsse ab-
würgt, braucht sich nicht zu wundern, wenn das 
Bundesverfassungsgericht — bedauerlicherweise 
— immer häufiger zum Ersatzparlament umfunk-
tioniert wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Manche von Ihnen, meine Damen und Herren in 
der Koalition, werden sich ob Ihrer so erfolgreichen 
Demonstration der Macht und der zur Schau ge-
stellten Pseudohandlungsfähigkeit gegenseitig auf 
die Schultern klopfen. In Wahrheit, meine Damen 
und Herren — das müssen Sie sich sagen lassen —, 
haben Sie, und zwar ohne Not — ohne Not! —, dem 
Parlamentarismus und dem Rechtsstaat schweren 
Schaden zugefügt. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und Bei

-

fall bei Abgeordneten der GRÜNEN — 
Hornung  [CDU/CSU]: Die SPD hofft dar

-

auf, daß die GRÜNEN zum Verfassungsge

-

richt gehen!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte mich zunächst bei Ihnen, Herr 
Präsident, dafür bedanken, daß Sie in der letzten 
Woche zur Beruhigung des Beratungsklimas beige-
tragen haben, wie wir heute erleben. Auch wenn 
sich die Argumente nicht geändert haben, haben 
wir die Gelegenheit doch genutzt — ich sage das für 
alle Seiten des Hauses —, uns in intensiver Debatte 
im Innenausschuß und auch im Rechtsausschuß 
mit der Sache zu befassen. 

(Laufs [CDU/CSU]: Bis nachts um 1 Uhr!) 

Das ist das Ergebnis auch des Engagements des 
Bundestagspräsidenten und des Präsidiums. Das 
möchte ich hervorheben. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU und der SPD) 

Herr Kollege Fischer, bei Ihrer Argumentation 
fällt zunächst auf, daß Sie sagen: Dieser Entwurf ist 
zu kritisieren. Sie üben heftige Kritik, aber so, als 
handle es sich noch um den alten Entwurf. Dann 
sagen Sie wörtlich, wenn Sie auf die Verfahrens-
frage kommen, „dieser Entwurf habe sich völlig ver-
ändert", und fügen hinzu: Mit diesem völlig verän-
derten Entwurf haben wir uns gar nicht befassen 
können. Was stimmt denn nun? Beides paßt doch 
nicht zueinander. 

Der Entwurf ist in einem schwierigen Beratungs-
prozeß in der Koalition geändert worden. Wir ha-
ben, sehr sorgfältig und intensiv, Konsequenzen aus 
der Anhörung gezogen, 

(Beifall des Abg. Clemens [CDU/CSU]) 

und Sie haben Ihre Konsequenzen nicht konkreti-
siert. Man kann ja der Meinung sein, daß dieses 
ganze Verfahren nicht akzeptabel ist. Aber Sie kön-
nen sich doch aus einer so wichtigen Diskussion 
nicht in der Sache ausklinken! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie müssen doch wenigstens hilfsweise sagen, was 
Sie anders machen wollen. 

(Zurufe von der SPD) 

Und, mit Verlaub gesagt: Sie müssen uns, die Regie-
rung, doch auch stellen, Sie müssen uns doch deut-
lich machen, wo wir Ihnen dann möglicherweise 
nicht folgen. Sie als Opposition haben uns aus die-
ser Verantwortung einfach entlassen. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Ich finde das nicht so gut; ich hätte das an Ihrer 
Stelle anders gemacht. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich habe wieder nur Bedenken gehört — — 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

— Ich habe j a nun mit einigen Kollegen in der 
Koalition versucht, dieser Verantwortung gerecht 
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zu werden, und ich habe hier eine Offenheit für die 
Änderungen gefunden. 

(Hornung [CDU/CSU]: Die SPD muß erst 
die GRÜNEN fragen!) 

Ich muß eine weitere Bemerkung machen: Wir 
diskutieren über die Sicherheitsgesetze, und die 
werden so dargestellt, als solle nun auf Kosten der 
Freiheit der Bürger den Sicherheitsbehörden eine 
Unmenge neuer Kompetenzen gegeben werden. Er-
innern wir uns doch gemeinsam, daß der Ausgangs-
punkt der Debatte das Volkszählungsurteil und die 
Forderung des Gerichtes ist — die auch immer un-
sere politische Forderung war —, daß Datenschutz 
konkretisierter Grundrechtsschutz sein muß. 

(Zuruf von der SPD: Tun Sie es doch!) 
Das heißt, der Ausgangspunkt ist nicht die innere 
Sicherheit, nicht die Sorge um die innere Sicherheit 
und das Funktionieren der Sicherheitsorgane, son-
dern die Sorge um den Schutz der Privatheit, die 
Freiheit des einzelnen, den konkretisierten Grund-
rechtsschutz. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das glauben Sie 
doch selber nicht!) 

Wir müssen also von der Datenschutzseite an die 
Sache herangehen, und wir tun das auch. Das ist 
der Ausgangspunkt. Ich werde nicht zulassen, daß 
diese Bemühung in der hier von mir genannten 
Form diffamiert wird. 
Es ist so — auch das wird uns langsam bewußt; es 

ist ja alles gesetzgeberisches Neuland, meine Kolle-
gen —: Die gesamten Gesetze zur inneren Sicher-
heit in Bund und Ländern müssen nicht nur ir-
gendwo geändert werden, sondern sie müssen 
grundlegend durchdacht werden. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Baum (FDP): Es ist nicht einfach festzuschreiben, 
was geschieht, sondern es muß auch immer über-
prüft werden, was geschehen darf und was gesche-
hen muß. Ich kenne keine vergleichbare Operation 
im Sicherheitsbereich, seit diese Gesetze in Kraft 
getreten sind. Es ist eine gewaltige Kraftanstren-
gung, der wir uns hier unterziehen. 
Das bedeutet, Herr Kollege Winterstein, daß 

Bund und Länder in einem Boot sitzen. Sie haben 
in Hessen ein Verfassungsschutzgesetz aus dem 
Jahre 1951. Das ist nicht sehr modern, entspricht 
dem Volkszählungsurteil überhaupt nicht, nicht 
wahr! Wir erwarten Ihre Vorschläge; wir haben wel-
che gemacht. Wir haben die Schwierigkeit der Ma-
terie zu bewältigen versucht. Kritisieren kann nur, 
wer sich der gleichen Bemühung unterzieht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. de With? — Bitte sehr. 

Dr. de With (SPD): Herr Kollege Baum, wollen Sie 
zur Kenntnis nehmen, daß der Schleppnetzpara-
graph, wie er jetzt zur Debatte steht, für die Opposi-

tion erst vor zehn Tagen das Licht der Welt erblickt 
hat und deswegen im Rechtsausschuß nicht genü-
gend Beratungszeit vorhanden war, so daß wir un-
sere Fragen, ohne daß sie noch beantwortet werden 
konnten, einfach zu Protokoll geben mußten, und 
daß deswegen schon keine Alternativvorschläge ge-
macht werden konnten? Sie brauchen nur das Pro-
tokoll nachzulesen, dann werden Sie es feststellen. 

Baum (FDP): Ich könnte es mir jetzt sehr einfach 
machen und mache es mir auch einfach: Ihr Kolle-
ge, der neben Ihnen steht, Herr Ströbele, hat eine 
ganze Reihe von Änderungsvorschlägen vorgelegt, 
die ich zwar alle ablehne; aber er hat sich konkret 
an der Debatte beteiligt. 

Wissen Sie: Dieser Eindruck, den Sie hier ma-
chen, ist doch der Eindruck einer Hilflosigkeit. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Wenn Sie so stark gegen die Sache vorgehen, dann 
müssen Sie auch, wie wir das in der Koalition 
selbstkritisch getan haben, 

(Fellner [CDU/CSU]: Sich hinsetzen und 
arbeiten!) 

die Dinge beim Namen nennen. Sie müssen uns 
klipp und klar sagen, was Sie ändern wollen. Das 
haben Sie leider nicht getan. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Ströbele? — Bitte 
sehr. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege Baum, ich gebe 
Ihnen recht, daß das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts mehr Datenschutz fordert. Aber geben Sie 
mir dann auch recht, daß Sie mit der geplanten 
Regelung durch die Einführung der Maschinenles-
barkeit bei Paß und Personalausweis zusätzliche 
Datenrisiken schaffen, also das Gegenteil von dem 
tun, was das Bundesverfassungsgericht gefordert 
hat? 

Baum (FDP): Herr Kollege Ströbele, wenn Sie die 
Debatte so führen, wie Sie sie heute früh geführt 
haben, erwecken Sie in der Tat bei dem Zuhörer 
den Eindruck, wir würden uns über diese Grund-
sätze hinwegsetzen. Das geschieht einfach aus dem 
Grunde, weil Sie alle diese vielen Sicherungen ver-
schweigen, die im Gesetz stehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie erwecken den Eindruck, als könne der Ausweis 
privat im Parkhaus genutzt werden. Alles ist ausge-
schlossen und verboten! 

Ich berate über das Gesetz seit Mitte der 70er 
Jahre. Ich kenne kein Gesetz, das so intensiv in 
Anhörungen mit Praktikern, Datenschützern und 
Wissenschaftlern behandelt worden ist und derart 
nach allen Seiten abgeklopft worden ist. Nach dem 
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jetzigen Gesetz sind alle Ihre Befürchtungen gegen-
standslos. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich kann doch die Hand nicht für irgendeinen künf-
tigen Gesetzgeber ins Feuer legen. Ich beschließe 
das Gesetz im Vertrauen darauf, daß die Schranken, 
die ich will, bestehenbleiben. Das ist die Grundlage, 
für die ich mich einsetzen werde. 

Es ist nur eine enge Handhabung des Ausweises 
möglich. Das müßten Sie der Redlichkeit halber bei 
jeder Diskussion, die Sie draußen führen, den Bür-
gern neben Ihrer Kritik sagen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage des Abge-
ordneten Schulte (Menden)? 

Baum (FDP): Es wird langsam ein bißchen viel, 
Herr Präsident. Ich möchte doch im Zusammen-
hang vortragen. 

Die Gesetze, die wir in der Koalition vorgelegt 
haben, sind nur ein Teilstück der bevorstehenden 
Gesetzgebung. Es ist mit Recht gesagt worden, es 
fehlten Regelungen für den BGS, das BKA, die 
Strafprozeßordnung, die Verfassungsschutzgesetze 
und die Polizeigesetze der Länder. 

(Dr. de With [SPD]: Rasterfahndung!) 

Wir werden von einigen Überlegungen ausgehen, 
die uns immer geleitet haben. Computer ermögli-
chen nicht nur rationelle Verwaltungsarbeit, sie 
schaffen auch eine neue Qualität staatlichen Han-
delns. Es gibt Bedenken und Sorgen der Bürger 
gegen die Anonymität des Staates und seiner Appa-
raturen. Viele Bürger fühlen sich einer unüber-
schaubaren staatlichen und sonstigen Bürokratie 
ausgeliefert. 

Wir als Liberale werden nicht nur in der Wirt-
schaftspolitik, sondern auch hier immer wieder die 
Grenzen der Staatstätigkeit aufzeigen. Wir werden 
uns fragen, was der Staat unbedingt braucht, und 
werden ihm das geben, aber nicht mehr. Die staatli-
che Verwaltung muß eine Unvollständigkeit ihrer 
Information in Kauf nehmen und ihren Aufgaben 
auch in Kenntnis von Informationsgrenzen nachge-
hen. Die Effektivität staatlichen Handelns ist sicher 
wichtig. Aber Effektivität muß sich im Rechtsstaat 
auch an der Gewährleistung der Grundrechte orien-
tieren. 

Wir setzen uns für Transparenz und Offenheit 
der Datenverarbeitung ein. Wir wissen, daß Ein-
griffe auch heimlich geschehen müssen, dann aber 
in klaren rechtlichen Grenzen und immer kontrol-
liert. Die Weitergabe der mit nachrichtendienstli-
chen Mitteln gewonnenen Erkenntnisse an andere 
Behörden darf nie selbstverständlich werden. Sie 
darf nur unter klaren und eng umschriebenen Vor-
aussetzungen erfolgen. Die rechtliche Trennung 
zwischen Polizei und Verfassungsschutz darf nicht 
aufgehoben werden. Da die Amtshilfepflicht im 
Grundgesetz verankert ist, können ihre Grenzen 
nur durch intensive Rechtsprüfung bestimmt wer-

den. Nach diesen Grundsätzen werden wir uns auch 
bei den weiteren Beratungen verhalten. 

Ich habe schon auf die Eingrenzung des Perso-
nalausweisgesetzes hingewiesen und möchte noch 
einmal folgendes zu überlegen geben: Die Fäl-
schungssicherheit ist unbestritten. Ich habe schon 
in meinem früheren Amt davor gewarnt, anzuneh-
men, der Ausweis sei absolut fälschungsfest. Dafür 
kann ich keine Hand ins Feuer legen. Aber er ist 
fälschungssicherer, das wird man annehmen kön-
nen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Verfälschungssi-
cher!) 

— Verfälschungssicherer. 

Die Maschinenlesbarkeit ist umstritten. Aber 
bitte verengen Sie das Problem doch nicht auf die 
Maschinenlesbarkeit! Das Wichtige, was uns in je-
dem Fall zum Handeln zwingt, auch wenn es den 
neuen Ausweis gar nicht gäbe, ist die zunehmende 
Computerisierung der Verwaltung. Die Ausbrei-
tung, Verfeinerung und Dezentralisierung der Da-
tenverarbeitung macht alle diese Vorkehrungen 
notwendig. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das ist doch ganz 
klar!) 

Der Ausweis ist ein Instrument. Das Entschei-
dende ist, wie man mit diesem Instrument umgeht. 
Gerade dazu versuchen wir Regelungen aufzustel-
len. Wenn wir sie nicht träfen, würde sich der 
Rechtsschutz des Bürgers verschlechtern, unabhän-
gig davon, ob der Ausweis eingeführt wird oder 
nicht. 

Noch einige Worte zu § 163d der Strafprozeßord-
nung: Diese Materie war im Entwurf vom 23. Okto-
ber 1984 enthalten, im übrigen, meine Damen und 
Herren von der SPD, auch in dem umstrittenen 
§ 100a der Strafprozeßordnung. Darüber hat es 
keine Diskussion gegeben. Sie ist erst aufgekom-
men, nachdem diese Vorschrift durch die Über-
nahme in die Strafprozeßordnung eine andere Di-
mension bekommen hat, die auch ich nicht überse-
hen habe. Wir haben dann Bedenken vorgebracht 
und wichtige Änderungen vorgenommen. 

Es ist eine neue Form der Speicherung von Da-
ten. Es ist richtig, daß sie in Zusammenhang mit 
noch nicht geregelten Formen der Speicherung bei 
der Rasterfahndung und der Beobachtenden Fahn-
dung steht. Dieser Zusammenhang muß hergestellt 
und auch bei der späteren Gesetzgebung beachtet 
werden. 

Bei der Einordnung des § 163d StPO ist wichtig, 
daß es sich nicht um den Regelfall polizeilicher oder 
grenzpolizeilicher Praxis handelt, sondern daß es 
nur um Fälle in extremen Situationen gehen kann. 
Aus dem Bundesgrenzschutz ist uns im letzten Jahr 
zum Beispiel keine solche Situation bekannt. Und 
immer muß auch sicher sein, daß eine Auswertung 
möglich ist. Die Polizei kann und wird kein Inter-
esse an einer Menge von Daten haben, die sie gar 
nicht auswerten kann. Sie wird also immer auf die 
Aufwertung achten. 

Vergessen wir bei alledem nicht: Der Computer 
kann vieles, aber er kann nicht den Menschen, den 
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Polizeibeamten, mit seiner Erfahrung und mit sei-
ner Menschenkenntnis ersetzen. 

Mein Schlußwort: Kehren wir bei dieser schwieri-
gen Materie, die den Bürger eher verwirrt, unter-
einander, die wir alle diese Gesetzgebungsarbeit lei-
sten müssen, zur Sachlichkeit zurück, und gehen 
wir weg von der Emotionalität, die die Dinge er-
schwert und auch der Polizei die Arbeit nur er-
schwert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zander  [SPD]: Liberaler ade!) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister des Innern. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Hier 
muß man einmal einen Blick in die Vergangenheit 
zurück werfen, um zu erkennen, wie lange sich der 
Deutsche Bundestag mit dieser Materie eigentlich 
schon befaßt. Es ist lehrreich: Es sind fast zehn Jah-
re. 

20. September 1979: 

Mit allen, die für die innere Sicherheit in unse-
rem Staate Verantwortung tragen, besteht Ei-
nigkeit darüber: Unser gegenwärtig verwende-
ter Personalausweis, der vor etwa 30 Jahren 
eingeführt wurde, genügt nicht mehr den Si-
cherheitsanforderungen, die ein staatliches 
Identitätspapier erfüllen muß. Im Gegenteil, 
nach den Erkenntnissen des Bundeskriminal-
amtes dient der Personalausweis Schwerkrimi-
nellen, die heute über ein Arsenal raffinierte-
ster Fälschungstechniken verfügen, als Tar-
nungsmittel. 

Das stammt nicht von mir, das ist von meinem 
Amtsvorgänger, dem Kollegen Baum, am 20. Sep-
tember 1979 im Deutschen Bundestag gesagt wor-
den. 

(Vorsitz : Vizepräsident Cronenberg) 

Meine Länderkollegen und ich 

— fuhr er fort — 

sind davon überzeugt, daß dieses Sicherheits-
defizit nur durch einen völlig neuen Ausweis 
ausgeglichen werden kann. Hierbei muß die 
moderne Technik gezielt in den Dienst der in-
neren Sicherheit gestellt werden. 

Die Ständige Konferenz der Innenminister der 
Länder 

— schauen Sie bitte nach, wer 1979 Innenminister 
war  — 

hat  mich im Juni vergangenen Jahres 

— das heißt 1978 — 

gebeten, unverzüglich alle Vorbereitungen für 
die Einführung neuer Personalausweise zu 
treffen. 

(Zander [SPD]: Jetzt kriegt der Baum sein 
Fett!) 

Hierbei wurde als unverzichtbar angesehen, 
daß der neue Ausweis fälschungssicher, verfäl

-

schungssicher, verwahrungssicher und automa-
tisch lesbar sein muß ... Die Innenministerkon-
ferenz hat dieses System am 27. April dieses 
Jahres gebilligt und einmütig beschlossen, den 
neuen Personalausweis so rasch wie möglich 
einzuführen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

So war das. 

(Hornung [CDU/CSU]: Und das war sach-
lich richtig!) 

Und jetzt kommt der Hauptredner der SPD in 
dieser Debatte vom 20. September 1979, der Kollege 
Pensky: 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
begrüßt diese Vorlage, die die Grundlage dafür 
bildet, einen fälschungs- und verfälschungssi-
cheren Personalausweis einzuführen. 

— Der Kollege Pensky fährt fort: 

... war es auch notwendig, ein Personaldoku-
ment zu entwickeln, das erstens eine Fälschung 
oder Verfälschung ein für allemal ausschließt, 
das zweitens zur Erleichterung der Kontrolle, 
insbesondere der Grenzkontrolle, eine automa-
tische Lesbarkeit ermöglicht ... 

So der Hauptredner der SPD-Bundestagsfraktion 
am 20. September 1979. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das hat sich in der 
SPD gewandelt!) 

Jetzt wollen Sie auf einmal Bedenken gegen die 
Verfälschungssicherheit, gegen die automatische 
Lesbarkeit, gegen die Grenzkontrollen geltend ma-
chen? Was hat sich denn seither geändert? Sagen 
Sie einen einzigen stichhaltigen Punkt, der heute 
anders ist als im Jahre 1979. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Hornung  [CDU/CSU]: Die GRÜNEN sind 

dabei!) 

Und jetzt kommt das Schönste: Dann klappte die 
Sache bei den Innenministern nicht, und zwar des-
wegen, weil die Herstellungskosten zu hoch waren, 
aber da hatte die Bundesdruckerei schon längst, 
nämlich im Sommer 1980, für 20 Millionen DM Ma-
schinen angeschafft, um diesen Ausweis drucken zu 
können. 

Am 19. Januar 1982 hat der Vorsitzende des Ar-
beitskreises Inneres der sozialdemokratischen Bun-
destagsfraktion, der Kollege Hugo Brandt, folgen-
des erklärt: 

Ich stelle fest: Die Einführung fälschungssiche-
rer Personalausweise ist ein wirklicher Beitrag 
zur Erhöhung der innere Sicherheit. Die SPD 
fordert die für die innere Sicherheit verant-
wortlichen Minister auf, den 1977 gemeinsam 
eingeschlagenen Weg fortzusetzen und nicht 
aus Bequemlichkeit auf halbem Wege stehen 
zu bleiben. Abschließend darf ich darauf hin-
weisen, 

— sagte Hugo Brandt — 
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Bundesminister Dr. Zimmermann 
daß der Gesetzgeber das Personalausweisge-
setz, das die Einführung fälschungssicherer 
Personalausweise am 1. Oktober 1981 vorsah, 
nicht deshalb in seiner Terminbildung im Som-
mer 1981 geändert hat, damit einige Monate 
später die Innenministerkonferenz die ganze 
Maßnahme sang- und klanglos sterben läßt. Die 
Entscheidung der Innenministerkonferenz ist 
auch ein Affront gegen den Gesetzgeber. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, wenn ich mir 
vor Augen führe, was ich jetzt, in der letzten Woche 
im Ausschuß und im Plenum gehört habe, 

(Mann [GRÜNE]: Wann waren Sie im Aus

-

schuß?) 
was da alles an Phantomen beschworen worden ist, 
dann kann ich nur sagen: Es ist wirklich ein großes 
Stück Heuchelei, was hier stattgefunden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Mann [GRÜ

-
NE]: Das ist unparlamentarisch!) 

Die Bundesregierung begrüßt, daß es jetzt — 
nach fast zehn Jahren — möglich ist, die vorliegen-
den Gesetze zu verabschieden. Ich danke insbeson-
dere all denen in den Koalitionsfraktionen, die die 
intensiven Vorarbeiten auf diesem schwierigen Ge-
biet geleistet haben und damit die heutige Verab-
schiedung der beiden Gesetze ermöglichen. 

(Abg. Werner [Westerland] [GRÜNE] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

(Zander [SPD]: Ich denke, er kriegt einen 
Ordnungsruf!) 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: 
Nein. 

Vizepräsident Cronenberg: Nein, Herr Abgeordne-
ter. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: Im 
übrigen möchte ich Ihnen sagen — damit höre ich 
auf mit der Historie —: Es gab einen einstimmigen 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 15. De-
zember 1982. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Jawohl, nach dem Volkszählungsurteil des Ver-
fassungsgerichts. In diesem Beschluß kommt die 
einhellige Auffassung von CDU/CSU, FDP und SPD 
zum Ausdruck, die das für notwendig gehalten ha-
ben. Meine Damen und Herren, deswegen bitte 
keine Phantome, keine Geisterbeschwörung. — 
Herr  Schäfer, Sie könnte ich auch noch zitieren. Ich 
will mir diese Ausflüge sparen. Was hier an Heu-
chelei in den letzten zehn Jahren zusammengekom-
men ist, habe ich Ihnen vorgelesen. Ich will mir 
diese Ausflüge sparen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Warum sagen 
Sie denn die Unwahrheit? Das Volkszäh-
lungsurteil war 1983! Die Entschließung 
war 1982! — Weitere lebhafte Zurufe von 

der SPD — Dr. Miltner [CDU/CSU] und 
Dr. Laufs [CDU/CSU]: Nach dem Regie-

rungswechsel!) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, darf ich um die notwendige Ruhe für den Red-
ner bitten. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: Sie 
haben recht: Das Volkszählungsurteil war später. 
Das, was ich zitiert habe, war immerhin noch nach 
dem Regierungswechsel. 

Aber um was geht es denn jetzt? Was ist denn der 
Unterschied zwischen dem, was in § 3 a stand, und 
was jetzt im neuen § 163d steht? Jeder hat das j a 
miteinander vergleichen können. Es gab dann ei-
nen Vorschlag des Justizministeriums, einen § 163 d 
einzufügen. Was ist dort jetzt bestimmt? Bei be-
stimmten schwerwiegenden Straftaten sieht das 
geltende Recht in § 111 StPO vor, daß die Polizei 
Kontrollstellen einrichten kann, und zwar mit rich-
terlicher Anordnung zur Überprüfung von jeder-
mann; jedermann kann natürlich in eine solche 
Fahndung kommen. 

Natürlich ist es notwendig, daß dort Daten gespei-
chert werden, wenn nicht sofort an Ort und Stelle 
ein Täter ergriffen wird. Sie müssen in ganz kurzen 
Fristen wieder gelöscht werden, wie wir wissen. 

Wir tragen allen Bedenken, die vorgetragen wor-
den sind, in einem außerordentlich weitgehenden 
Maße Rechnung. Die Polizei wird es schwer haben, 
mit so restriktiven Gesetzen überhaupt zurechtzu-
kommen. 

Wir haben den Katalog auf schwerwiegende 
Straftaten beschränkt. Ich glaube, es wäre im Inter-
esse aller — auch aller Innenminister der Länder, 
die für ihre Polizeien verantwortlich sind und die 
damals vor sieben, sechs Jahren in einer nicht sehr 
verschiedenen parteipolitischen Zusammensetzung 
keine Bedenken gehabt haben —, wenn heute nicht 
gesagt würde, daß keine Lesegeräte angeschafft 
würden, daß man das Gesetz nicht exekutieren wol-
le. Ich glaube, das sollten Innenminister nicht tun. 
Soweit sollte eine parteipolitische Verblendung 
nicht gehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bis zur Einführung des neuen Ausweises und des 
Europapasses — das wird erst 1987 ff. sein — wer-
den auch die weiteren Gesetze im Sicherheits- und 
Datenschutzbereich hoffentlich in Kraft sein. 

(Dr. Vogel [SPD]: Holterdipolter!) 

Ziel unserer gemeinsamen Arbeit sollte es sein, die 
Datenschutzinteressen zu den Sicherheitsinteres-
sen in ein vernünftiges, ausgewogenes und prakti-
kables Verhältnis zu bringen. Diesem Ziel dient 
auch das neue Paßgesetz und das novellierte Perso-
nalausweisgesetz. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat Herr Mi-
nister Winterstein. 

(Clemens [CDU/CSU]: Jetzt kommt der 
Vertreter von HEPOLIS!) 

Staatsminister Winterstein (Hessen): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die Bundesländer 
sind durch den maschinenlesbaren Ausweis und 
durch die Verankerung der Schleppnetzfahndung 
in der Strafprozeßordnung ganz unmittelbar betrof-
fen. Es ist unsere Polizei, die in Zukunft mit diesen 
Instrumenten arbeiten soll. Ich möchte unserer Po-
lizei solche Instrumente ersparen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie sind auch geeignet, das Ansehen der Polizei zu 
schädigen, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

das Ansehen einer Polizei, die unsere Freiheit be-
hüten und nicht gefährden soll. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Wer der Polizei rechtsstaatlich bedenkliche Instru-
mente an die Hand gibt, leistet ihr einen schlechten 
Dienst. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 
CSU]: Was ist denn hier rechtsstaatlich be

-

denklich? Das ist doch unglaublich, was Sie 
hier sagen!) 

Herr Kollege Dr. Hirsch, ich mißtraue nicht der 
Polizei. Ich bin als Innenminister des Landes Hes-
sen — und dies sehr bewußt — auch der Minister 
der hessischen Polizei. Ich habe mein klares Ver-
hältnis zur Rechtsstaatlichkeit, ich habe mein kla-
res Verhältnis zum Gewaltmonopol des Staates, 
und ich habe mein klares Verhältnis zur Verhältnis-
mäßigkeit der Mittel. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Ich mißtraue nicht der Polizei, sondern ich miß-
traue Leuten, die verfassungsrechtlich so bedenkli-
che Gesetze machen, wie Sie dies heute tun. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich habe Angst vor Leuten, die diese Gesetze, wenn 
sie verabschiedet sind, bis zum bitteren Exzeß aus-
führen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Minister, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Strö-
bele? 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Staatsminister Winterstein (Hessen): Bitte, lassen 
Sie mich zunächst einmal meinen Gedanken zu 
Ende führen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Er läßt seine 
Koalitionsfreunde nicht fragen! — Eine 

schlechte Koalition!) 

Meine Damen und Herren von der Koalition, Sie 
wollen unser Land mit dem maschinenlesbaren 

Ausweis sicherer machen. Inzwischen wissen wir 
aber alle, die Fälschungssicherheit bringt einen 
kleinen, die Maschinenlesbarkeit überhaupt keinen 
sicherheitspolitischen Gewinn, zumal in einem Eu-
ropa der offenen Grenzen. Warum fällt es Ihnen 
eigentlich so ungeheuer schwer, auf die Lesezone 
zu verzichten? 

Herr Kollege Clemens, Sie haben vorhin meinen 
Staatssekretär Andreas von Schoeler zitiert, welche 
Meinung er dazu vor Jahren geäußert habe und 
welche Meinung er heute äußere. Ich muß Ihnen 
dazu sagen, ich schlafe sehr ruhig, weil ich weiß, 
daß mein Staatssekretär — wie auch ich selbst — 
sich die Tugend der Lernfähigkeit erhalten hat. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist keine Schande, klüger zu werden, und Sie 
sollten sich gelegentlich auch dieser Tugend erin-
nern. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, jeder sollte sich dar-
über im klaren sein, mit der Lesezone und den 
dazugehörenden Lesegeräten schaffen wir eine 
technische Infrastruktur, die tatsächlich die totale 
Kontrolle der Bürger möglich macht. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Es geht doch hier beileibe nicht nur um die Grenz-
kontrollen, es geht doch auch um die Kontrollen im 
Binnenland. Technisch ist es überhaupt kein Pro-
blem, die Polizei schon heute mit mobilen Lesegerä-
ten auszurüsten. Damit wären aber tatsächlich alle 
technischen Voraussetzungen für eine flächendek-
kende Kontrolle gegeben, stationär an den Grenzen 
und mobil im Binnenland. Zugegeben, die techni-
schen Möglichkeiten müssen nicht unbedingt ge-
nutzt werden — wer will schon die totale Kontrol-
le —, aber wissen wir nicht alle aus Erfahrung, daß 
neue Möglichkeiten auch neue Begehrlichkeiten 
wecken? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.  Laufs [CDU/CSU]: Nach dem hessi-
schen Polizeirecht brauchen Sie keine 

neuen Möglichkeiten!) 

Deshalb sollten wir die technischen Möglichkeiten 
erst gar nicht schaffen, sollten wir den Schlüssel 
zur totalen Kontrolle erst gar nicht bereitlegen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen eines: 
Wer schneller liest, liest mehr, und wer leichter kon-
trollieren kann, will auch mehr Kontrolle. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Die Pläne zum Schleppnetz-Paragraphen sind doch 
ein einziger Beleg für diese Erfahrung. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Hier werden die rechtlichen Möglichkeiten geschaf-
fen, um die Kontrolltechnik von morgen besser nut-
zen zu können. 
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Staatsminister Winterstein (Hessen) 
Der § 163d funktioniert zwar auch ohne automa-

tisch lesbare Ausweise, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ei der Daus!) 

doch der Fang mit dem Schleppnetz ist natürlich 
viel ergiebiger, wenn die technische Infrastruktur 
komplett ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und warum ist 
das verkehrt?) 

Wir wären, denke ich, alle gemeinsam gut beraten, 
wenn wir auf eine Technik verzichten würden, die 
erwiesenermaßen die Sicherheit nicht erhöht, aber 
die Freiheit der Bürger gefährdet. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Orwell 1986!) 

Ich sage Ihnen hier in aller Klarheit: Die Innen-
minister der SPD-regierten Länder haben jeden-
falls bekundet und entschieden, daß in ihren Län-
dern keine Lesegeräte angeschafft werden. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN — Mann 
[GRÜNE]: Daran werden wir Sie erinnern, 
Herr Winterstein! — Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Meine Damen und Herren, ich weiß, daß die Ko-
alition entschlossen ist, die Ausweisgesetze zu ver-
abschieden. Sie werden Ihre Mehrheit sicherlich 
auch dazu nutzen, die Schleppnetzfahndung zu le-
galisieren. Dennoch halte ich es — auch im Hin-
blick auf die Diskussion über die übrigen Sicher-
heitsgesetze — für wichtig, daß hier noch einmal 
dargelegt wird, auf welche Weise die Bonner Regie-
rungskoalition in diesem Gesetzgebungsverfahren 
mit den Bundesländern umgegangen ist. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Minister, der Ab-
geordnete Ströbele unternimmt einen erneuten 
Versuch, eine Zwischenfrage an Sie zu richten. 
Wenn Sie das grundsätzlich ablehnen, können wir 
das Verfahren vereinfachen. 

Staatsminister Winterstein (Hessen): Ich bitte um 
Nachsicht. Mir ist eine beschränkte Redezeit einge-
räumt worden, und die möchte ich nutzen. Das 
heißt, ich beantworte keine Zwischenfragen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Ströbele, der Minister ist nicht bereit, eine Frage 
zuzulassen, und ich nehme an, daß das auch für 
zukünftige Fragen von Ihnen zutrifft. Somit können 
wir das Verfahren vereinfachen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Er weiß gar 
nicht, daß das nicht angerechnet wird! — 
Seiters [CDU/CSU]: Der Minister hat 

Angst! — Weitere Zurufe) 

Herr Minister, gilt Ihre Ablehnung von Zwischen-
fragen für das ganze Haus, oder konzentriert sie 
sich auf einzelne Abgeordnete? Es wird nämlich 
schon die nächste Zwischenfrage gewünscht. 

Staatsminister Winterstein (Hessen): Herr Präsi-
dent, ich bin keineswegs ängstlich; das kann der 

Herr Kollege Bohl, der lange im Hessischen Land-
tag war, sehr wohl bestätigen. 

(Seiters [CDU/CSU]: Nein, das tut er 
nicht!) 

Ich habe gleichermaßen Respekt vor Landtagsabge-
ordneten und vor Bundestagsabgeordneten, aber 
ich bitte, jetzt jegliche Frage ablehnen zu dürfen, 
weil ich mit meiner Zeit hinkommen will. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich bitte das Haus, den 
Wunsch des Ministers zu respektieren! 

Staatsminister Winterstein (Hessen): Meine Da-
men und Herren, ich sprach von dem Gesetzge-
bungsverfahren, das hier praktiziert worden ist, 
und von der Mitwirkung der Länder. Vielleicht kön-
nen wir daraus für die Zukunft lernen. Sie, meine 
Damen und Herren von der Koalition, haben den 
§ 163 d der Strafprozeßordnung zusammengebastelt, 
ohne den Sachverstand der Länder auf irgendeine 
Weise zu nutzen. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Dabei sind es doch die Länder, die dieses Gesetz 
auszuführen haben. Auch haben Sie Regelungen 
für die Polizeiarbeit geschaffen, ohne die Polizei zu 
befragen. Wir waren in keiner Phase beteiligt! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch wi-
derlegt, zehnmal widerlegt!) 

Sie haben darüber mit den Ländern bis heute nicht 
gesprochen; ja,  wir als Landesinnenminister waren 
gezwungen, uns die Entwürfe zu § 163d sozusagen 
auf konspirative Weise zu beschaffen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört! — Wider-
spruch bei der CDU/CSU) 

Das ganze Verfahren war ein einziger Verstoß ge-
gen die Prinzipien und den Geist des Föderalis-
mus. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Der Innenminister von Hessen 

konspiriert!) 

Ich beklage das sehr, denn die innere Sicherheit 
verlangt wie kaum ein anderes Gebiet nach ver-
trauensvoller Zusammenarbeit zwischen Bund und 
Ländern. Ich denke, Sie haben die Regeln dieser 
Zusammenarbeit sträflich vernachlässigt. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Deshalb ist es auch kein Wunder, daß bei einem 
solchen Verfahren nunmehr ein solches Produkt 
herausgekommen ist. Zwar haben Sie unter dem 
Druck der Öffentlichkeit jetzt einige Nachbesserun-
gen vorgenommen — das will ich ohne weiteres ein-
räumen —, aber ohne diesen massiven Druck auf 
die Koalition wäre der § 163d in seiner alten Fas-
sung bereits am 31. Januar verabschiedet worden. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sagen Sie einmal et-
was zu § 44 Ihres Entwurfs!) 

Allein damit ist doch schon bewiesen, wie wichtig 
eine öffentliche Diskussion in dieser Frage ist, 

(Beifall bei der SPD) 
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Staatsminister Winterstein (Hessen) 
und es wäre wichtig, wenn wir diese Diskussion 
noch weiterführen würden und sie heute nicht 
durch eine Abstimmung mit Mehrheiten beenden 
würden. Denn trotz aller Verbesserungen: Der Ent-
wurf ist nicht ausgereift, die grundsätzlichen Be-
denken bleiben bestehen. Nach wie vor werden Un-
verdächtige gespeichert. Der § 163d ist auch in der 
jetzt vorliegenden Fassung ein Verdachtschöp-
fungsinstrument gegen jedermann. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Quatsch! Wie kann man 
so etwas behaupten?) 

Nach wie vor werden die gespeicherten Daten als 
Zufallsfunde zweckentfremdet, und bei allem ist 
mehr als fraglich, ob die Regelungen überhaupt ge-
eignet sind, mehr Fahndungserfolge erzielen zu hel-
fen. Sie laufen Gefahr, meine Damen und Herren, 
Riesenschleppnetze zu werfen 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

und dabei allenfalls und per Zufall Fische zu fan-
gen, und dann auch noch solche, nach denen Sie gar 
nicht gesucht haben. Das ist die Fahndung für alle 
Fälle und auf gut Glück. 

Was nottut ist ein ordnungsgemäßes Gesetzge-
bungsverfahren unter Nutzung des Sachverstandes 
der Länder und ihrer Polizei. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu gehört als allererstes eine Analyse der poli-
zeilichen Praxis; dies ist nicht geschehen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Erzählen Sie mal etwas 
von der hessischen Praxis!) 

Wir brauchen eine Bestandsaufnahme der Fahn-
dungsmethoden in den Ländern. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Sie scheinen die Polizei 
nicht zu kennen! Sie ist ja viel besser, als 

Sie sagen!) 

Der Gesetzgeber muß zuerst genau wissen, was po-
lizeilich notwendig ist, und dieses Wissen liegt hier 
offenbar nicht vor. Das hat auch der Hinweis von 
Herrn Kollegen Dr. Hirsch gezeigt, der auf die Ver-
hältnisse hingewiesen hat, daß dort eine Schlepp-
netzfahndung in irgendeiner Form durchgeführt 
werde. Daran zeigt sich, Herr Kollege Dr. Hirsch, 
daß Sie in den Ländern nie Verbindung aufgenom-
men haben, so daß Sie die Praxis nicht kennen und 
keine Ahnung von dem haben, was in den Ländern 
läuft; 

(Zuruf bei der SPD: So ist es! — Zuruf des 
Abg. Dr. Hirsch [FDP]) 

denn Sie haben sich ausschließlich auf eine überre-
gionale Zeitung berufen, in der solches stand. Sie 
wissen aber doch ebenso genau, daß der hessische 
Datenschutzbeauftragte selbst — und der hessische 
Datenschutzbeauftragte ist ein sehr kritischer 
Mann — diese Vorwürfe in der Zwischenzeit zu-
rückgewiesen hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Erst wenn diese Praxis der Länder bekannt ist, 
kann man auf Grund dieser Kenntnisse ein stimmi-
ges Konzept zur Novellierung der Strafprozeßord-
nung schaffen. Alles andere bleibt Stückwerk. Was 

Sie hier vorgeführt haben, meine Damen und Her-
ren, ist ein Lehrstück für unsolide Gesetzgebungs-
arbeit. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Minister, ich muß 
Sie noch einmal unterbrechen, um Ihnen den 
Wunsch des Abgeordneten Hirsch nahezubringen, 
eine Zwischenfrage zu stellen. 

Staatsminister Winterstein (Hessen): Würde ich 
dem einen die Frage beantworten, hätte ich alle 
anderen verprellt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Feigling! Knei-
fer! — Unruhe — Glocke des Präsidenten) 

Weil dieses Verfahren so lief, ist natürlich mit dem 
Ergebnis des Gesetzgebungsverfahrens auch die 
Gefahr verbunden, daß Sie den verfassungsrechtli-
chen Maßstäben des Grundgesetzes nicht gerecht 
werden. 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Herren, Ihre 
Zwischenrufe ersetzen nicht die Zwischenfragen. 
Ich bitte Sie höflich, aber nachhaltig, die notwen-
dige Ruhe herzustellen. 

Staatsminister Winterstein (Hessen): Meine Da-
men und Herren, was Sie heute hier verabschieden 
wollen, ist sicherheitspolitisch fragwürdig und da-
tenschutzpolitisch bedenklich. Als das Bundesver-
fassungsgericht sein Urteil zum Volkszählungsge-
setz verkündete, da sprachen viele von einer „Stern-
stunde des Datenschutzes". Das scheint lange her 
zu sein. Ich befürchte, daß der 28. Februar 1986 ein 
schwarzer Tag in den Annalen des Datenschutzes 
sein wird. 

Meine Damen und Herren, dies war meine Pre-
miere im Deutschen Bundestag. Ich danke Ihnen 
für den Applaus und zugleich für Ihre Wider-
stände. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Es war der Chef von HEPOLIS, der eben diese 
erbärmliche Vorstellung gegeben hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

HEPOLIS ist das Hessische Polizei-Informationssy-
stem. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kennt der 
nicht!) 

Über dieses Hessische Polizei-Informationssystem 
hat im Dezember des vergangenen Jahres der von 
mir zwar nicht besonders geliebte, aber ernst zu 
nehmende hessische Datenschutzbeauftragte Simi-
tis in seinem Bericht folgendes festgehalten. Er 
spricht über dieses Hessische Polizei-Informa-
tionssystem, erläutert es, was auch ich hier tun 
möchte, und er schreibt: 
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Gerät etwa ein Bürger in eine Polizeikontrolle 
und überprüft die Polizei, ob seine Daten in 
HEPOLIS enthalten sind, 

— also ob er als gesucht dort gespeichert ist — 

so  wird dieser Vorgang einschließlich der per-
sonenbezogenen Daten des Betroffenen auf 
dem Protokollband festgehalten, und zwar auch 
dann, wenn die polizeiliche Überprüfung zu 
dem Ergebnis geführt hat, daß der Betroffene 
nicht gespeichert ist, also ein Unbeteiligter ist 

(Heiterkeit und Zurufe von der CDU/CSU) 

— sogenannte Negativfrage —, und auch dann, 
wenn kein Anlaß für ein weiteres polizeiliches 
Tätigwerden besteht. 

Weiter im Text: 

Selbst die personenbezogenen Daten, die in 
HEPOLIS nach den Richtlinien für die Füh-
rung kriminalpolizeilicher Sammlungen bereits 
gelöscht wurden, sind noch auf den Protokoll-
bändern enthalten. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Diese Praxis hat der hessische Datenschutzbeauf-
tragte gerügt. 

Das hessische Innenministerium in Form von 
Herrn Winterstein hat es dann auch eingesehen, 
hat zunächst eine Vereinbarung getroffen, daß es 
künftig die Protokolldaten nicht mehr für kriminal-
polizeiliche Zwecke verwendet, hat aber dann wie-
der mitgeteilt, daß er sich an diese Vereinbarung 
doch nicht halten will. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Da muß ich Sie dann wirklich mal fragen, wie Sie, 
Herr Winterstein, es sich erlauben, hier unsere Ge-
setze zu rügen und dem Kollegen Hirsch, der Sie 
schon vor Tagen und Wochen darauf aufmerksam 
gemacht hat, welchen Dreck Sie am Stecken haben, 
jetzt auch noch eine persönliche Frage zuschlagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Mann? 

Fellner (CDU/CSU): Herr Kollege Mann, ich 
möchte meine Redezeit in Anspruch nehmen. Wir 
haben uns am letzten Dienstag bis nachts kurz vor 
1 Uhr unterhalten können. 

(Dr. Vogel [SPD]: Was ist denn das für ein 
Ton?) 

Ich möchte durchaus noch auf verschiedenes einge-
hen, was Sie hier gesprochen haben. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wer hat Dreck am Stek

-

ken? Was für ein Ton! Unglaublich! Wie 
führen Sie sich denn auf? — Weitere Zu

-

rufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich möchte mich zunächst mit den Kollegen der 
SPD auseinandersetzen. Meine Kolleginnen und 
Kollegen, ich habe auf Grund der vorangegangenen 
Diskussion wirklich das, was ich zunächst sagen 
wollte, beiseite gelegt und setze mich jetzt nur mit  

dem auseinander, was Sie heute bisher veranstaltet 
haben. Sie haben sich erlaubt, das zu veranstalten; 
deshalb erlaube ich mir auch, mich damit auseinan-
derzusetzen. Ich beginne mit den beiden Kollegen 
von der SPD; ich glaube, zu den GRÜNEN kann 
man sich ohnehin weitere Reden sparen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die beiden Kollegen von der SPD haben das Ver-
fahren gerügt. 

(Senfft [GRÜNE]: Welch Demokratiever-
ständnis! — Weitere Zurufe von den GRÜ-

NEN) 

Der Kollege Hirsch hat darauf hingewiesen, daß wir 
verschiedene Anhörungen gemacht haben, daß wir 
ausführlich beraten haben, daß wir auch zu dem 
von Ihnen so gerügten § 163 d eine Anhörung ge-
macht haben, obwohl wir auch der Ansicht hätten 
sein können, daß die dort geregelte Materie bereits 
seit langer Zeit im Personalausweisgesetz geregelt 
war, daß Sie sich damit also hätten inhaltlich aus-
einandersetzen können. 

(Bohl [CDU/CSU]: Winterstein geht weg! — 
Seiters [CDU/CSU]: Jetzt geht er!) 

Wir haben diese Anhörung gemacht und haben 
auch kurzfristig Konsequenzen daraus gezogen. Sie 
haben sich einer weiteren Beratung verweigert, und 
zwar — das bitte ich zu bemerken — mit auch heute 
hier vorgetragenen unterschiedlichen Argumenten. 
Sie waren sich nur darin einig, daß Sie sich verwei-
gern und daß Sie nicht an einer konkreten Gesetz-
gebungsarbeit mitarbeiten wollen. Der Kollege Tiet-
jen hat erklärt, wir hätten aus dieser Anhörung 
keine Konsequenzen gezogen und dasselbe wieder 
vorgelegt. Der Kollege Fischer hat dann erklärt, 
man habe sich mit unserer Vorlage nicht auseinan-
dersetzen können, weil — das habe ich mitgeschrie-
ben — wir einen völlig veränderten Entwurf vorge-
legt hätten. Jetzt kann ich nur noch die Frage stel-
len: Wie war es jetzt, liebe Freunde? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte auf einen Punkt eingehen, den der 
Kollege Ströbele angesprochen hat. Er hat moniert, 
daß wir die Entwürfe der Polizeigesetze so lange 
nicht und dann nach seiner Forderung plötzlich auf 
den Tisch bekommen hätten. Kollege Ströbele, was 
wir da bekommen haben, sind die bestehenden, 
jetzt gültigen Polizeigesetze der Länder. 

(Ströbele [GRÜNE]: Nein, ein Entwurf!) 

Ich lese Ihnen aus diesen Polizeigesetzen, auch aus 
dem hessischen Polizeigesetz, die einschlägige Re-
gelung vor, wo es nämlich um Polizeikontrollen 
geht. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wo ist denn der Herr 
Winterstein? Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Ich bitte, sich das wirklich auf der Zunge zergehen 
zu lassen. Da heißt es im hessischen Polizeigesetz 
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im ersten Titel: „Personenfeststellungen und Vorla-
dung", § 16, „Feststellung von Personalien", Abs. 1: 

(Eigen [CDU/CSU]: Wo ist der Winter

-

stein?) 

Die Polizei ist berechtigt, die Identität einer 
Person festzustellen, wenn dies zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben erforderlich ist. 

Herr Kollege Ströbele, wenn Sie die Verdächtigun-
gen, die Sie gegen unsere Gesetzentwürfe hier ge-
äußert haben, auf dieses Gesetz anwenden 

(Ströbele [GRÜNE]: Richtig!) 

und wenn der Bundestag in Hessen wäre, würden 
Sie nicht zur Tür hinauskommen, ohne von der Po-
lizei festgenommen zu werden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP — Bohl [CDU/CSU]: Der hat 

doch Bewährung!) 

Ich finde es wirklich ungeheuerlich, wie Sie mit 
einem Gesetzentwurf, speziell mit § 163d, umgehen, 
was Sie an Verdächtigungen hier aussprechen, weil 
Sie sich entweder geweigert haben, die Gesetze zu 
lesen, oder aber einfach nicht zur Kenntnis nehmen 
wollen, was in ihnen steht, nur um Ihre Politikver-
weigerung hier zu rechtfertigen. 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE] — Wei

-

tere Zurufe von den GRÜNEN) 

Es ist erstaunlich, wieviel Herren jetzt nicht 
mehr wissen wollen, was sie früher gesagt haben, 
auch diejenigen, die jetzt noch in derselben verant-
wortlichen Position stehen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich bleibe bei Hessen. Bei der dortigen jetzigen Re-
gierung kann man immer Negativbeispiele finden. 
Ich komme noch einmal auf das Paradebeispiel zu 
sprechen, nämlich den Kollegen von Schoeler, der 
seine Identität völlig gewechselt hat. Er ist nur 
Staatssekretär geblieben, was er früher auch schon 
war. Ansonsten hat er alles anders gemacht. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Zwei Beispiele aus dem hessischen Polizeigesetz 
und für die Art, wie man dort mit Datenschutzrege-
lungen umgeht, habe ich schon genannt. Es sind 
auch noch Zitate von früher anzuführen. Über den 
damaligen Gesetzentwurf für einen neuen Perso-
nalausweis, der einvernehmlich hier im Bundestag 
beschlossen wurde, den wir aber nicht in Kraft tre-
ten ließen, weil wir wußten, daß wir nach dem 
Volkszählungsurteil datenschutzrechtliche Rege-
lungen anbringen müssen und dies auch wollten, 
hat er am 8. Februar 1980 im Bundesrat gesagt: 

Das vorliegende Gesetz ist ein Beleg dafür, daß 
mehr Sicherheit keineswegs zu Lasten der 
Freiheit geht. Wer an dieses Gesetz die Schrek-
kensvision des gläsernen und total überwach-
ten Menschen knüpft, wird dem Gesetz in sei-
ner jetzigen Fassung in keiner Weise gerecht. 

Ich erspare es mir, weiterzulesen. Es ging um die 
damalige Fassung, die wir jetzt geändert haben und 
die Sie nun so verteufeln. Das sind die Fakten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte auch noch einen Satz zu Herrn Schrö-
der sagen, der heute schon erwähnt wurde. Er sagte 
über die Maschinenlesbarkeit, die er jetzt offenbar 
ablehnt, vor fast genau einem Jahr, nämlich auf 
einer Tagung der Politischen Akademie Tutzing in 
Würzburg vom 22. bis 24. Februar 1985 — ich glaube, 
der Kollege Wernitz und ich waren dort —: 

Diese Diskussion ist tatsächlich überflüssig, 
weil sie an einem völlig falschen Punkt ansetzt. 
Inzwischen ist nämlich die Technik soweit fort-
geschritten, daß die technische Entwicklung 
über kurz oder lang dazu führt, daß jedes 
Schriftstück mit Maschinen gelesen werden 
kann. Die Diskussion muß also vielmehr dahin 
gehen, welche Sicherheiten zur Verhinderung 
eines technisch möglichen Mißbrauchs einzu-
richten sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Genau damit haben wir uns in den letzten Mona-
ten und Wochen in intensiver Arbeit beschäftigt. An 
diejenigen Kollegen in der SPD, die mitberaten ha-
ben — die meisten waren nicht da, auch wenn sie 
begierig waren, etwas Neues zu erfahren —, appel-
liere ich, wirklich einmal zu sagen, weil es um die 
Sorgen des Bürges geht, die Sie immer an die Wand 
malen, daß wir große Verbesserungen in daten-
schutzrechtlicher Hinsicht vorgenommen und daß 
wir uns die Arbeit wirklich nicht leichtgemacht ha-
ben. 

Zu der in § 163d vorgesehenen Ausnahmemög-
lichkeit von dem im Personalausweisgesetz fixier-
ten Grundsatz, daß in der Regel nicht gespeichert 
werden darf, möchte ich wiederum Herrn Schröder 
zitieren. Er sagte auf derselben Tagung: 

Es muß Ausnahmemöglichkeiten für die Polizei 
vom allgemeinen Verbot eines automatischen 
Abrufens und automatischen Speicherns von 
Daten mittels des neuen Personalausweises ge-
ben. 

Ich zitiere weiter: 

Die Betonung liegt auf dem Wort „Ausnahme", 
weil niemand dafür Verständnis haben kann, 
Millionen von Bürgern bei der Ein- oder Aus-
reise oder bei sonstigen Kontrollen zu registrie-
ren, aber ebenso kein Verständnis dafür aufzu-
bringen ist, weshalb bei der Verfolgung schwe-
rer und schwerster Verbrechen wie z. B. der 
organisierten Kriminalität mit Milliardenschä-
den, darunter auch der internationale Rausch-
giftschmuggel, oder zur Fahndung nach Terro-
risten nicht die technischen Möglichkeiten ge-
nutzt werden sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So weit Herr Schröder. Ich stimme dem zu und 
bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Vorab eine Berner-
kung zum Verfahren — nicht um nachzukarten, 
sondern um für die Zukunft vorzubeugen —: CDU/ 
CSU und FDP konnten sich nach der Anhörung 
zum Personalausweisgesetz am 20. Mai 1985 über 
die auf Grund der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts erforderliche Novellierung der Si-
cherheitsgesetze nicht einigen. Deshalb traten die 
Parteivorsitzenden von CDU, CSU und FDP auf den 
Plan und einigten sich am 9. Januar 1986 nicht nur 
über die streitigen inhaltlichen Fragen, sondern sie 
legten auch fest, bis wann der Deutsche Bundestag 
seine Beratungen abzuschließen habe. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Fraktionen von CDU/CSU und FDP haben 
versucht, das Personalausweis- und Paßgesetz mit 
der in letzter Minute eingeführten Schleppnetz-
fahndung entsprechend diesem Termindiktat im 
Hauruckverfahren durch den Deutschen Bundestag 
zu peitschen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Wir verwahren uns noch einmal dagegen, daß die 
Beratungen des Deutschen Bundestages unter poli-
tische Vorgaben der Parteivorsitzenden von CDU, 
CSU und FDP gestellt werden und daß infolgedes-
sen eine ordnungsgemäße parlamentarische Bera-
tung bei so wichtigen Gesetzgebungsvorhaben wie 
dem vorliegenden nicht mehr stattfindet. 
Es ist in höchstem Maße sachwidrig, den Sach-

verstand unseres Landes, die Fachverbände und 
selbst die Bundesländer bei der Gesetzgebung aus-
zuschalten. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte, die notwendige Ruhe herzustellen. 
Herr Abgeordneter, der Abgeordnete Ströbele 

möchte gerne eine Zwischenfrage stellen. Gestatten 
Sie das? 

Dr. Emmerlich (SPD): Ich möchte meine Ausfüh-
rungen im Zusammenhang machen. Außerdem 
habe ich nur so wenig Zeit, daß ich bedaure, Zwi-
schenfragen nicht zulassen zu können. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Emmerlich, darf ich das so verstehen, daß Sie gene-
rell keine Zwischenfragen zulassen? — Danke 
schön. 

Dr. Emmerlich (SPD): Eine Mißachtung des Parla-
ments und ein Schaden für den Parlamentarismus 
liegen darin, daß zentrale politische Entscheidun-
gen aus dem Parlament herausgenommen und von 
Parteivorsitzenden getroffen werden, 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 
CSU]: Das ist nicht zutreffend!) 

daß dem Deutschen Bundestag insonderheit von 
Parteivorsitzenden Zeitpläne übergestülpt werden 

und ihm infolgedessen keine ausreichende Gele-
genheit zur Beratung gelassen wird. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Auch das ist nicht 
die Wahrheit!) 

Zu diesem Stil paßt, daß der Bundesinnenmini-
ster vom Rednerpult des Deutschen Bundestages 
seine Kritiker heute als Heuchler bezeichnet hat. 
Das ist ein Stil, der diesem Bundesinnenminister in 
der Tat entspricht und seiner würdig ist. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 
CSU]: Er hat von „Heuchelei" gesprochen!) 

Daß sich ausgerechnet Herr Fellner herausnimmt, 
einem Länderinnenminister vorzuwerfen, er habe 
Dreck am Stecken, ist wirklich die Spitze und ein 
Skandal für sich. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer dem Parlament die Rolle eines Notars zu-
weist, der die Entscheidungen anderer nur noch 
protokollarisch festzustellen hat, stellt die parla-
mentarische Demokratie in Frage. 

So wie die CDU/CSU und FDP die Notwendigkeit 
eines ordentlichen parlamentarischen Beratungs-
verfahrens nicht respektieren, so berücksichtigen 
sie nicht die Bedeutung, die der Schutz persönlicher 
Daten in unserer Zeit hat. Der Schutz persönlicher 
Daten ist heute zur Bewahrung der Freiheit so nö-
tig wie der Schutz der klassischen Bürgerrechte, 
z. B. die Unverletzlichkeit der Wohnung und das 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis. Die elektro-
nische Datenspeicherung, die Zahl der privaten und 
öffentlichen Dateien, die immer noch zunimmt, und 
die Möglichkeit des Datenabrufs, des Datenverbun-
des und des Datenabgleichs belegen das hinrei-
chend. Bei ungehindertem Datenverbund und Da-
tenabgleich zwischen den in unserem Land bereits 
vorhandenen Dateien wäre der gläserne Mensch 
längst rauhe Wirklichkeit. 

Der erforderliche Datenschutz wird durch ma-
schinenlesbare Personalausweise und Pässe uner-
träglich verringert, weil die Maschinenlesbarkeit 
den massenhaften Datenabgleich und Datenzugriff 
ermöglicht und dadurch eine weitere Vorausset-
zung für eine totale Erfassung und totale Überwa-
chung der Bürger geschaffen wird. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch nicht 
richtig!) 

Die Maschinenlesbarkeit, die die Bundesregierung 
und die Regierungsfraktionen wollen, führt im 
übrigen dazu, daß Daten von Bürgern, die sich 
nichts haben zuschulden kommen lassen, die nicht 
im Verdacht einer Straftat stehen, die die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung nicht gefährden, in po-
lizeilichen Dateien landen und dort verarbeitet wer-
den, und zwar nicht nur bei wenigen Einzelperso-
nen und in Ausnahmefällen, sondern massenhaft, 
so daß über Jahre und Jahrzehnte hinweg fast jeder 
Bürger unseres Landes davon erfaßt wird. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch Un-
sinn, was Sie hier sagen! Haben Sie den 

Paragraphen nicht gelesen?) 
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Dr. Emmerlich 
— Mit der Vokabel „Unsinn" entziehen Sie sich 
jeder argumentativen Auseinandersetzung; Sie soll-
ten sich das, Herr Laufs, merken. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Lesen Sie mal Ab

-

satz 3 von § 163d!) 

Die Schleppnetzfahndung die CDU/CSU und FDP 
heute verabschieden, ist von Sachverständigen als 
uferlose Massenspeicherung von persönlichen Da-
ten bezeichnet worden, als Verdachtschöpfungsin-
strument, als Paradefall einer vom Bundesverfas-
sungsgericht für unzulässig erklärten Datenspei-
cherung auf Vorrat. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Also gehen Sie 
nach Karlsruhe!) 

Von einer solchen Schleppnetzfahndung werden 
zum weitaus überwiegenden Teil — ich wiederhole 
das noch einmal — Bürger betroffen, die nichts 
getan haben, was Eingriffe in ihre geschützten 
Rechtspositionen rechtfertigt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lieber läßt man 
Verbrecher laufen!) 

Das Bundesverfassungsgericht hat früher als an-
dere erkannt, welche Bedeutung der Schutz per-
sönlicher Daten zur Bewahrung der Freiheit hat. 
Im Volkszählungsurteil hat es die verfassungsrecht-
lichen Voraussetzungen für den Zugriff auf persön-
liche Daten festgelegt. Auf Grund dieser Entschei-
dung sind Novellierungen der Strafprozeßordnung, 
der Verfassungsschutzgesetze und der Polizeige-
setze erforderlich, gesetzliche Regelungen über die 
Befugnisse des BND und des MAD, für die Zusam-
menarbeit der Sicherheitsbehörden und für Sicher-
heitsüberprüfungen. 

Wir Sozialdemokraten fordern, daß die vom Bun-
desverfassungsgericht festgelegten Kriterien für 
die Zulässigkeit der Erhebung persönlicher Daten 
dabei strikt berücksichtigt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Gesetze, welche die Bundesregierung und CDU/ 
CSU/FDP bisher vorgelegt haben, setzen sich über 
die Ansprüche des Bundesverfassungsgerichts hin-
weg. Das Bundesverfassungsgericht wollte mehr 
Datenschutz als bisher. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Genau das schaffen 
wir!) 

Die Gesetze der Bundesregierung und der CDU/ 
CSU/FDP führen nicht zu mehr, sondern zu weni-
ger Datenschutz; 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Sie sind der Gefan

-

gene Ihrer Vorurteile!) 

sie führen dazu, daß die Möglichkeiten des Staates 
zu Eingriffen in das informationelle Selbstbestim-
mungsrecht der Bürger in alarmierender Weise 
ausgeweitet werden. 

Wir Sozialdemokraten fordern die Bundesregie-
rung und die Regierungsfraktionen auf, diese Ab-
sicht zur Minimalisierung des Datenschutzes im In-
teresse der Sicherung unserer freiheitlichen Ord-
nung nicht weiter zu verfolgen. Bundesregierung 
und Regierungsfraktionen tun so, als sei jeder ge-

setzlich angeordnete Zugriff auf persönliche Daten 
zulässig. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch nicht 
wahr!) 

Wir weisen darauf hin, daß Einschränkungen des 
Rechts auf informationelle Selbstbestimmung nach 
dem Bundesverfassungsgericht nur im überwie-
genden Allgemeininteresse zulässig sind und daß 
sich aus dem Gesetz Anlaß und Ausmaß des Ein-
griffs eindeutig ergeben müssen. Ferner weisen wir 
darauf hin, daß der Gesetzgeber alle Möglichkeiten 
wahrnehmen muß, um durch organisatorische so-
wie verfahrensrechtliche Vorkehrungen den Schutz 
des informationellen Selbstbestimmungsrechts zu-
sätzlich zu gewährleisten. 

Von besonderer Bedeutung ist aber folgendes: 
Persönliche Daten dürfen aus anderen als den für 
die Erhebung maßgebenden Gründen weder gespei-
chert noch verarbeitet noch weitergegeben werden. 
Dieses Verbot der zweckfremden Verwendung per-
sönlicher Daten hat verfassungsrechtliche Qualität. 
Die Bundesregierung und die Regierungsfraktio-
nen setzen sich darüber in den von ihnen vorgeleg-
ten Gesetzentwürfen in bedenklicher Weise hinweg. 
Besonders beim Zusammenarbeitsgesetz wird das 
Gebot der Zweckbindung bei der Weitergabe per-
sönlicher Daten weitgehend außer acht gelassen. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist auch nicht 
richtig!) 

Auch die konservativen Sicherheitsbürokraten 
müssen endlich erkennen, daß im Zeitalter der elek-
tronischen Datenverarbeitung an die Stelle des in 
früheren Zeiten als selbstverständlich angesehenen 
Datenverbundes und -austausches zwischen staatli-
chen Behörden das Verbot der zweckfremden Ver-
wendung persönlicher Daten treten muß. 

Konservative Sicherheitspolitik, meine Damen 
und Herren, ist von jeher von einem Mißtrauen 
gegen Freiheits- und Bürgerrechte gekennzeichnet. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Heute geht die konservative Sicherheitspolitik der 
CDU/CSU von einem Gegensatz zwischen innerer 
Sicherheit und Datenschutz aus, davon, daß bei 
vollem Datenschutz die Sicherheit des Staates und 
der Bürger leide. Die FDP, die Wende-FDP, unter-
wirft sich dieser konservativen Sicherheitspolitik 
nahezu widerstandslos und begnügt sich mit verba-
len Protesten. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 
CSU]: Das- ist doch Quatsch, Herr Emmer-

lich!) 

Der Bundesjustizminister hält es nicht einmal für 
nötig, zu einer Änderung der StPO von solchem Ge-
wicht in der Öffentlichkeit Stellung zu nehmen und 
hier im Deutschen Bundestag eine Aussage zu ma-
chen, die der Rechtsstaatlichkeit und der Freiheit-
lichkeit unseres Gemeinwesens Rechnung trägt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Annahme der Konservativen, daß Datenschutz 
und Sicherheit in einem unauflöslichen Gegensatz 
stehen, ist aus mehreren Gründen unzutreffend. Sie 
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Dr. Emmerlich 
beruht vor allem auf der Prämisse, daß die Sicher-
heitsbehörden ihre Aufgaben um so besser erfüllen 
könnten, je weitreichender und tiefgreifender ihre 
Eingriffsbefugnisse gegenüber den Bürgern sind. 
Gewiß müssen die Sicherheitsbehörden auch die 
Möglichkeit haben, in die Rechtspositionen der Bür-
ger im äußersten Falle eingreifen zu können. 

Aber nicht jede zusätzliche Eingriffsermächti-
gung für die Sicherheitsbehörden liegt im Interesse 
der inneren Sicherheit. Die Sicherheitsbehörden 
sind nämlich in besonderer Weise auf eine vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit mit den Bürgern ange-
wiesen. Wenn die Sicherheitsorgane persönliche 
Daten der Bürger über das notwendige Maß hinaus 
erheben, speichern und weitergeben, dann treten an 
die Stelle des Vertrauens der Bürger in die Sicher-
heitsorgane Mißtrauen und Angst. Ein mißtraui-
scher und ängstlicher Bürger wird den Kontakt mit 
den Sicherheitsbehörden meiden. Er wird sich ih-
nen gegenüber nicht öffnen, sondern verschließen. 

Die Demokratie, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, braucht den selbstbewußten Bürger, den 
Bürger, der dem Staat nicht mißtrauisch und ängst-
lich gegenübersteht, den Bürger, der sich mit dem 
Staat identifiziert, weil er weiß, daß es sich um sei-
nen Staat handelt, daß er in diesem Staat der 
Souverän ist, von dem die Staatsgewalt ausgeht, 
daß dieser Staat nicht ihn kontrolliert, sondern daß 
er es ist, der die vom Volk auf Zeit bestellten Träger 
der Staatsgewalt kontrolliert. 

Datenschutz und Sicherheit bedingen sich wech-
selseitig und setzen einander voraus. Die Politik 
darf dem einen keinen Vorrang vor dem anderen 
geben. Sie muß beiden gleichermaßen gerecht wer-
den. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte in diesem Zusammenhang an das erin-
nern, was der große sozialdemokratische Jurist und 
Politiker Adolf Arndt hierzu erklärt hat, und zwar 
vor vielen, vielen Jahren — ich zitiere wörtlich —: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, das waren 
noch Zeiten!) 

Der belauschte Bürger ist der geängstigte Bür-
ger. Er ist der aus dem Dunkeln geröntgte 
Mensch, der von Blicken durchdrungen wird, 
die er nicht sieht. Sein Staat liegt nicht mehr 
verläßlich im Hellen. Man könnte die Staaten 
danach einteilen, inwieweit sie das, was die All-
gemeinheit angeht, im Geheimen verbergen, 
aber den Menschen veröffentlichen — so ver-
fährt der totale Staat —, oder inwieweit sie von 
Rechts wegen als das Öffentliche erscheinen, 
aber den Menschen ihr Geheimnis lassen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Laufs [CDU/ 
CSU]: Was soll dieses Zitat in diesem Zu

-

sammenhang?) 

Ich komme zum Schluß, meine sehr geehrten Da-
men und Herren: Die Demokratie erfordert einen 
Grundkonsens der Demokraten. Dieser Grundkon-
sens sollte sich auch auf die Rechtsgrundlagen für 
die Tätigkeit der Sicherheitsorgane erstrecken. Ich 
bedaure, daß Regierung und Koalition sich darum  

nicht bemühen, sondern die Konsensbildung durch 
die „politischen Vorgaben" ihrer Parteivorsitzenden 
zum Inhalt und zum Verfahren der hier vorliegen-
den und der weiteren Gesetze kaum noch möglich 
machen. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/ 
CSU]: Quatsch! — Dr. Laufs [CDU/CSU]: 
Das ist wirklich Käse, was Sie sagen!) 

Wer bei den Rechtsgrundlagen für die Sicher-
heitsbehörden keine breite Mehrheit anstrebt, son-
dern glaubt, nach dem Prinzip „Mehrheit ist Mehr-
heit" verfahren zu können, 

(Stockhausen [CDU/CSU]: So wie in Hes-
sen die SPD!) 

handelt nicht verantwortungsbewußt und dient 
nicht dem Wohl unseres Volkes. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Pfeffermann [CDU/ 
CSU]: Blanke Polemik! — Dr. Blank [CDU/ 
CSU] und Dr. Laufs [CDU/CSU]: Jämmer-

lich! Jämmerlich!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Eylmann. 

Eylmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Als die Opposition 
am Mittwoch letzter Woche die von den Koalitions-
fraktionen in sehr sorgfältigen Beratungen entwik-
kelte neue Formulierung des § 163d StPO zu Ge-
sicht bekam, 

(Ströbele [GRÜNE]: Was war denn da sorg-
fältig?) 

befand sie sich in der unangenehmen Lage eines 
Mannes, der sich mit aller Gewalt gegen eine Tür 
wirft, die er verschlossen wähnt, die dann aber nur 
angelehnt ist. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Sie hatte sich darauf eingerichtet, der Koalition alle 
die Bedenken zu präsentieren, die in den vorange-
gangenen Anhörungsverfahren lautgeworden wa-
ren, und mußte nun zu ihrer großen Enttäuschung 
erleben, daß in der neuen Formulierung all diesen 
Bedenken schon weitgehend Rechnung getragen 
war. Von diesem Sturz auf die eigene Nase hat sich 
die Opposition bis heute nicht erholt. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: So ist es! — Lachen 
bei der SPD) 

Sie haben zunächst so getan, als wenn die Tür nicht 
weit genug geöffnet gewesen sei: Sie haben aus-
drücklich wesentliche Verbesserungen anerkannt, 
haben aber dies bekrittelt und jenes problemati-
siert und haben in zwei stundenlangen Ausschuß-
sitzungen immer wieder dasselbe gefragt. Dann ha-
ben wir auf Ihre Alternativen, auf Ihre Änderungs-
vorschläge gewartet, und selbst in zwei langen Aus-
schußsitzungen sind Sie nicht dazu gekommen, 
auch nur einen einzigen Änderungsantrag zu stel-
len. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 
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Eylmann 
Sie sind — das haben Sie damit eindeutig bewiesen 
— unfähig zur Alternative. 

Dann sind Sie auf den Gedanken gekommen, in 
der Öffentlichkeit so zu tun, als wenn die Tür nach 
wie vor verschlossen sei: Sie beantragen, den § 163 d 
völlig abzukoppeln und erst einmal nicht zu verab-
schieden. Dieses Verhalten der Opposition ist völlig 
unlogisch und widersprüchlich. 

(Abg. Dr. de With meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

— Ich möchte meine Ausführungen ohne Zwischen-
fragen zu Ende bringen. 

Die neue Vorschrift — Herr Kollege de With, Sie 
werden mir zustimmen — soll ja gerade die zur Zeit 
sehr weit gefaßte, nach Auffassung einiger auch 
etwas diffuse gesetzliche Grundlage für das Spei-
chern von personenbezogenen Daten im Rahmen 
der Verbrechensbekämpfung präzisieren und enger 
fassen. Wir schaffen ja keine neuen Tatbestände 
der Datenspeicherung, sondern wir wollen im Ge-
genteil die Rechtslage präzisieren, die Möglichkei-
ten der Speicherung personenbezogener Daten ein-
engen. Daran müßten eigentlich alle interessiert 
sein, die das vom Bundesverfassungsgericht statu-
ierte informationelle Selbstbestimmungsrecht ernst 
nehmen. 

Da Sie offensichtlich in Argumentationsschwie-
rigkeiten sind, sind Sie nun darauf verfallen, vage 
von einer systemwidrigen Teillösung zu sprechen 

(Mann [GRÜNE]: So ist es!) 

und eine umfassende Neuregelung aller strafpro-
zessualen Fahndungsmöglichkeiten zu verlangen. 

Nun lohnt es sich j a zuweilen, etwas zurückzu-
blättern und den Akteuren der Opposition von 
heute ihre eigenen Äußerungen und Handlungen 
während ihrer Regierungszeit vorzuhalten. 1978 
schrieb der damalige Justizminister Dr. Vogel in 
einem Aufsatz in der „Neuen Juristischen Wochen-
schrift", in dem er die gesetzgeberischen Maßnah-
men zur Bekämpfung des Terrorismus würdigte 
und sich selbst auf die Schulter klopfte — ich zitiere 
mit Erlaubnis des Präsidenten —: 

Die Neuregelung der Eingriffsbefugnisse ist 
eine dringenden Bedürfnissen folgende Sofort-
maßnahme punktueller Art. Sie macht eine ge-
nerelle Überrüfung des gesamten Systems der 
strafprozessualen Eingriffsbefugnisse nicht 
entbehrlich. 

Einige Zeilen weiter hebt er in demselben Aufsatz 
lobend hervor, daß der Gesetzgeber den Erforder-
nissen dogmatischer Perfektion und systematischer 
Vollständigkeit keine Priorität zuerkannt habe. 

Es besteht nun hinreichender Anlaß, die Opposi-
tion von heute an diese Worte zu erinnern. Die Neu-
ordnung des Gesamtsystems der strafprozessualen 
Eingriffsbefugnisse hat die SPD während ihrer Re-
gierungszeit nicht mehr zustande gebracht. Heute 
wird im Justizministerium daran gearbeitet. 

Ungeachtet dessen wollen wir aber eine gesetzli-
che Regelung für die Speicherung von Daten vorzie-
hen, um damit allen möglichen Gefahren, die mit  

der Einführung des maschinenlesbaren Personal-
ausweises unter Umständen verbunden sein könn-
ten, von vornherein zu begegnen. Es ist doch ab-
surd, Herr Kollege Fischer, wenn Sie sagen: Wir 
möchten erst einmal den Ausweis einführen und 
dann die gesetzlichen Regelungen schaffen. Umge-
kehrt muß doch der Weg verlaufen, den ein verant-
wortungsbewußter Gesetzgeber einhält. 

(Mann [GRÜNE]: Nein, das stimmt so auch 
nicht!) 

Wenn die Opposition schlechthin § 163d verhin-
dern will, 

(Zuruf des Abg. Mann [GRÜNE]) 

so beweist sie damit, daß sie taktische Verzöge-
rungsmanöver und Blockaden der Regierung für 
wichtiger hält als die Mitarbeit an der Sicherung 
des informationellen Selbstbestimmungsrechts der 
Bürger. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
entschuldigen Sie, daß ich Sie unterbreche! — Ich 
wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie die Unterhal-
tungen im Saal einstellen würden, damit der Red-
ner im ganzen Saal verständlich ist. 

Eylmann (CDU/CSU): Herr Kollege Fischer, ange-
sichts dieses Sachverhalts reden Sie von parlamen-
tarischer Kultur! Eine Opposition, die sich nicht 
mehr mit dem eigentlichen Beratungsgegenstand 
auseinandersetzt, sondern den Bürgern nur noch 
Horrorgemälde vorhält, die mit Wahrheit und Wirk-
lichkeit nichts mehr gemein haben, nähert sich der 
politischen Subkultur. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Alle Einwendungen, die die Opposition gegen 
§ 163d in der jetzt vorliegenden Fassung erhebt, 
sind unbegründet. Die Behauptung, die Anknüp-
fung an die bei der Grenzkontrolle anfallenden Da-
ten würde zu einer massenhaften Speicherung von 
personenbezogenen Daten in der Größenordnung 
von Millionen führen, ist falsch. Sie vernachlässi-
gen fortlaufend den fundamentalen Unterschied 
zwischen Datenerhebung und Datenspeicherung. 
Letztere ist nur unter ganz besonders engen Vor-
aussetzungen zulässig. 

Außerdem kommt es geradezu einem skandalö-
sen Mißtrauen gegenüber den deutschen Richtern 
gleich, wenn Sie meinen, diese würden einem zügel-
losen Einsatz der Datenspeicherung zustimmen. 
Das wäre angesichts der engen gesetzlichen Vor-
aussetzungen eine klare Rechtsbeugung. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD] — Mann 
[GRÜNE]: Sagen Sie einmal etwas zu den 
Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft!) 

— Sie wissen, die Hilfsbeamten der Staatsanwalt-
schaft dürfen nur dann tätig werden, wenn Gefahr 
in Verzug ist. 

(Mann [GRÜNE]: Was ist „Gefahr in Ver-
zug?" Das ist fast immer gegeben! — Ge-
genruf von der CDU/CSU: Zurück ins erste 

Semester!) 
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Eylmann 
Wir haben das eindeutige Richterprivileg in das Ge-
setz aufgenommen. 

Hier wird immer wieder über die Zufallsfunde 
gesprochen. Die Regelung über Zufallsfunde am 
Ende von Absatz 4 enthält keineswegs einen Ver-
stoß gegen das Zweckbestimmungsgebot des Bun-
desverfassungsgerichts. Die gespeicherten Daten 
dürfen keineswegs bewußt und systematisch zur 
Aufklärung anderer Straftaten verwertet werden. 
Entnimmt man den gespeicherten Daten aber zufäl-
lig Hinweise, die eine andere Straftat aufklären 
könnten, so würde es schon gegen das Legalitäts-
prinzip verstoßen, wenn man diesen Hinweisen 
nicht nachgehen dürfte. 

Gesetzt den Fall, man kommt bei der Gelegenheit 
der Auswertung der gespeicherten Daten einem 
Autodieb auf die Spur, soll man diesen Diebstahl 
unaufgeklärt lassen und den Täter laufenlassen? 
Welcher Bürger würde es verstehen, wenn Staats-
anwaltschaft und Polizei von Rechts wegen ge-
zwungen würden, beide Augen zuzudrücken. Im üb-
rigen beweist schon § 108 StPO, daß z. B. bei Be-
schlagnahmen dasselbe Prinzip gilt und Zufalls-
funde verwertet werden können. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
Sie haben den Gang nach Karlsruhe angekündigt. 
Nun ist es zwar ein Armutszeugnis für die Opposi-
tion, im Zuge der Gesetzgebung keine Alternativen 
aufzuzeigen und statt dessen später nach dem Ver-
fassungsrichter zu rufen; aber ich bitte Sie, wenn 
Sie auch sonst häufig Ihre Versprechen nicht hal-
ten: Machen Sie wenigstens diese Ankündigung 
wahr! Ich prophezeie Ihnen, daß das Bundesverfas-
sungsgericht die Verfassungsmäßigkeit dieses Ge-
setzes bestätigen wird. Vielleicht wird das dazu bei-
tragen, Ihr vollmundiges Gerede über angebliche 
Verfassungsverstöße als das zu entlarven, was es in 
Wahrheit ist: viel heiße Luft, die nur Ihre Unfähig-
keit zur Alternative verschleiern soll. 

Vielen Dank! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren! Wir haben jetzt noch einen Redner zur Sache. 
Ich möchte allerdings dem Redner das Wort erst 
erteilen, wenn die Damen und Herren Abgeordne-
ten Platz genommen haben. — Ich mache Sie dar-
auf aufmerksam, daß wir das Verfahren verkürzen 
können, wenn Sie Platz nehmen. Wir haben noch 
einen Sachbeitrag von ganz wenigen Minuten. 

Herr Abgeordneter Schäfer, jetzt können wir es 
versuchen! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wird doch 
kein Sachbeitrag!) 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen! Liebe Kollegen! Es ist hier von Koalitionsabge-
ordneten, vor allem vom Abgeordneten Laufs, die 
Gewerkschaft der Polizei in einer Art und Weise  

angegriffen worden, die es notwendig macht, dazu 
wenige Ausführungen zu machen. 

(Berger [CDU/CSU]: Eine falsche Behaup-
tung!) 

Sie haben, Herr Kollege Laufs, hier vor dem 
Deutschen Bundestag die Klage des Vorsitzenden 
der Gewerkschaft der Polizei, Günter Schröder, er 
sei am Gesetzgebungsverfahren nicht beteiligt wor-
den, als falsch zurückgewiesen. 
Es gibt, meine Damen und Herren, eine Gemein-

same Geschäftsordnung der Bundesregierung. Da-
nach wird jeder Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung von Bedeutung den beteiligten oder interes-
sierten Kreisen zugänglich gemacht. Wenn dem-
nächst das Besoldungserhöhungsgesetz zugeleitet 
wird, werden der Beamtenbund und die anderen 
Gewerkschaften von der Bundesregierung, von dem 
Bundesministerium des Innern dazu gehört wer-
den. Wenn das Abwasserabgabengesetz oder ein an-
deres Umweltschutzgesetz verabschiedet wird, wird 
dasselbe Verfahren gewählt. 
Bei dem Gesetzesbündel, das wir heute beraten, 

bei Gesetzen, die in besonderem Umfang das Ver-
trauensverhältnis zwischen Bürger und Polizei be-
rühren, hat es der Bundesminister des Innern un-
terlassen, der Gewerkschaft der Polizei, überhaupt 
den Fachleuten der Polizei das Gesetzgebungsvor-
haben zur Stellungnahme zuzuleiten. 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es!) 

Das ist der Vorwurf der Gewerkschaft der Polizei. 
Dieser Vorwurf ist in der Sache begründet. Es ist 
unerhört, daß die Bundesregierung bei solchen Ge-
setzesvorhaben die sachkundigen Polizeibeamten 
und ihre Vertreter nicht hört. Das ist der Punkt des 
Vorwurfs, Kollege Laufs. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Schäfer, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Dr. Laufs? 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Wir als SPD-Fraktion 
des Deutschen Bundestages haben dies insoweit 
korrigiert, als wir von den uns parlamentarisch ge-
gebenen Möglichkeiten Gebrauch gemacht haben, 
wenigstens in den Anhörungen des Deutschen Bun-
destages die Gewerkschaft der Polizei noch zur 
sachkundigen Stellungnahme kommen zu lassen. 
Jetzt gestatte ich Ihre Zwischenfrage. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte sehr, Herr Abge-
ordneter. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Kollege Schäfer, sind 
Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß wir hier 
einen Gesetzentwurf beraten, der von den Fraktio-
nen der CDU/CSU und der FDP eingebracht wor-
den ist? 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Der Gesetzentwurf ist 
im Bundesministerium des Innern vorbereitet wor-
den. Der Entwurf zum Paßgesetz ist eine Regie-
rungsvorlage. Und ich sage noch einmal: Im Gegen- 
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Schäfer (Offenburg) 
Satz zu anderen Gesetzentwürfen ist hier die Ge-
werkschaft der Polizei zu dem Vorgang nicht gehört 
worden. 

Wenn Ihnen das aber nicht reicht, Herr Kollege 
Laufs, füge ich hinzu: Die Änderung, der § 163d der 
Strafprozeßordnung, der die Schleppnetzfahndung 
betrifft und von besonderer Bedeutung für das Ver-
trauensverhältnis zwischen Polizei und Bürger ist, 
ist von den Koalitionsfraktionen auch ohne Beteili-
gung des Sachverstandes der Polizei des Bundes, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das ist doch nicht 
richtig! Wir haben doch Anhörungen dazu 

gemacht! Da waren Sie doch alle da!) 

was beispielsweise den Präsidenten des Bundeskri-
minalamtes oder den Vizepräsidenten des Bundes-
kriminalamtes, Herrn Boge und Herrn Boeden an-
geht, von Ihnen beraten worden. 

Kurzum: Meine Damen und Herren, wir weisen 
Ihren Angriff auf die Gewerkschaft der Polizei als 
unbegründet und unsachlich zurück. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind wie viele Bürger froh, eine Interessen-
vertretung der Polizei in der Bundesrepublik 
Deutschland zu haben, die es mit den Geboten der 
inneren Sicherheit ebenso ernst meint wie mit der 
Wahrung der Freiheitsrechte der Bürger. Statt die 
Gewerkschaft zu beschimpfen, Herr Kollege Laufs, 
sollten Sie mit uns zumindest in der Frage überein-
stimmen, daß es nach den Erfahrungen des Dritten 
Reiches gut ist, heute eine derartige Gewerk-
schaftsvertretung der Polizei zu haben. 

(Beifall bei der SPD — Berger [CDU/CSU]: 
Üble Demagogie! Mehr ist das nicht!) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, ich erteile nunmehr nach § 82 Abs. 3 der Ge-
schäftsordnung dem Abgeordneten Mann das Wort. 
Herr Abgeordneter, ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
Sie Ihre Ausführungen auf die Geschäftsordnung 
beschränkten. 

Mann (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bürger! 
Die Fraktion DIE GRÜNEN beantragt nach den Be-
gründungen und Ausführungen — insbesondere 
der Koalition — zu den unter Punkt 21a und 21 b 
auf die heutige Tagesordnung gesetzten Gesetzes-
entwürfen Rückverweisung an die Ausschüsse, vor 
allem an den Innenausschuß und den Rechtsaus-
schuß. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich darf für unsere Fraktion an dieser Stelle fest-
stellen — und das ist in der Debatte dankenswerter-
weise von den Kollegen Fischer und Dr. Emmerlich 
von der SPD-Fraktion ausgeführt worden —, daß 
insbesondere im Rechtsausschuß, aber auch im In-
nenausschuß bisher keine ordnungsgemäße parla-
mentarische Beratung stattgefunden hat. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

In der letzten Woche, am vergangenen Freitag, soll- 
ten diese Gesetzentwürfe hier verabschiedet wer- 
den. Heute sollen sie als erster Teil eines umfassen- 

den Paketes von Sicherheitsgesezten, wie Sie sie 
nennen — wir nennen sie Überwachungsgesetze —, 
hier nun endgültig durchgepaukt werden. Wir als 
der 10. Deutsche Bundestag sollten auf Grund der 
heutigen Debatte die vielzitierte Lernfähigkeit be-
weisen und diese mit heißer Nadel gestrickten Ge-
setze hier heute nicht verabschieden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das Parlament sollte sachgerecht beraten kön-
nen, und zwar im Zusammenhang der Sicherheits-
gesetze. Das ist ja heute nur der erste Teil des Hor-
rorszenarios, das Sie zu bieten haben. 

(Dr. Blank (CDU/CSU): Herr Kollege, er-
klären Sie doch mal, wie viele Stunden wir 
im Innenausschuß zusammengesessen ha-

ben!) 

— Herr Kollege, gestern sind im Innenausschuß 
drei Anhörungen innerhalb von acht Tagen be-
schlossen worden, um den zweiten Teil hier durch-
zupeitschen. Das ist unsäglich! In dieser Woche 
konnte im Rechtsausschuß — der Kollege Fischer 
hat es gesagt — überhaupt nicht abschließend zur 
Sache beraten werden. Die Richter und Staatsan-
wälte als von der Änderung der Strafprozeßord-
nung betroffene Fachverbände sind im Gesetzge-
bungsverfahren nicht gehört worden. Die Strafpro-
zeßordnung — das ist sehr wohl zur Geschäftsord-
nung, Herr Präsident — soll hier auf Grund eines 
„Quereinstiegs" in ein Gesetzgebungsverfahren im 
Januar geändert werden, obwohl, Herr Kollege Sei-
ters, überhaupt keine erste Lesung stattgefunden 
hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Jedenfalls unsere Fraktion — das ist an die 
Adresse der SPD gerichtet — möchte hier nicht nur 
parlamentarische Krokodilstränen weinen, wie Sie 
das tun, indem Sie davon reden, die Rechtskultur 
unseres Landes stehe auf der Tagesordnung und 
sich, wie Herr Winterstein, hier als Gralshüter der 
bürgerlichen Freiheitsrechte darstellen. Wir möch-
ten, daß dieses Gesetz nicht verabschiedet wird. 
Deswegen bitten wir Sie um Zustimmung zu unse-
rem Antrag auf eine ordnungsgemäße parlamenta-
rische Beratung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich darf abschließend sagen — ich zitiere die ba-
den-württembergische Datenschutzbeauftragte 
Ruth Leuze —: „Der maschinenlesbare Personal-
ausweis und der Europapaß 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zur Geschäfts-
ordnung!) 

führt zu einer qualitativen Veränderung unseres 
Staatswesens." Einer solchen Veränderung wird die 
bisherige parlamentarische Beratung in keiner 
Weise gerecht. 

Danke sehr. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, mir liegt jetzt noch eine Wortmeldung zur Ge-
schäftsordnung vor; der Abgeordnete Seiters hat 
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sich zur Geschäftsordnung gemeldet. — Ich möchte 
die Kolleginnen und Kollegen — einschließlich der 
Parlamentarischen Staatssekretäre — bitten, Platz 
zu nehmen und diesen letzten Wortbeitrag vor der 
Abstimmung in Ruhe anzuhören. Danke schön. — 
Herr  Abgeordneter. 

Seiters (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es lohnt nun wirklich nicht, im-
mer und immer wieder zu wiederholen, wie lange 
wir über dieses Gesetz beraten haben. Das Gesetz 
liegt hier seit Herbst, seit Oktober 1984 vor. Wir 
haben in der Geschäftsordnungsdebatte heute mor-
gen schon darüber gesprochen. Irgendwann nach 
langen Beratungen und langen Anhörungen kommt 
einmal der Zeitpunkt, in dem das Parlament ent-
scheiden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dann müssen Sie es ertragen, daß die Mehrheit die-
ses Hauses, das vom Volke gewählt worden ist, auch 
darauf drängt, daß ein Gesetz so verabschiedet 
wird, wie sie es für richtig hält. 

Wir bitten, Ihren Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, ich lasse nunmehr über den Geschäftsord-
nungsantrag des Abgeordneten Mann nach § 82 
Abs. 3 unserer Geschäftsordnung — Rückverwei-
sung in die Ausschüsse — abstimmen. Wer diesem 
Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer ent-
hält sich? — Damit ist dieser Geschäftsordnungsan-
trag abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung. Meine 
Damen und Herren, ich möchte Sie darauf auf-
merksam machen, daß wir insgesamt acht nament-
liche Abstimmungen zu vollziehen haben. Wir ha-
ben zunächst einmal fünf namentliche Abstimmun-
gen hintereinander über Änderungsanträge zu voll-
ziehen. Ich bitte deswegen zunächst einmal die 
Schriftführer, nach der Abstimmung an den Urnen 
zu verbleiben. Die Urnen werden ausgetauscht, da-
mit die weiteren Einzelabstimmungen über die Än-
derungsanträge stattfinden können. 

Im übrigen wird gebeten, daß sich alle Schriftfüh-
rer für die Auszählung zur Verfügung stellen. Ich 
wäre auch dankbar, wenn Sie das nunmehr fol-
gende Verfahren mit Ruhe und Geduld über sich 
ergehen lassen würden, denn dann ist die Wahr-
scheinlichkeit, daß es schneller geht, sehr viel grö-
ßer. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung über den von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurf eines Paßgesetzes auf Druck-
sache 10/3303 in der Ausschußfassung. Dazu liegt, 
wie schon gesagt, eine Reihe von Änderungsanträ-
gen vor, über die zum Teil namentlich abgestimmt 
wird. 

Ich schlage vor, die Änderungsanträge, über die 
namentlich abgestimmt wird, wie eben schon darge-

legt, hintereinander zur Abstimmung zu stellen. Ich 
muß hierzu formal die Zustimmung des Hauses ein-
holen. — Widerspruch erhebt sich nicht. Dann ist 
dies beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zum Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/5118. 
Hierzu ist ordnungsgemäß nach § 52 der Geschäfts-
ordnung namentliche Abstimmung beantragt wor-
den. Das Verfahren ist Ihnen hinreichend bekannt. 
Ich eröffne die Abstimmung. 

Ich möchte die Geschäftsführer bitten mir mitzu-
teilen, ob wir die Abstimmung schließen können. 

Ich frage nochmals, ob ein Mitglied des Hauses 
anwesend ist, das seine Stimme noch nicht abgege-
ben hat. — Das ist nicht der Fall; dann ist die 
Abstimmung geschlossen. 

Meine Damen und Herren, es dauert jetzt einen 
kleinen Moment; dann werden wir die nächste Ab-
stimmung vornehmen können. 

Meine Damen und Herren, ich bitte um Ihre Auf-
merksamkeit. Wir kommen nunmehr zur nächsten 
namentlichen Abstimmung. Es geht um den Antrag 
auf Streichung des Art. 2, der gleichlautend von der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/5120 
und von der Fraktion der SPD auf Drucksache 
10/5125 gestellt wird. Wir können deswegen über 
beide Vorlagen in einer Abstimmung befinden. Das 
Verfahren haben Sie eben schon geübt; wir können 
nach dem gleichen Verfahren abstimmen. 

Die namentliche Abstimmung über die beiden ge-
nannten Änderungsanträge ist eröffnet. 

Ich frage, ob wir die Abstimmung schließen kön-
nen. Ist ein Mitglied anwesend, das seine Stimme 
noch nicht abgegeben hat? — Das ist nicht der Fall. 
Dann kann ich die zweite namentliche Abstimmung 
schließen. Ich bitte, die Urnen zu leeren und die 
neuen Urnen zu bringen. — Alle drei neuen Urnen 
sind aufgestellt. 

Meine Damen und Herren, ich bitte wiederum um 
Ihre Aufmerksamkeit, und zwar für die dritte na-
mentliche Abstimmung. Es handelt sich um den An-
derungsantrag der SPD-Fraktion auf Drucksache 
10/5124. Das Verfahren ist hinreichend bekannt. Ich 
eröffne die Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, nur zu Ihrer Informa-
tion: Nach dieser namentlichen Abstimmung müs-
sen wir über eine Vielzahl von Änderungsanträgen 
normal abstimmen. Sie müssen also im Saal blei-
ben. 

Befindet sich noch jemand im Saal, der nicht ab-
gestimmt hat? — Das ist offensichtlich nicht der 
Fall. Dann ist die Abstimmung geschlossen. 

Bevor ich das Ergebnis der ersten namentlichen 
Abstimmung bekanntgebe und mit den weiteren 
Abstimmungen beginne, möchte ich Sie bitten, 
Platz zu nehmen. Wir können nicht abstimmen, be-
vor Sie wirklich Platz genommen haben. 

Ich gebe nunmehr das von den Schriftführern er-
mittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜ- 
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NEN auf Drucksache 10/5118 bekannt *): Abgege-
bene Stimmen: 467, ungültig: keine. Mit Ja haben 24, 
mit Nein haben 442 Abgeordnete gestimmt; ein Mit-
glied des Hauses hat sich der Stimme enthalten, 
Der Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zu Art. 1 in der Ausschuß-
fassung. Ich rufe § 1 auf. Hierzu liegt ein Ände-
rungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck-
sache 10/5117 unter den Nummern 1 bis 7 vor. Wer 
stimmt für diesen Änderungsantrag? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Antrag ist mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe § 2 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5117 unter Ziffer 8 ein Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Damit ist der Antrag mit überwiegen-
der Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe § 3 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5117 unter Ziffer 9 ein Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Mit überwiegender Mehrheit abge-
lehnt. 

Ich rufe § 4 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5117 unter Ziffer 10 ein Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Mit überwiegender Mehrheit abge-
lehnt. 

Ich rufe § 15 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5119 unter den Ziffern 1 bis 3 ein Änderungsan-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN vor. Wer stimmt 
für diesen Antrag? — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Mit überwiegender Mehrheit abge-
lehnt. 

Ich rufe § 16 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5119 unter Ziffer 4 ein Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? — Dagegen? — Enthaltungen? 
— Der Änderungsantrag ist mit großer Mehrheit 
abgelehnt worden. 

Ich rufe § 17 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5119 unter Ziffer 5 ein Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Ebenfalls mit großer Mehrheit abge-
lehnt. 

Ich rufe § 18 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5119 ein Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN unter Ziffer 6 vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Mit überwiegender Mehrheit abge-
lehnt. 

Ich rufe § 20 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5119 unter Ziffer 7 ein Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN vor. Wer stimmt für diesen Änderungsan-
trag? — Dagegen? — Enthaltungen? — Mit überwie-
gender Mehrheit abgelehnt. 

*) Das endgültige Ergebnis mit Namensliste folgt in einem Nach-
trag zu diesem Stenographischen Bericht. 

Ich rufe § 21 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5119 unter Ziffer 7 ein Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN vor. Wer stimmt für diesen 
Antrag? — Wer stimmt gegen diesen Antrag? — 
Wer enthält sich? — Mit überwiegender Mehrheit 
abgelehnt. 

Ich rufe nunmehr § 23 auf. Hierzu liegt auf Druck-
sache 10/5119 unter Ziffer 7 ein Änderungsantrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN vor. Wer stimmt für die-
sen Änderungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Mit überwiegender Mehrheit ab-
gelehnt. 

Ich rufe § 24 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
10/5119 unter Ziffer 8 ein Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — Ent-
haltungen? — Mit überwiegender Mehrheit abge-
lehnt. 

Ich rufe nunmehr § 25 auf. Hierzu liegt auf Druck-
sache 10/5119 unter Ziffer 9 ein Änderungsantrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN vor. Wer stimmt für die-
sen Änderungsantrag? — Dagegen? — Enthaltun-
gen? — Damit ist auch dieser Änderungsantrag mit 
überwiegender Mehrheit abgelehnt. 

Ich gebe nunmehr das von den Schriftführern er-
mittelte Ergebnis der zweiten namentlichen Ab-
stimmung bekannt.*) Es handelte sich um Ände-
rungsanträge der Fraktion DIE GRÜNEN und der 
Fraktion der SPD auf den Drucksachen 10/5120 und 
10/5125. Abgegebene Stimmen 461. Ungültig keine. 
Mit Ja haben 192, mit Nein haben 269 Abgeordnete 
gestimmt. Enthaltungen keine. Der Antrag ist abge-
lehnt. 

Dann gebe ich das von den Schriftführern ermit-
telte Ergebnis der Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der SPD auf Drucksache 10/5124 be-
kannt.*) Abgegebene Stimmen 468. Ungültig keine. 
Mit Ja haben 192, mit Nein 276 Abgeordnete ge-
stimmt. Enthaltungen keine. Damit ist dieser Ände-
rungsantrag abgelehnt. 

Nachdem ich Ihnen die Abstimmungsergebnisse 
bekanntgegeben habe, können wir nunmehr im Ab-
stimmungsverfahren fortfahren. 

Ich rufe die Art. 1 bis 4, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Damit sind die aufgerufenen Vor-
schriften angenommen. Damit ist die zweite Bera-
tung abgeschlossen. 

Wir treten nunmehr in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung über das 
Paßgesetz. Die Fraktion DIE GRÜNEN hat hierzu 
namentliche Abstimmung verlangt. Das Verfahren 
haben wir nun eingehend geübt. Ich eröffne die 
namentliche Abstimmung. 

*) Die endgültigen Ergebnisse mit Namenslisten folgen in einem 
Nachtrag zu diesem Stenographischen Bericht. 
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Ist noch jemand im Saal, der seine Stimme nicht 

abgegegen hat? — Das ist offensichtlich nicht der 
Fall. Dann schließe ich die Abstimmung. 

Da einige Rückfragen waren, meine Damen und 
Herren: Sie haben über das Paßgesetz abgestimmt. 
Sie werden gleich noch Gelegenheit haben, über 
das Personalausweisgesetz abzustimmen. 

Da ich noch weitere Abstimmungen vornehmen 
muß, bitte ich Sie eindringlich, die Plätze einzuneh-
men, denn wir können das Verfahren nur praktizie-
ren, wenn Sie sich hingesetzt haben. Da alle an 
einer Verkürzung interessiert sind, bitte ich Sie, 
meinem Wunsch aus eigenem Interesse Folge zu 
leisten. 

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 20b. 
Hierzu liegt eine Beschlußempfehlung des Innen-
ausschusses vor. Der Ausschuß empfiehlt Ihnen auf 
Drucksache 10/5059 — ich werde darauf aufmerk-
sam gemacht, daß es sich bei Buchstabe b um eine 
neue Vorlage handelt —, die Entschließung des Eu-
ropäischen Parlaments zum Europapaß, Druck-
sache 10/3620, zur Kenntnis zu nehmen. Wer dieser 
Beschlußempfehlung des Innenausschusses zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Damit ist diese Beschlußempfehlung angenom-
men. 

Wir kommen nunmehr zur Einzelberatung und 
Abstimmung über den Tagesordnungspunkt 21 b, zu 
dem von der Fraktion DIE GRÜNEN eingebrachten 
Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes über 
Personalausweise auf Drucksache 10/1316. Der In-
nenausschuß empfiehlt Ihnen auf Drucksache 
10/5060 — wiederum neu — unter Nr. 2, diesen Ge-
setzentwurf abzulehnen. Ich rufe Art. 1 bis 3, Einlei-
tung und Überschrift auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? Der Gesetzentwurf ist in zweiter Be-
ratung abgelehnt. Damit unterbleibt nach § 83 unse-
rer Geschäftsordnung eine weitere Beratung. 

Wir kommen nunmehr zur Einzelberatung und 
Abstimmung über Tagesordnungspunkt 21 a, den 
von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP einge-
brachten Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes 
über Personalausweise auf Drucksache 10/2177 in 
der Ausschußfassung auf Drucksache 10/5060 (neu). 
Hierzu liegen Änderungsanträge der Fraktion der 
SPD sowie der Fraktion DIE GRÜNEN vor, zu de-
nen teilweise namentliche Abstimmung verlangt 
wird. 

Ich gehe davon aus, daß Sie wie eben damit ein-
verstanden sind, daß über die Änderungsanträge, 
für die namentliche Abstimmung verlangt worden 
ist, vor Aufruf der Einzelvorschriften abgestimmt 
werden kann. Ich möchte hierzu die formale Zu-
stimmung des Hauses einholen. — Das ist offen-
sichtlich der Fall; dann können wir so verfahren. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wir sind ja nicht 
kleinlich!) 

Ich kann Ihnen die erfreuliche Mitteilung ma-
chen, daß die Fraktion DIE GRÜNEN darauf ver-
zichtet, über den Änderungsantrag auf Drucksache  

10/5121 eine namentliche Abstimmung zu verlan-
gen, und daß nunmehr nur über § 1 c des Gesetzes, 
wenn ich das richtig lese, namentlich abgestimmt 
werden soll. In Ordnung. 

Dann können wir also die namentliche Abstim-
mung hierüber eröffnen. 

(Abg. Ströbele [GRÜNE] meldet sich zu 
Wort) 

— Entschuldigung, Herr Abgeordneter Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Präsident, das ist jetzt 
etwas durcheinandergegangen. Das ist der § 1 
Abs. 3 oder die Nr. 1 Buchst. c. Nur, damit das nicht 
durcheinanderkommt. 

Vizepräsident Cronenberg: Aha, das ist natürlich 
ein Unterschied. Dann ist es also richtig, wenn ich 
sage: § 1 Abs. 3 in Art. 1 in der Fassung des Aus-
schusses beschließe auf Drucksache 10/5060 (neu). 
Ich hoffe, das Haus hat das ebenso verstanden wie 
ich. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Das ist wichtig. 

Meine Damen und Herren, dann kann ich somit 
die namentliche Abstimmung hierüber eröffnen. — 

Es  gab hier Unklarheit: Es geht natürlich um den 
Artikel in der Ausschußfassung. Das heißt, wer der 
Ausschußfassung zuzustimmen wünscht, nehme 
freundlicherweise die blaue, wer dem Antrag der 
GRÜNEN zuzustimmen wünscht, freundlicherweise 
die rote Abstimmungskarte. — 

Meine Damen und Herren, Sie dürfen den Saal 
noch nicht verlassen. Wir haben anschließend eine 
namentliche Abstimmung über einen Änderungs-
antrag der SPD-Fraktion. — 

Meine Damen und Herren, ich habe die Meldung 
von den Fraktionen, daß wir die Abstimmung 
schließen können. Ich frage aber noch einmal: Ist 
jemand im Saal, der nicht abgestimmt hat? — Das 
ist offensichtlich nicht der Fall; dann schließe ich 
die Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, inzwischen liegt mir 
das von den Schriftführern ermittelte Ergebnis der 
Schlußabstimmung über den von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurf eines Paßgesetzes in 
der Fassung der Ausschußbeschlüsse auf Druck-
sache 10/5059 (neu) vor*). Von den stimmberechtig-
ten Mitgliedern des Hauses haben 447 abgestimmt, 
davon ungültige Stimmen keine, mit Ja 263, mit 
Nein 184; enthalten hat sich niemand. Die 19 Berli-
ner Abgeordneten haben ihre Stimme wie folgt ab-
gegeben: ungültig keine, mit Ja 11, mit Nein 8, Ent-
haltungen keine. Das Gesetz ist angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur nächsten namentli-
chen Abstimmung. Es handelt sich um die Abstim-
mung über den Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 10/5126. Ich glaube, das Ver- 

*) Das endgültige Ergebnis mit Namensliste folgt in einem Nach-
trag zu diesem Stenographischen Bericht. 
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fahren brauche ich nicht mehr zu erklären; ich 
kann damit die Abstimmung eröffnen. 

Meine Damen und Herren, bevor ich die Abstim-
mung schließe, darf ich fragen, ob noch jemand im 
Saal ist, der seine Stimme nicht abgegeben hat?  — 
Dann  kann ich die Abstimmung schließen. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie nunmehr, 
Platz zu nehmen, damit wir weitere Abstimmungen 
vollziehen können. 

Wir haben jetzt über den Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN — Drucksache 10/5121 —, 
für den ursprünglich namentliche Abstimmung vor-
gesehen war, durch Handzeichen abzustimmen. 

Wer dem Änderungsantrag der GRÜNEN auf 
Drucksache 10/5121 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag 
abgelehnt. 

Bevor wir nunmehr zur Abstimmung über die 
Einzelvorschriften des Personalausweisgesetzes 
kommen, möchte ich das von den Schriftführern 
ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über § 1 Abs. 3 des Art. 1 in der Fassung der Aus-
schußbeschlüsse auf Drucksache 10/5060 (neu)  be-
kanntgeben*). Von den vollstimmberechtigten Mit-
gliedern des Hauses haben 442 ihre Stimme abgege-
ben. Ungültig: keine. Mit Ja haben 260, mit Nein 
haben 182 Abgeordnete gestimmt. Enthalten hat 
sich niemand. 20 Berliner Abgeordnete haben ihre 
Stimme abgegeben. Ungültig: keine. Mit Ja haben 
11, mit Nein 9 Abgeordnete gestimmt, enthalten hat 
sich niemand. Damit ist diese Vorschrift angenom-
men. 

Nun kommen wir also zur Abstimmung über die 
Einzelvorschriften des Personalausweisgesetzes, 
zunächst zu Art. 1 in der Ausschußfassung. 

Ich rufe § 3 auf. 

Hierzu liegt Ihnen auf Drucksache 10/5122 un-
ter I Ziffern 1 und 2 ein Änderungsantrag der Frak-
tion DIE GRÜNEN vor. 

Wer diesem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist die-
ser Änderungsantrag mit großer Mehrheit abge-
lehnt. 

Ich rufe § 4 auf. 

Hierzu liegt auf Drucksache 10/5122 unter I Zif-
fer 3 ein Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜ-
NEN vor. 

Wer stimmt diesem Änderungsantrag zu? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist die-
ser Änderungsantrag mit großer Mehrheit abge-
lehnt. 

Ich rufe nunmehr § 5 auf. 

*) Das endgültige Ergebnis mit Namensliste folgt in einem Nach-
trag zu diesem Stenographischen Bericht. 

Hierzu liegt auf Drucksache 10/5122 unter I Zif-
fer 4 ein Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜ-
NEN vor. 

Wer stimmt diesem Änderungsantrag zu? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist 
auch dieser Änderungsantrag mit großer Mehrheit 
abgelehnt. 

Ich rufe nunmehr Art. 2 auf. 

Hierzu liegt auf Drucksache 10/5122 unter II ein 
Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN vor. 

Wer diesem Änderungsantrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Der Ände-
rungsantrag ist mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe Art. 4 auf. 

Hierzu liegt auf Drucksache 10/5122 unter III ein 
Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN vor. 

Wer stimmt diesem Änderungsantrag zu? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist die-
ser Änderungsantrag mit großer Mehrheit abge-
lehnt worden. 

Ich rufe nunmehr die Art. 1 bis 4, Einleitung und 
Überschrift in der Ausschußfassung auf. 

Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Diese Vor-
schriften sind angenommen, und damit ist die 
zweite Beratung abgeschlossen. 

Nunmehr muß ich warten, bis ich das Ergebnis 
der letzten der namentlichen Abstimmungen vorlie-
gen habe. Da ich aber mitgeteilt bekommen habe, 
daß das relativ schnell gehen wird, lohnt es sich 
nicht, zwischendurch mit der Fragestunde, wie 
schon einmal vorgesehen, zu beginnen. Ich bitte Sie 
daher um Geduld. Wir haben noch zwei namentli-
che Abstimmungen durchzuführen. Bleiben Sie also 
bitte im Saal. 

Ich unterbreche die Sitzung für eine kurze 
Zeit. — 

(Unterbrechung von 12.04 bis 12.05 Uhr) 

Die Sitzung ist wieder eröffnet. 

Ich kann Ihnen das von den Schriftführern ermit-
telte Ergebnis der namentlichen Abstimmung über 
den Änderungsantrag der Fraktion der SPD auf 
Drucksache 10/5126 bekanntgegeben *). Abgege-
bene Stimmen 462; ungültig keine. Mit Ja haben 
gestimmt 192; mit Nein haben gestimmt 270; Ent-
haltungen keine. Der Antrag ist abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nunmehr 
zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung über das Personalausweis-
gesetz. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat gemäß § 52 unse-
rer Geschäftsordnung namentliche Abstimmung 
verlangt. Das Verfahren ist Ihnen bekannt. Ich er- 

*) Das endgültige Ergebnis mit Namensliste folgt in einem Nach-
trag zu diesem Stenographischen Bericht. 
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Vizepräsident Cronenberg 
öffne die namentliche Abstimmung. — Ich werde 
noch einmal darauf aufmerksam gemacht: Nach 
dieser namentlichen Abstimmung erfolgt noch eine 
namentliche Abstimmung über einen Entschlie-
ßungsantrag. Sie sind also noch nicht entlassen. 

Ich frage, ob noch ein Mitglied im Hause ist, das 
seine Stimme noch nicht abgegeben hat. — Da 
kommt noch jemand. 

Ich frage noch einmal: Ist jemand da, der seine 
Stimme noch nicht abgegeben hat? — Ich schließe 
die Abstimmung und bitte, mit der Auszählung zu 
beginnen. 

Während der Auszählung können wir über einen 
Entschließungsantrag der GRÜNEN abstimmen. 
Bevor ich aber damit beginne, bitte ich die Damen 
und Herren, Platz zu nehmen. 

Meine Damen und Herren, die GRÜNEN haben 
einen Entschließungsantrag auf der Drucksache 
10/5123 eingebracht. Auch für diesen Entschlie-
ßungsantrag ist namentliche Abstimmung bean-
tragt worden. Das Verfahren ist bekannt. Wir kön-
nen mit der namentlichen Abstimmung beginnen. 
Ich eröffne die Abstimmung. 

Zu Ihrer Information teile ich Ihnen mit, daß ich 
noch zwei Meldungen zur Geschäftsordnung vorlie-
gen habe, anschließend das Abstimmungsergebnis 
bekanntgebe und daß anschließend mit der Frage-
stunde begonnen wird. 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Renger) 

Vizepräsident Frau Renger: Sind alle Stimmkarten 
abgegeben? — Dann schließe ich die Abstimmung 
und bitte um Auszählung. 

Meine Damen und Herren, in der Zwischenzeit 
gebe ich Ihnen das von den Schriftführern ermit-
telte Ergebnis der namentlichen Schlußabstim-
mung über das Fünfte Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes über Personalausweise in der Fassung der 
Ausschußbeschlüsse auf Drucksache 10/5060 (neu) 
bekannt*). Von den stimmberechtigten Mitgliedern 
des Hauses wurden 445 Stimmen abgegeben, davon 
ungültige Stimmen: keine. Mit Ja haben 261 Mit-
glieder des Hauses gestimmt, mit Nein 184 Mitglie-
der des Hauses. 20 Berliner Abgeordnete haben 
ihre Stimme abgegeben; keine Stimme war ungül-
tig. Mit Ja haben 11, mit Nein haben 9 Berliner Mit-
glieder des Hauses gestimmt. Das Gesetz ist damit 
in dritter Lesung angenommen. 

Meine Damen und Herren, nach § 32 der Ge-
schäftsordnung wünscht der Herr Abgeordnete Vol-
mer eine persönliche Erklärung abzugeben. Bitte. 

Volmer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Der Parlamentarische Geschäfts-
führer der CSU, der Kollege Bötsch, hat es bei der 
Geschäftsordnungsdebatte heute morgen für tun-
lich befunden, ein wenig über die Vorgänge bei der 
Sitzung der Fraktionsvorsitzenden am letzten Frei- 

*) Das endgültige Ergebnis mit Namensliste folgt in einem Nach-
trag zu diesem Stenographischen Bericht. 

tagmorgen zu plaudern. Er hat in dem Zusammen-
hang eine Aussage über mich gemacht, nämlich ich 
sei die ganze Zeit dabeigesessen, stumm wie ein 
Fisch. Dazu möchte ich zwei Anmerkungen ma-
chen, Herr Kollege. 

Erstens. Ich bestätige Ihre Beobachtung: Ich habe 
die ganze Zeit dabeigesessen, stumm wie ein 
Fisch. 

Zweitens. Die Hintergründe sind folgende: 

Die GRÜNEN im Bundestag waren zu dieser Ver-
sammlung der Fraktionsvorsitzenden nicht eingela-
den gewesen. 

(Zurufe bei den GRÜNEN und bei der 
CDU/CSU: Aha!) 

Wir erfuhren davon rein zufällig, als wir morgens 
hier warteten und auf den Sitzungsbeginn harrten, 
durch den Vizepräsident Cronenberg, der dem Ple-
num mitteilte, daß die Fraktionsvorsitzenden dort 
oben tagten. 

Ich habe mich dann als Fraktionsvorsitzender un-
eingeladenerweise ebenfalls dorthin begeben und 
habe mich der Runde zugesellt. Zu dem Zeitpunkt 
wurde gerade ein Kompromißvorschlag der Kolle-
gen von der SPD verhandelt, und der Bundestags-
präsident hat die Meinung der einzelnen Fraktions-
vorsitzenden bzw. Geschäftsführer dazu abgefragt. 
In dem Moment, als die GRÜNEN an der Reihe 
gewesen wären, wurde unsere Meinung allerdings 
nicht abgefragt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich muß natürlich davon ausgehen, daß der Bundes-
tagspräsident damit nicht signalisieren wollte, daß 
er auf die Meinung der GRÜNEN dazu keinen Wert 
lege oder daß die GRÜNEN an Verhandlungen gar 
nicht beteiligt werden müßten. Ich gehe davon aus, 
daß der Bundestagspräsident ganz genau wußte, 
daß dies ein Verhandlungsgegenstand war, zu dem 
die GRÜNEN tatsächlich nicht reden wollten, weil 
das ein reiner Infight war zwischen der CDU/CSU, 
FDP und der SPD. Ich kann dies bestätigen. Der 
Kompromiß, der dort über die Frage ausgehandelt 
wurde, ob die Gesetze heute oder erst nächste Wo-
che verabschiedet werden sollten, interessierte uns 
tatsächlich nicht, weil wir die Verabschiedung näm-
lich überhaupt nicht wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Von daher gab es für mich nicht die geringste Not-
wendigkeit, zu dem Kompromiß, den Sie aushandel-
ten, während des Verhandlungsprozesses Stellung 
zu nehmen. Ich habe nach Abschluß der Verhand-
lung dem Bundestagspräsidenten mitgeteilt, daß 
wir der Vereinbarung nicht beiträten, und der Bun-
destagspräsident hat dies im Protokoll zur 199. Sit-
zung und auch heute morgen noch einmal aus-
drücklich bestätigt. Er hat gesagt: „Die Vereinba-
rung ist zwischen den Fraktionen der CDU/CSU/ 
FDP und der SPD getroffen worden." Unser Name 
fehlte. Ich bin sicher, daß dies nicht darauf zurück-
zuführen ist, daß der Bundestagspräsident einen 
plötzlichen Blackout hatte, sondern daß er unseren 
Namen weggelassen hat, weil wir tatsächlich der 
Vereinbarung nicht beigetreten sind. 
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Volmer 
Zum Abschluß, Herr Bötsch: Auch Schweigen 

kann eine Verhandlungsstrategie sein, und ich glau-
be, es hätte Ihnen ganz gut angestanden, um den 
Einigungsprozeß zu beschleunigen, daß Sie viel-
leicht während der Verhandlung öfters mal den 
Mund gehalten hätten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Nach § 31 der Ge-
schäftsordnung hat der Abgeordnete Ströbele das 
Wort zur Abstimmung. 

Ströbele (GRÜNE): Frau Präsident! Ich habe ge-
gen die Gesetzentwürfe gestimmt. Die Gründe da-
für habe ich bereits vor einigen Stunden hier aus-
führlich dargelegt. Ich möchte dem nur ein Zitat 
hinzufügen aus der Debatte des Deutschen Bundes-
tages vom 20. Juni 1979. Da hat der Abgeordnete 
Dr. Dregger folgende drei Sätze gesagt: Der Innen-
minister 

hat nicht nur Staat und Bürger gegen Verbre-
chen, Extremismus und Terrorismus zu schüt-
zen, er hat auch dafür Sorge zu tragen, daß die 
Freiheit nicht zu Tode geschützt wird ... Wir 
waren der Ansicht, daß die ... grenzenlose Aus-
weitung staatlicher Kontrollmöglichkeiten ge-
genüber jedem Bürger unter keinem Gesichts-
punkt zu rechtfertigen ist, auch nicht unter 
dem Gesichtspunkt der Sicherheit. 

Der letzte Satz: 

Es war nicht Herr Baum, es war die Opposition, 
die vor der Computergläubigkeit des Präsiden-
ten des BKA warnte, der immer neue Daten 
sammeln wollte und von automatisierter Ver-
dachtsgewinnung träumte, mit der er den Sieg 
über die Kriminalität gewinnen wollte. 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich gebe Ihnen das von den Schriftführern 
ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 10/5123 bekannt — die 
Berliner Abgeordneten sind voll stimmberech-
tigt —*): Abgegebene Stimmen 462, keine ungülti-
gen Stimmen. Mit Ja haben 24 Mitglieder des Hau-
ses, mit Nein haben 438 Mitglieder des Hauses ge-
stimmt. Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. 

Ich rufe jetzt Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/5081 — 

Ich darf Ihnen schon sagen, daß sie sehr kurz 
sein wird. Wir warten einen Moment, bis sich der 
Plenarsaal geleert hat, wie ich annehme. — Wir 
können jetzt mit der Fragestunde beginnen. 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit. 

*) Das endgültige Ergebnis mit Namensliste folgt in einem Nach-
trag zu diesem Stenographischen Bericht. 

Für seine Fragen 14 und 15 hat der Abgeordnete 
Tatge um schriftliche Beantwortung gebeten. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 16 und 17 der Abgeordneten Frau 
Schmidt (Nürnberg) und 18 und 19 des Abgeordne-
ten Peter (Kassel) sind von den Fragestellern zu-
rückgezogen worden. 

Die Frage 20 des Abgeordneten Dr. Weng (Gerlin-
gen) wird auf Wunsch des Fragestellers schriftlich 
beantwortet. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Die Fragen 21, 22 des Abgeordneten Kroll-Schlü-
ter, 23 des Abgeordneten Götzer und die Fragen 24 
und 25 des Abgeordneten Dolata werden gemäß 
Nr. 2 Abs. 2 der Richtlinien schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 26 und 27 des Abgeordneten Müller 
(Schweinfurt) und 28 und 29 der Abgeordneten Frau 
Dann werden auf Wunsch der Fragesteller schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers und Bundeskanzleramts. 

Die Frage 42 des Abgeordneten Mann wird nach 
den Richtlinien schriftlich beantwortet. Die Ant-
wort wird als Anlage abgedruckt. 

Für seine Fragen 43 und 44 hat der Abgeordnete 
Duve um schriftliche Beantwortung gebeten. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen jetzt zum Geschäftsbereich des Aus-
wärtigen. 

Ich rufe die Frage 48 des Herrn Abgeordneten 
Hupka auf: 

Warum bezeichnet das Auswärtige Amt die 280 000 Deut-
schen, die als Aussiedler aus dem polnischen Bereich zu uns 
gekommen sind, in der Broschüre „Unsere Auswärtige Poli-
tik" einmal als „Deutschstämmige", ein anderes Mal als 
„Übersiedler"? 

Herr Staatsminister, bitte. 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, die Bezeichnungen „Deutsch-
stämmige" und „Übersiedler" sind in einer Repor-
tage von einem Journalisten in umgangssprachli-
chem Sinne verwandt worden. Sie drücken keine 
willentliche Abweichung von den Definitionen des 
Grundgesetzes und des Bundesvertriebenengeset-
zes aus. Die Bezeichnung „Aussiedler" wäre in bei-
den Fällen treffender gewesen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, unab-
hängig davon, daß es sich um keine Reportage, son-
dern um eine offizielle Broschüre des Auswärtigen 
Amtes handelt, möchte ich Sie fragen, warum man 
sich scheut, den Ausdruck „Deutsche" zu gebrau-
chen, denn wenn Gerhart Hauptmann heute in 
Schlesien leben würde und sich aussiedeln lassen 
müßte, wäre er ein Deutscher und kein Deutsch-
stämmiger. 
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Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, es 
ist in der Tat eine Broschüre des Auswärtigen Am-
tes, in der eine Reihe von Reportagen von freien 
Journalisten — selbstverständlich in der Verant-
wortung des Auswärtigen Amtes — zusammenge-
stellt worden sind. Die Definition „Deutscher" er-
gibt sich eindeutig aus Art. 116 des Grundgesetzes, 
und wer die Voraussetzungen des Art. 116 des 
Grundgesetzes erfüllt, kann selbstverständlich — er 
wird dies auch — als Deutscher bezeichnet wer-
den. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage, bitte. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, steht 
vielleicht eine Neuauflage dieser Broschüre ins 
Haus, und bestünde da die Möglichkeit, diese unzu-
treffenden Ausdrücke wieder in Ordnung zu brin-
gen? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
kann im Moment noch nicht übersehen, ob und 
wann eine Neuauflage ins Haus steht. Wenn das der 
Fall sein sollte, werde ich Ihre Anregung gern auf-
greifen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Die Fragen 45, 46 des Abgeordneten Dr. Schroe-
der (Freiburg) und 47 des Abgeordneten Immer (Al-
tenkirchen) werden auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatsminister. 

Die Fragen 97 bis 107 der Abgeordneten Rei-
mann, Kirschner, Stiegler, Heistermann, Uldall und 
Fiebig aus dem Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Arbeit und Sozialordnung werden auf 
Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich danke den Vertretern der Bundesregierung 
für ihre Anwesenheit. 

Wir sind damit am Ende der Sitzung angekom-
men. Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 12. März 1986, 
13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 12.31 Uhr) 
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Anlage 1 
Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens * 28. 2. 
Dr. Barzel 28. 2. 
Bastian 28. 2. 
Becker (Nienberge) 28. 2. 
Böhm (Melsungen) * 28. 2. 
Clemens 28. 2. 
Dr. Corterier 28. 2. 
Gansel 28. 2. 
Genscher 28. 2. 
Dr. Glotz 28. 2. 
Hauchler 28. 2. 
Graf Huyn 28. 2. 
Frau Kelly 28. 2. 
Dr. Kohl 28. 2. 
Kohn 28. 2. 
Dr. Langner 28. 2. 
Lenzer * 28. 2. 
Lohmann (Witten) 28. 2. 
Louven 28. 2. 
Marschewski 28. 2. 
Dr. Müller (Bremen) 28. 2. 
Dr. Penner 28. 2. 
Rapp 28. 2. 
Reuschenbach 28. 2. 
Schlaga 28. 2. 
Dr. Schmidt (Gellersen) 28. 2. 
Schmidt (Hamburg) 28. 2. 
Schmidt (Hamburg-Neustadt) 28. 2. 
Schmidt (München) * 28. 2. 
Schröder (Hannover) 28. 2. 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 28. 2. 
Spilker 28. 2. 
Spranger 28. 2. 
Stockleben 28. 2. 
Dr. Stoltenberg 28. 2. 
Vosen 28. 2. 
Dr. Wieczorek 28. 2. 
Wimmer (Neuss) 28. 2. 
Frau Zeitler 28. 2. 
Zeitler 28. 2. 
Frau Zutt 28. 2. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 21. Februar 1986 be-
schlossen, zu dem Dritten Gesetz zur Änderung des Fernstraßen-
ausbaugesetzes - 3. FstrAbÄndG - einen Antrag gemäß Arti-
kel 77 Abs. 2 GG nicht zu stellen. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Forschung und Technolo-
gie hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer Beratung der nach-
stehenden EG-Vorlage abgesehen hat: 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Annahme von 
mehrjährigen F&E-Programmen auf dem Gebiet der Umwelt 
(1986 bis 1990) - KOM(85) 391 endg. - Rats-Dok. Nr. 8664/85 
(Drucksache 10/3909 Nr. 7) 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mitgeteilt, daß der 
Ausschuß die nachstehende EG-Vorlage zur Kenntnis genommen 
hat: 

Vorschlag einer Entscheidung des Rates über die koordi-
nierte Entwicklung von automatisierten Verwaltungsverfah-
ren (C. D.-Projekt) - KOM(85) 295 endg. - Rats-Dok. Nr. 
7501/85 (Drucksache 10/4048 Nr. 1, 10/4400 [Berichtigung]) 

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses hat mitgeteilt, daß 
der Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 
der Geschäftsordnung über die nachstehende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht der Bun-
desregierung über die Entwicklung der Finanzhilfen des 
Bundes und der Steuervergünstigungen für die Jahre 1983 
bis 1986 gemäß § 12 des Gesetzes zur Förderung der Stabili-
tät und des Wachstums der Wirtschaft (StWG) vom 8. Juni 
1967 (Zehnter Subventionsbericht) (Drucksache 10/3821) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Forschung und Technolo-
gie hat mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer Berichterstattung 
gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung über die nachste-
hende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu einem Plan für eine europäische Technologiefor-

schung (Drucksache 10/3607) 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 der Geschäftsord-
nung die nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zum Abschluß der Konsultation des Europäischen Par-
laments über den Vorschlag der Kommission der Europäi-
schen Gemeinschaften an den Rat für eine 16. Richtlinie zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Umsatzsteuern - gemeinsames Mehrwertsteuersy-
stem: gemeinsame Regelung für bestimmte Gegenstände, die 
endgültig mit der Mehrwertsteuer belastet worden sind und 
von einem Endverbraucher eines Mitgliedstaates aus einem 
anderen Mitgliedstaat eingeführt werden (Drucksache 
10/5011) 

zuständig: Finanzausschuß 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zur Abschaffung der Todesstrafe und zum Beitritt zum 

Protokoll Nr. 6 der Europäischen Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Drucksache 
10/5012) 

zuständig: Rechtsausschuß (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zum Weißbuch der Kommission der Europäischen Ge-

meinschaften an den Europäischen Rat (Mailand 28./29. Juni 
1985) über die Vollendung des Binnenmarktes (Drucksache 
10/5013) 

zuständig: Ausschuß für Wirtschaft 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zur Stellungnahme des Europäischen Parlaments zur 
einzigen Akte, die von der Regierungskonferenz am 16. und 
17. Dezember 1985 gebilligt wurde (Drucksache 10/5014) 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß 

Unterrichtung durch den Bundesrat: Entlastung der Bundes-
regierung wegen der Haushaltsrechnung und Vermögens-
rechnung des Bundes für das Haushaltsjahr 1983 (Jahres-
rechnung 1983) (Drucksache 10/5087) 

zuständig: Haushaltsausschuß 
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Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Tatge (GRÜNE) (Druck-
sache 10/5081 Fragen 14 und 15): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den erneuten Glykol

-

Skandal einer Kellerei im Landesteil Südliche Weinstraße 
Rheinland-Pfalz bzw. deren Aussage, daß die Glykol-Beimi-
schung auf Grund einer Verwechslung, d. h. statt mit eige-
nem Gewürztraminer Beerenauslese mit QBA Gewürztrami-
ner aus einem österreichischen Tanklastzug zugesetzt wor-
den sei? 

Teilt die Bundesregierung die Meinung des Weinbaupräsi-
denten, daß es dringend geboten sei, bei Betrieben, die eine 
Mischform von Weingut und Weinkellerei darstellen, künftig 
darauf hinzuweisen, daß bei den zugekauften Weinen keine 
Qualitätsgarantie übernommen werden könnte? 

Zu Frage 14: 

Bei dem mit Ihrer Frage aufgegriffenen Fall ei-
nes bereits 1980 abgefüllten Weines handelt es sich 
nicht um einen „erneuten Glykol-Skandal", sondern 
um eine Beanstandung, die im Rahmen der auf-
grund des österreichischen Weinskandals veranlaß-
ten umfangreichen Untersuchungen erfolgt ist. 

Die Bundesregierung bedauert sehr, daß durch 
weitere DEG-Gehalte in deutschen Weinen die ge-
meinsamen Bemühungen von Weinwirtschaft, Lan-
desregierungen und Bundesregierung beeinträch-
tigt werden, den für die deutsche Weinwirtschaft 
aus dem österreichischen Weinskandal erwachse-
nen Schaden einzugrenzen. 

Die von Ihnen wiedergegebene Aussage der be-
troffenen Weinkellerei, die wohl in einer Zeitungs-
meldung enthalten ist, kann die Bundesregierung 
mangels eigener Tatsachenkenntnis nicht beurtei-
len. Insoweit wird erst das Ergebnis der von den 
zuständigen Landesbehörden eingeleiteten Ermitt-
lungen abgewartet werden müssen. 

Zu Frage 15: 

Nach dem deutschen Lebensmittelrecht — ein-
schließlich des Weinrechts — trägt derjenige die 
Verantwortung für die ordnungsgemäße Beschaf-
fenheit eines Lebensmittels, der es in Verkehr 
bringt. 

Hat der Inhaber einer Weinkellerei Zweifel an 
der einwandfreien Beschaffenheit eines zugekauf-
ten Weines, so muß er diese entweder durch geeig-
nete Nachprüfungen oder Untersuchungen ausräu-
men, oder er darf ihn nicht in Verkehr bringen. 
Durch eine Erklärung, keine Qualitätsgarantie 
übernehmen zu können, kann er sich jedenfalls 
nicht von seiner Verantwortung als Inverkehrbrin-
ger freistellen. 

Im Interesse des Verbraucherschutzes lehnt die 
Bundesregierung eine Änderung der geltenden 
Rechtslage ab. 

Anlage 4 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Weng (Gerlingen) 
(FDP) (Drucksache 10/5081 Frage 20): 

Ist die Bundesregierung bereit, die Versorgung von Pflege-
fällen in einem Umfeld von häuslicher Pflege, Sozialstatio-
nen und stationärer Pflege durch eine gesetzliche Regelung 
ähnlich der Versorgungsgesetzgebung für die Zukunft si-
cherzustellen? 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bericht zu 
Fragen der Pflegebedürftigkeit (Bundestags-Druck-
sache 10/1943) angekündigt, daß sie das gegenwär-
tige System der Versorgung und Sicherung Pflege-
bedürftiger, das der Verbesserung bedürfe, mit ei-
nem Bündel von Einzelmaßnahmen gezielt verbes-
sern werde. Dieses Bündel von Einzelmaßnahmen 
besteht im Kern in der Unterstützung der häusli-
chen Pflege durch Maßnahmen im Wohnungswe-
sen, die bereits in Kraft sind, sowie durch verbes-
serte Leistungen der gesetzlichen Krankenversi-
cherung; der entsprechende Gesetzentwurf wird — 
rechtzeitig für eine Entscheidung der gesetzgeben-
den Körperschaften in dieser Legislaturperiode — 
zur Zeit vorbereitet. Desweiteren prüft die Bundes-
regierung, ob die steuerliche Berücksichtigung von 
Haushaltserschwernissen und sonstigen finanziel-
len Belastungen in den Fällen häuslicher Pflege 
verbesserungsbedürftig ist und es weiterer Rege-
lungen bedarf. Außerdem hat sich die Bundesregie-
rung für die Verbesserung der personellen Situa-
tion von ambulanten Diensten eingesetzt. 
Über weitere Schritte zur Verbesserung der Si-

tuation der Pflegebedürftigen hat die Bundesregie-
rung noch nicht entschieden. 

Anlage 5 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Kroll-Schlüter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/5081 Fragen 21 und 22): 

In welchem Umfang wird sichergestellt, daß Chefärzte ver-
läßliche Kriterien als Richtlinien für die Ausbildung der AiP-
Ärzte erhalten? 

Wenn dem AiP-Arzt ein Fehler unterläuft, wer wird dann 
belangt? 

Zu Frage 21: 
Durch die in Vorbereitung befindliche Fünfte Än-

derungsverordnung wird die Approbationsordnung 
für Ärzte um Regelungen für die Durchführung der 
Tätigkeit als Arzt im Praktikum ergänzt. Diese Vor-
schriften enthalten die Leitlinien für die Ausbil-
dung und den Einsatz der Ärzte im Praktikum und 
geben damit allen ausbildenden Ärzten die notwen-
dige Richtlinie für die Ausbildung der Ärzte im 
Praktikum an die Hand. 

Zu Frage 22: 

Der Arzt im Praktikum wird kraft gesetzlicher 
Regelung unter der Aufsicht vollausgebildeter 
Ärzte tätig. Dem ausbildenden Arzt obliegt die Ver-
antwortung dafür, mit welchen Aufgaben er den 
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Arzt im Praktikum betraut. Er darf diesem nur sol-
che Verrichtungen übertragen, zu deren ordnungs-
gemäßer Ausführung der Arzt im Praktikum nach 
seinem Ausbildungsstand in der Lage ist. Das setzt 
voraus, daß er sich vor Übertragung bestimmter 
Aufgaben jeweils davon überzeugt, daß der Arzt im 
Praktikum die zu ihrer ordnungsgemäßen Ausfüh-
rung notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten be-
sitzt. Verletzt er diese Verpflichtung, so kann er im 
Schadensfalle belangt werden. Dies gilt allerdings 
nicht, wenn dem Arzt im Praktikum grobe Fahrläs-
sigkeit zur Last gelegt werden kann. In einem sol-
che Fall kann der Arzt im Praktikum belangt wer-
den. 

Anlage 6 
Antwort 

des Parl. Staatsekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Götzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/5081 Frage 23): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß bei der von 
ihr vorgeschlagenen Regelung, die davon ausgeht, daß die 
Stellen für den AiP-Arzt aus freiwerdenden und nicht wieder 
besetzten Assistenzarztstellen beschafft werden können und 
auf der Grundlage 1 : 3 oder 1 : 2 erfolgen sollen, bei annä-
hernd 12 000 Absolventen durch diese Maßnahme ein rei-
bungsloser Ablauf für die Durchführung der AiP-Phase ge-
währleistet ist. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die er-
forderlichen Stellen für Ärzte im Praktikum recht-
zeitig bereitgestellt werden können. Die Praxis-
phase läuft Ende 1987 erstmals an. Benötigt werden 
zunächst ca. 18 000, später ca. 24 000 Stellen, die 
zum größten Teil in Krankenhäusern zur Verfü-
gung gestellt werden müssen. Wie schon in der  Be-
gründung  zum Entwurf eines Vierten Gesetzes zur 
Änderung der Bundesärzteordnung ausgeführt 
(siehe BT-Drucksache 10/1963), sollen in den ersten 
Jahren des Anlaufens der Praxisphase jährlich frei-
werdende Arztstellen in den Krankenhäusern in 
Stellen für Ärzte im Praktikum umgewandelt und 
aufgeteilt werden. Nach den Schätzungen der Bun-
desregierung aufgrund der Erfahrungen früherer 
Jahre werden jährlich ca. 5 000 Arztstellen in Kran-
kenhäusern frei, aus denen Stellen für Ärzte im 
Praktikum geschaffen werden können. Es ist der-
zeit noch nicht bekannt, in welchem Verhältnis 
diese Stellen aufzuteilen sind, da der Tarifvertrag 
für Ärzte im Praktikum noch nicht abgeschlossen 
worden ist. 

Legt man ein Verhältnis von 1:3 zugrunde, so 
würden ca. 6 700 Arztstellen in Krankenhäusern be-
nötigt. Damit könnten 20 000 Stellen für Ärzte im 
Praktikum geschaffen werden. Bei einem Verhält-
nis von 1 : 2 würden ca. 10 000 Arztstellen in Kran-
kenhäusern benötigt. 4 000 Stellen können in ärztli-
chen Praxen und anderen Einrichtungen zur Verfü-
gung gestellt werden. 

Es sind Maßnahmen getroffen worden, die die 
Schaffung der Stellen für Ärzte im Praktikum flan-
kieren. So sieht § 11 des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes vor, daß durch Landesrecht im Zu-

sammenhang mit der Förderung von Krankenhäu-
sern geregelt werden kann, daß Krankenhäuser bei 
der Ausbildung von Ärzten besondere Aufgaben zu 
übernehmen haben. § 11 Abs. 4 der Bundespflege-
satzverordnung regelt die Berücksichtigung der 
Ausbildungsvergütungen für Ärzte im Praktikum 
im Pflegesatz, indem er bestimmt, daß Kosten der 
Beschäftigung von Ärzten im Praktikum zu den 
Selbstkosten der Krankenhäuser gehören, soweit 
Stellen nachgeordneter Ärzte auf Ärzte im Prakti-
kum aufgeteilt werden. Das in Vorbereitung befind-
liche Gesetz über befristete Arbeitsverträge mit 
Ärzten in der Weiterbildung wird die Fluktation der 
Ärzte in den Krankenhäusern fördern und damit 
wesentlich dazu beitragen, daß Stellen frei werden, 
die in Stellen für Ärzte im Praktikum umgewandelt 
und aufgeteilt werden können. 

Es gibt derzeit noch keine Übersichten darüber, 
welche Krankenhäuser, Arztpraxen etc. über Stel-
len für Ärzte im Praktikum verfügen werden. Die 
Mehrzahl der Länder hat mit Erhebungen hierüber 
begonnen. Von den Ländern ist aber mitgeteilt wor-
den, daß die Krankenhäuser den Tarifvertrag für 
Ärzte im Praktikum abwarten, bevor sie disponie-
ren. Die Bundesregierung erwartet, daß die aufge-
nommenen Tarifverhandlungen alsbald zum Ab-
schluß kommen. Sie wird, ebenso wie seitens der 
Gesundheitsministerkonferenz der Länder bereits 
geschehen, die Tarifpartner bitten, um einen zügi-
gen Abschluß der Verhandlungen bemüht zu sein. 

Im übrigen haben die Länder bei einer kürzlich 
vom Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit veranlaßten Umfrage mitgeteilt, daß sie 
mit der rechtzeitigen Bereitstellung der erforderli-
chen Stellen für Ärzte im Praktikum rechnen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Dolata (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/5081 Fragen 24 und 25): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß etwa 
80 v. H. aller jungen Mediziner eine vier- bis sechsjährige 
Facharztausbildung durchlaufen und zukünftig ein Teil ge-
zwungen wird, sich niederzulassen, weil nicht in ausreichen-
dem Umfang die erforderlichen Stellen für die Weiterbildung 
zum Facharzt bereitgestellt werden können? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, zur 
Straffung des Medizinstudiums das sogenannte praktische 
Jahr entfallen zu lassen, um dadurch die Gesamtdauer des 
Studiums zu verkürzen, gleichzeitig aber den Forderungen 
nach einer verbesserten qualitativen Ausbildung gerecht zu 
werden, und wie sind derartige Vorstellungen mit der EG

-

Richtlinie über die Vereinheitlichung der Medizinerausbil-
dung von mindestens sechs Jahren oder 5 500 Unterrichts-
stunden zu vereinbaren? 

Zu Frage 24: 

Die Bundesregierung teilt die Einschätzung, daß 
im Vergleich zu heute künftig nur noch ein wesent-
lich kleinerer Teil der Ärzte die Möglichkeit haben 
wird, eine Weiterbildung zum Gebietsarzt zu durch-
laufen. Dieser Entwicklung wird aber durch die 
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durch das Vierte Gesetz zur Änderung der Bundes-
ärzteordnung erfolgte Erweiterung der ärztlichen 
Ausbildung um die Tätigkeit als Arzt im Praktikum 
Rechnung getragen. Hierdurch wird sichergestellt, 
daß alle Ärzte im Rahmen ihrer Ausbildung durch 
eine praktische Tätigkeit nach dem Medizinstu-
dium ihre Kenntnisse und Fähigkeiten vertiefen 
und ärztliche Erfahrung sammeln können. Hier-
durch wird ihre Qualifikation wesentlich verbes-
sert, so daß sie auch ohne Weiterbildung in der 
Lage sein werden, eine Tätigkeit als niedergelasse-
ner Arzt auszuüben. 

Zu Frage 25: 

Ein Verzicht auf das „Praktische Jahr" kann un-
ter den gegebenen Umständen nicht in Betracht 
kommen. Es würde eine erhebliche Verschlechte-
rung der ärztlichen Ausbildung mit sich bringen 
und damit den Bestrebungen, die Ausbildung nach-
haltig zu verbessern, entgegenlaufen. 

Wegen der hohen Studentenzahlen ist es nicht 
möglich, einen intensiven praktischen Unterricht in 
den dem „Praktischen Jahr" vorausgehenden Stu-
dienabschnitten durchzuführen. Es wäre angesichts 
dieser defizitären Ausbildung nicht vertretbar, die 
Studenten schon nach dem Fünften Jahr als „Ärzte 
im Praktikum" in die Krankenhäuser und ärztli-
chen Praxen zu entlassen. Mit dem „Praktischen 
Jahr" würde die einzige Ausbildungsphase im Stu-
dium, in der ein intensiver Patientenkontakt mit 
einer kontinuierlichen Unterweisung am Kranken-
bett stattfindet, entfallen. 

Auch aus EG-rechtlicher Verpflichtung muß das 
„Praktische Jahr" beibehalten werden. Artikel 1 der 
Richtlinie 75/363/EWG fordert für die ärztliche Aus-
bildung mindestens eine Ausbildung von 6 Jahren 
oder 5 500 Stunden theoretischen und praktischen 
Unterricht an einer Universität bzw. unter Aufsicht 
einer Universität. Bei Wegfall des „Praktischen Jah-
res" wäre die Zahl von 5 500 Stunden, auf die es bei 
einem kürzeren als 6jährigen Studium ankäme, 
nicht annähernd erreichbar. Eine Anreicherung ei-
nes 5jährigen Medizinstudiums um die fehlende 
Zahl von weit über 1 000 Stunden wäre nicht reali-
sierbar. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Müller (Schweinfurt) 
(SPD) (Drucksache 10/5081 Fragen 26 und 27): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in französischen 
Treibhäusern, die der Erzeugung von Salat und Gemüse die-
nen, das als krebserregend geltende Methylbromid zur Ent-
seuchung der Böden verwendet wird, und was hat die Bun-
desregierung bisher getan, um sicherzustellen, daß keine aus 
diesem Grunde mit Bromid belasteten Erzeugnisse in die 
Bundesrepublik Deutschland importiert werden? 

Hat die Tatsache, daß in der Schweiz in den letzten Wo-
chen französischer Kopfsalat wegen zu hoher Bromidbela-
stung aus dem Verkehr gezogen wurde, zur Intensivierung 
der deutschen Grenzkontrolle bzw. zu sonstigen zusätzlichen 
Schutzmaßnahmen für die deutschen Verbraucher geführt? 

Zu Frage 26: 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden In-
formationen wird Methylbromid als Begasungsmit-
tel zur Bodenentseuchung und im Vorratsschutz in 
vielen Ländern, u. a. auch in Frankreich, verwen-
det. 

Aufgrund seiner starken Reaktionsfähigkeit und 
Instabilität treten Rückstände an unverändertem 
Methylbromid, bei dem ein nennenswertes krebser-
zeugendes Potential zu vermuten ist, nicht auf. Für 
die nach der Anwendung im Boden auftretenden 
Rückstände von anorganischem Bromid, die in 
nachgebauten Kulturen, wie z. B. Salat, Gurken und 
Tomaten zu entsprechenden Bromid-Rückständen 
führen können, besteht hingegen nach dem gegen-
wärtigen Stand der wissenschaftlichen Erkennt-
nisse ein Verdacht auf krebserzeugende Wirkungen 
nicht. Da Rückstände an freiem Methylbromid und 
anorganischem Bromid gesundheitlich unterschied-
lich zu beurteilen sind, wurden in der Pflanzen-
schutzmittel-Höchstmengenverordnung für Rück-
stände an diesen Stoffen unterschiedliche Höchst-
mengen auch für Salat und Gemüse festgesetzt, die 
beim Inverkehrbringen nicht überschritten sein 
dürfen. Die für Methylbromid für alle pflanzlichen 
Lebensmittel geltende Höchstmenge in Höhe von 
0,1 mg/kg ist der niedrigste Wert, der derzeit unter 
Berücksichtigung der analytischen Bestimmbarkeit 
des Stoffes festgesetzt werden kann. Diese Höchst-
mengenregelungen gelten auch für importierte Le-
bensmittel. Auf die Beantwortung der mündlichen 
Anfragen des Herrn Abgeordneten Müller, die im 
Plenarprotokoll über die 64. Sitzung am 5. April 
1984, Seiten 4578 und 4588 abgedruckt sind, nehme 
ich im übrigen Bezug. 

Zu Frage 27: 

Der Bundesregierung liegen keine näheren Infor-
mationen darüber vor, aus welchen Gründen eine 
Beanstandung des aus Frankreich stammenden Ge-
müses in der Schweiz vorgenommen wurde. Es lie-
gen ihr insbesondere keine Erkenntnisse über die 
Art und Höhe etwaig festgestellter Rückstände 
vor. 

Bei Einhaltung der in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Höchstmengen besteht 
keine gesundheitliche Gefährdung des Verbrau-
chers. 

Die Bundesregierung hat in der letzten Zeit keine 
Mitteilungen von den für die Überwachung des Ver-
kehrs mit Lebensmitteln zuständigen Ländern über 
Beanstandungen von französischem Salat oder Ge-
müse wegen überhöhter Rückstände an anorgani-
schem Bromid erhalten. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage der Abgeordneten Frau Dann (GRÜNE) 
(Drucksache 10/5081 Fragen 28 und 29): 
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Ist es der Bundesregierung bekannt, daß eine Gesetzesver-
änderung derzeit im US-Kongreß (Senate Bill 1848; House of 
Representatives HR-3495) beraten wird, die es ermöglichen 
soll, auf dem US-Markt nicht zugelassene Pharmazeutika, 
einschließlich biotechnologischer Produkte, zu exportieren? 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung, mögliche negative 
Folgen dieser neuen Exportpraxis abzuwenden, insbeson-
dere in Form von einer potentiellen gesundheitlichen Ge-
fährdung der Bürger, von wirtschaftlichen Nachteilen für 
hiesige Hersteller und durch den Weiterexport solcher Pro-
dukte in Länder der Dritten Welt? 

Zu Frage 28: 

Der Bundesregierung sind Bestrebungen in den 
Vereinigten Staaten bekannt, die darauf abzielen, in 
Zukunft auch nicht zugelassene Arzneimittel expor-
tieren zu können. 

Zu Frage 29: 

Soweit die amerikanischen Bestimmungen in der 
genannten Art verändert werden sollten, sind Ge-
fahren für den Gesundheitsschutz der Bundesrepu-
blik nicht zu befürchten, da Fertigarzneimittel aus 
den Vereinigten Staaten in der Bundesrepublik 
Deutschland nur in den Verkehr gebracht werden 
dürfen, wenn sie nach dem Arzneimittelgesetz zu-
gelassen sind. Auch wirtschaftliche Nachteile für 
hiesige Hersteller sind nicht zu befürchten. Der Ex-
port von Arzneimitteln aus der Bundesrepublik 
Deutschland in die Länder der Dritten Welt unter-
liegt den Bestimmungen des Arzneimittelgesetzes. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Vogel auf die Frage des Abge-
ordneten Mann (GRÜNE) (Drucksache 10/5081 Fra-
ge 42): 

Hat sich Bundeskanzler Kohl im Kreise von Journalisten 
(Bericht im Spiegel Nr. 5 vom 27. Januar 1986, Seite 17) zum 
Problem der Entschädigungszahlungen für jüdische Zwangs-
arbeiter geäußert und dabei erklärt, was ein CSU-Politiker 
zur Wiedergutmachung für Zwangsarbeiter und über die Ju-
den gesagt hat, die sich immer zu Wort meldeten, wenn in 
deutschen Kassen das Geld klimpere, so denke die überwälti-
gende Mehrheit der Deutschen: Darüber solle sich bloß nie-
mand täuschen, Antisemitismus sei das aber nicht? 

Die Antwort lautet: Nein. 

Was hierzu im „Spiegel" gestanden hat, ist falsch. 
Das hat der Bundeskanzler in der ZDF-Sendung 
„Journalisten fragen — Politiker antworten" am 
13. Februar 1986 auf eine entsprechende Frage aus-
drücklich festgestellt. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatssekretärs Ost auf die Frage des Abgeord-
neten Duve (SPD) (Drucksache 10/5081 Fragen 43 
und 44): 

Trifft die Information des vom Personalrat des Bundes-
presseamtes im Januar 1986 herausgegebenen Mitteilungs-
blattes zu, wonach zusätzlich zu der Rundfunk- und Fernseh-

auswertung durch die Nachrichtenabteilung eine regelmä-
ßige abendliche Beobachtung und Bewertung von politischen 
Fernsehsendungen („auch Unterhaltungssendungen") er-
folgt, die auf „freiwilliger" Basis durch Mitarbeiter des Bun-
despresseamtes geschieht, und welchen Zweck verfolgt diese 
zusätzliche Beobachtung und Bewertung? 

Nach welchen Kriterien wird die „Bewertung" vorgenom-
men, da sie sich ja messen lassen muß an der Auskunft des 
Staatssekretärs Neusel vom Bundesministerium des Innern 
(Drucksache 10/4634) vom 23. Dezember 1985: „Eine Pro-
grammbeobachtung im einzelnen gehört nicht zu ihren (der 
Bundesregierung) Aufgaben."? 

Das Presse- und Informationsamt hat die Aufga-
be, den Bundespräsidenten und die Bundesregie-
rung auf dem gesamten Nachrichtenbereich lau-
fend zu unterrichten. Zu diesem Zweck werden in 
der Nachrichtenabteilung des Amtes seit Jahren 
nicht nur zahlreiche Zeitungen und Agenturmel-
dungen ausgewertet, sondern auch ständig Hör-
funk- und Fernsehsendungen beobachtet und mit 
thematischer Angabe des jeweiligen Beitrags er-
faßt. 

Zwar wird auf diese Weise eine kurzgefaßte Wie-
dergabe fast des gesamten Nachrichtenmaterials 
erreicht, jedoch haben die Nachrichten und Themen 
— welches Gebiet sie auch behandeln mögen — im 
wesentlichen den gleichen Stellenwert. Eine Her-
ausstellung und Gewichtung von Schwerpunkten 
einzelner Sendungen unter informationspolitischen 
Gesichtspunkten wurde bis vor kurzem nicht vorge-
nommen. 

Dies wurde zunehmend als Mangel empfunden. 
Zur Unterrichtung des Bundeskanzlers, der Bun-
desregierung und des Regierungssprechers genügt 
es nicht, nahezu alle — auch weniger wichtige 
Nachrichten — zu erfassen. Vielmehr ist es erfor-
derlich, darüber hinaus auch die politisch relevan-
ten Schwerpunkte auszuwählen und diese wertend 
zusammenzufassen. Dadurch wird die Bundesregie-
rung nicht nur rasch über das politisch Wesentliche 
informiert, sondern erhält auch für etwa notwen-
dige Reaktionen sogleich die erforderlichen Ent-
scheidungshilfen. 

Da im Augenblick kein frei verfügbares Personal 
für diese unaufschiebbare — bislang nicht hinrei-
chend beachtete — Aufgabe vorhanden war, wurde 
zunächst eine unkonventionelle, unbürokratische 
Übergangsregelung getroffen. Soweit die Aufgabe 
nicht von Bediensteten im Rahmen ihrer dienstli-
chen Verpflichtungen wahrgenommen werden 
kann, füllen etwa 25 bis 30 Mitarbeiter diese Lücke 
vorübergehend mit zusätzlichem Engagement aus. 
Damit ist gewährleistet, daß sich die Belastung für 
den einzelnen in diesem Jahr auf wenige Stunden 
beschränken wird. Im übrigen ist ein Freizeitaus-
gleich sichergestellt. Selbstverständlich wird sich 
das Amt darum bemühen, für diese Daueraufgabe 
die erforderlichen Stellen und Mittel zu erhalten. 
Die notwendigen Schritte dafür sind bereits einge-
leitet. 

Zu Ihrem Hinweis auf die Äußerung des Staatsse-
kretärs Neusel in der Fragestunde vom 23. Dezem-
ber 1985 darf ich bemerken, daß diese Feststellung 
in einem völlig anderen Zusammenhang stand. Dort 
ging es um die Beobachtung der Darstellung von 
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Gewalt im Fernsehen insgesamt; Staatssekretär 
Neusel hat hier zu Recht betont, daß dies nicht Auf-
gabe der Bundesregierung ist. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Schroeder (Freiburg) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/5081 Fragen 45 und 46): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Finanzierung von 
humanitären Hilfsmaßnahmen und Großobjekten, z.B. im 
Gesundheitswesen oder der Trinkwasserversorgung in Nica-
ragua durch deutsche Städte, angesichts der laufend be-
kanntwerdenden Menschenrechtsverletzungen in diesem 
Land? 

Unter welchen Umständen und in welchem Umfang wer-
den solche kommunalen Hilfsmaßnahmen von der Europäi-
schen Gemeinschaft gefördert und bezuschußt? 

Zu Frage 45: 

Die Bundesregierung begrüßt es, wenn Länder 
und Gemeinden durch eigene Anstrengungen zur 
Linderung der Not in Entwicklungsländern beitra-
gen. In vielen Ländern wird die Not der Bevölke-
rung durch Menschenrechtsverletzungen durch die 
Regierung noch vergrößert. Die Bundesregierung 
hält es für wichtig, daß gerade in solchen Ländern 
darauf geachtet wird, daß humanitäre Hilfsmaß-
nahmen der Bevölkerung unmittelbar zugute kom-
men. Projekte im zivilen Gesundheitswesen oder 
zur Trinkwasserversorgung sind dazu in der Regel 
geeignet. Die Bundesregierung erhebt daher auch 
keine Einwände gegen Maßnahmen der Länder und 
Gemeinden, die der Bevölkerung in Nicaragua un-
mittelbar zugute kommen. Die Grundhaltung der 
Bundesregierung zur Frage öffentlicher Entwick-
lungszusammenarbeit mit Nicaragua bleibt da-
durch unberührt. 

Zu Frage 46: 

Die EG hat sich in den letzten Jahren auf Pro-
jekte der ländlichen Entwicklung konzentriert, je-
doch keine kommunalen Hilfsmaßnahmen in Berei-
chen wie dem Gesundheitswesen oder der Trink-
wasserversorgung in Nicaragua in Angriff genom-
men. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Immer (Altenkirchen) (SPD) (Druck-
sache 10/5081 Frage 47): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die dramatische innen-
politische Entwicklung in Südkorea, nachdem zahlreiche Ab-
geordnete der Opposition verhaftet oder unter Hausarrest 
gestellt worden sind, und was gedenkt die Bundesregierung 
im Rahmen ihrer Einflußmöglichkeiten zu tun, damit diese 
antidemokratische Entwicklung gestoppt wird? 

Die Bundesregierung hat die beunruhigenden 
Vorgänge der letzten Woche in Korea mit Aufmerk-
samkeit und Sorge verfolgt. Sie hat der koreani-
schen Seite gegenüber deutlich gemacht, daß es in  

der deutschen Öffentlichkeit nicht verstanden wer-
de, daß eine öffentliche Unterschriftenaktion zur 
Verfassungsänderung mit Gewalt unterbunden 
wird. 

Die Bundesregierung begrüßt jeden weiteren 
Schritt zur Demokratisierung in Korea. Sie mißbil-
ligt jeden Eingriff gegen nach unserem Verständnis 
demokratische Grundrechte der freien Meinungs-
äußerung und Willensbekundung. 

Die Hausarreste sind inzwischen aufgehoben 
worden. Die Bundesregierung hofft, daß nach dem 
Gespräch der drei Parteivorsitzenden mit dem ko-
reanischen Präsidenten am 24. Februar eine wei-
tere Zuspitzung der innenpolitischen Auseinander-
setzungen vermieden werden kann und einver-
nehmliche Lösungen für den gemeinsamen Weg zur 
Demokratisierung gefunden werden. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Reimann (SPD) (Drucksache 10/5081 
Fragen 97 und 98): 

Ist die Bundesregierung bereit, die Bestimmungen des Be-
schäftigungsförderungsgesetzes bezüglich der Zulässigkeit 
befristeter Arbeitsverhältnisse zu ändern oder zurückzuneh-
men, in Anbetracht der Tatsache, daß eine Sonderuntersu-
chung des Arbeitsamtes Ludwigshafen einen Rückgang der 
unbefristeten Arbeitsverhältnisse von 86,5 v. H. auf 57,4 v. H. 
um 29,1 v. H. und eine Zunahme befristeter Arbeitsverhält-
nisse von 13,5 v. H. auf 42,6 v. H. seit 1983 ausweist? 

Ist die Bundesregierung bereit, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß die erleichterte Zulassung befristeter Arbeitsverträge 
durch das Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 keine zu-
sätzlichen Arbeitsplätze geschaffen hat, sondern ausschließ-
lich Rechtsnachteile für die Arbeitnehmer? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sich 
die für eine Übergangszeit bis zum 1. Januar 1990 
geltenden Regelungen bewährt haben. Sie sieht 
sich durch die Mitteilungen vieler Verbände bestä-
tigt, u. a. des Zentralverbandes des Deutschen 
Handwerks, der Arbeitsgemeinschaft der Lebens-
mittel-Filialbetriebe und der Industrie- und Han-
delskammern. Die Hauptgemeinschaft des Deut-
schen Einzelhandels hat aufgrund einer im Herbst 
1985 durchgeführten Untersuchung mitgeteilt, daß 
1985 mehr als 30% der befragten Einzelhändler zu-
sätzliche Arbeitskräfte nach dem Beschäftigungs-
förderungsgesetz eingestellt haben. 

Demgegenüber ist die Sonderuntersuchung des 
Arbeitsamtes Ludwigshafen ohne jede Aussage-
kraft. Die in der Frage genannten Prozentsätze für 
befristete und unbefristete Arbeitsverhältnisse ge-
ben nämlich nicht die Arbeitsverhältnisse in Lud-
wigshafen wieder, sondern nur die dem Arbeitsamt 
Ludwigshafen in einem sehr kurzen Erhebungszeit-
raum von zwei Wochen im Mai/Juni 1983 und 1985 
gemeldeten offenen Stellen für befristete und unbe-
fristete Arbeitsverhältnisse. Darüber hinaus kann 
diese Veränderung schon deshalb nicht auf das Be-
schäftigungsförderungsgesetz zurückzuführen sein, 
weil dieses erst kurz zuvor am 1. Mai 1985 in Kraft 
getreten ist. 
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Die Bundesregierung ist im Gegensatz zu Ihnen 
der Auffassung, daß das Beschäftigungsförderungs-
gesetz zu zusätzlichen Einstellungen geführt hat. 
Viele Unternehmen scheuen trotz der wieder gün-
stigeren konjunkturellen Situation den Abschluß 
unbefristeter Arbeitsverträge, weil sie nicht wissen, 
wie lange die Auftragslage anhält. Sie weichen statt 
dessen zur Bewältigung der zusätzlichen Aufträge 
vorerst in Überstunden und zusätzliche Schichten 
aus. Durch den Abschluß befristeter Arbeitsver-
träge haben sie nunmehr die Möglichkeit, den Ar-
beitnehmer zunächst befristet einzustellen und, 
wenn die Auftragslage anhält, ihn in ein unbefriste-
tes Arbeitsverhältnis zu übernehmen. Wie bereits 
anfangs gesagt, machen nach den bisherigen Er-
kenntnissen der Bundesregierung von dieser Mög-
lichkeit viele Unternehmen Gebrauch. Für den Ar-
beitnehmer, und darin sollten Sie mir zustimmen, 
ist es besser, wenigstens befristet beschäftigt zu 
sein, als weiterhin auf eine Anstellung warten zu 
müssen. Je länger ein solches Warten dauert, desto 
schwerer ist es, ihn wieder in den Arbeitsprozeß 
einzuschleusen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 
10/5081 Fragen 99 und 100): 

Trifft es zu, daß ältere Arbeitnehmer, die seit dem 1. Juli 
1984 arbeitslos sind, von der mit der 7. Novelle Arbeitsförde-
rungsgesetz beschlossenen Verlängerung der Bezugsdauer 
für das Arbeitslosengeld ausgesperrt sind, weil sie den ent-
scheidenden Stichtag um zwei Tage verfehlen, und hat die 
Bundesregierung diesen Effekt bei der Erarbeitung ihres Ge-
setzentwurfs bewußt einkalkuliert? 

Trifft es zu, daß ältere Arbeitnehmer, die seit dem 1. Juli 
1984 arbeitslos sind, von der mit der 7. Novelle Arbeitsförde-
rungsgesetz beschlossenen Verlängerung der Bezugsdauer 
für das Arbeitslosengeld „begünstigt" werden, wenn sie im 
letzten halben Jahr mindestens zwei Tage krank gemeldet 
waren? 

Arbeitslose, die ihre Beschäftigung vor dem 1. Ja-
nuar 1986 verloren haben, können nur dann länger 
Arbeitslosengeld beanspruchen, wenn ihnen — von 
weiteren Voraussetzungen abgesehen — diese Lei-
stung noch für den 30. Dezember 1985 zustand. Die-
ser Stichtag ist gewählt worden, damit auch diejeni-
gen Arbeitslosen länger Arbeitslosengeld erhalten, 
denen erstmals mit Beginn des Jahres 1985 Arbeits-
losengeld für die Dauer von 312 Tagen — das ist ein 
Jahr — zustand. Eine darüber hinausgehende Rege-
lung hat die Bundesregierung insbesondere aus Ko-
stengründen nicht vorgeschlagen. Bei den von Ih-
nen angesprochenen Leistungsbeziehern, die zum 
1. Juli 1984 arbeitslos geworden sind, ist zu berück-
sichtigen, daß deren Jahresanspruch bereits zum 
1. Januar 1985 auf 1 1 / 2  Jahre verlängert worden ist. 

Wer nur deshalb für den 30. Dezember 1985 Ar-
beitslosengeld beanspruchen kann, weil er zuvor 
den Leistungsbezug unterbrochen hat oder aber ar-
beitsunfähig war, ist von der Verlängerung der An-
spruchsdauer nicht ausgeschlossen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 10/5081 
Frage 101): 

Wie weit sind die Vorarbeiten für die Standortwahl für 
eine zentrale Verwaltungsschule der Bundesanstalt für Ar-
beit im bayerischen Zonenrandgebiet bereits gediehen, und 
treffen Hinweise zu, daß die Bundesanstalt jetzt wieder ei-
nen Standort außerhalb des Zonenrandgebiets mit der Be-
gründung sucht, sie habe im Zonenrandgebiet keinen geeig-
neten Standort gefunden? 

Nach der Satzung der Bundesanstalt für Arbeit 
hat der Verwaltungsrat über die Errichtung und 
den Sitz der Zentralen Verwaltungsschule zu ent-
scheiden. Nach Auskunft der Bundesanstalt für Ar-
beit wird deren Präsident im Laufe des Jahres 1986 
der Selbstverwaltung seinen Vorschlag zum Stand-
ort der Zentralen Verwaltungsschule unterbreiten. 

Diese Standortbestimmung ist eine raumbedeut-
same Maßnahme im Sinne des Raumordnungsge-
setzes; die Bundesregierung hält deswegen an ihrer 
rechtlichen und politischen Auffassung fest, daß die 
Bundesanstalt für Arbeit den struktur- und 
deutschlandpolitischen Vorrang des Zonenrandge-
bietes bei ihrer Entscheidung zu beachten hat. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Heistermann (SPD) (Drucksache 
10/5081 Fragen 102 und 103): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß es zur Praxis im 
Baugewerbe gehört, daß Arbeitnehmer genötigt werden, zwei 
Arbeitsplätze zu je 390 DM einzunehmen, um damit Renten-
und Krankenversicherungsbeiträge zu umgehen, und dies 
mit der Notwendigkeit niedriger Preise begründet wird? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß solche Miß-
stände beseitigt werden müssen, wenn ja, welche Maßnah-
men gedenkt die Bundesregierung zur Abhilfe einzuleiten? 

Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß 
es zur Praxis im Baugewerbe gehört, die Arbeitneh-
mer zu nötigen, zwei Arbeitsplätze zu je 390 DM 
einzunehmen, um damit Sozialversicherungskosten 
zu sparen. Richtig ist, daß immer wieder Fälle be-
kannt werden, in denen die Versicherungsunter-
grenze durch illegale Praktiken mißbraucht wird. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß solche 
Mißstände mit allen zur Verfügung stehenden Mit-
teln bekämpft werden müssen. In der Vergangen-
heit sind zahlreiche gesetzliche Einschränkungen 
der Versicherungsuntergrenze erfolgt. Die seit dem 
1. Januar 1983 nunmehr geltende Regelung beruht 
auf einem nur mühsam zustande gekommenen 
Kompromiß im Vermittlungsausschuß. 

Bei dieser Situation sind alle Beteiligten aufgeru-
fen, verstärkt durch Aufklärung, aber auch durch 
Kontrolle, den Mißständen entgegenzuwirken. 

Unabhängig davon ist im Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung eine Arbeitsgruppe ein-
gerichtet worden, die alle mit der Versicherungsun- 
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tergrenze zusammenhängenden Lösungsansätze 
geprüft hat. 

Sie ist zu dem Ergebnis gelangt, daß entspre-
chende Maßnahmen nur erwogen werden sollen, 
wenn nachzuweisen ist, daß die sozialversiche-
rungsfreie Beschäftigung im gewerblichen Bereich 
spürbar zugenommen und ein sozial- wie wirt-
schaftspolitisch bedeutsames Ausmaß erreicht hat. 
Hierzu sind verläßliche Zahlenangaben erforder-
lich. Es wird versucht, durch Einschaltung verschie-
dener Stellen oder durch wissenschaftliche For-
schungsprojekte diesbezüglich Klarheit zu gewin-
nen. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Uldall (CDU/CSU) (Drucksache 
10/5081 Fragen 104 und 105): 

Wie hat sich die Zahl der Bezieher von Trennungsbeihilfe 
gemäß § 53 Abs. 1 Nr. 4 AFG im Laufe der letzten Jahre ent-
wickelt (gegliedert nach Bundesländern)? 

Was tut die Bundesregierung, um Arbeitssuchende auf die-
ses wichtige Instrument zur Förderung der Mobilität hinzu-
weisen? 

Im gesamten Bundesgebiet hat sich die Zahl der 
Bezieher von Trennungsbeihilfe seit 1982 erhöht. 

1982 waren es 554 Bezieher, 
1983 	579 
1984 	835 
1985 	1 175, 

d. h. die Zahl der Bezieher hat sich von 1982 auf 
1985 mehr als verdoppelt. 

Mir liegen die Zahlen nicht nach Bundesländern, 
sondern nach Landesarbeitsamtbezirken aufge-
schlüsselt vor. Sie zeigen fast überall ein Ansteigen 
der Zahl der Bezieher, besonders stark im Bereich 
des Landesarbeitsamtes Niedersachsen/Bremen; 
dort hat sich die Zahl von 1982 bis 1985 mehr als 
vervierfacht, im Bereich des Landesarbeitsamtes 
Schleswig-Holstein/Hamburg verdreifacht, in Nord-
rhein-Westfalen mehr als verdoppelt. Lediglich in 
Hessen ist die Zahl von 56 auf 43 Bezieher zurück-
gegangen. 

Für die Gewährung der Trennungsbeihilfe ist die 
Arbeitsverwaltung zuständig. Die Arbeitsämter un-
terrichten die Arbeitslosen bei den Beratungsge-
sprächen über die Fördermöglichkeiten. Ferner ste-
hen anschauliche und leicht lesbare Merkblätter 
zur Verfügung. In einem „Merkblatt für Arbeitslo-
se" macht eine Übersicht auf alle Hilfen zur Förde-
rung der Arbeitsaufnahme, darunter die Tren-
nungsbeihilfe aufmerksam. Ein gesondertes Merk-
blatt „Förderung der Arbeitsaufnahme" unterrich-
tet ausführlicher darüber. Diese Merkblätter wer-
den den Arbeitslosen im Arbeitsamt ausgehändigt. 

Anlage 19 

Antwort 
des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Fiebig (SPD) (Drucksache 10/5081 
Fragen 106 und 107): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß Preisverglei-
che bei Fertigarzneimitteln mit identischen Wirkstoffen, die 
z. B. vom Bundesausschuß Ärzte/Krankenkassen veröffent-
licht werden, einen einwandfreien Wirkungsvergleich ermög-
lichen; wenn ja, ist das Bundesgesundheitsamt in der Lage, 
bei neu zugelassenen Fertigarzneimitteln aus bekannten 
Stoffen die Wirkungsgleichheit der Arzneimittel, die den 
gleichen Wirkstoff in gleicher Menge enthalten, zu garantie-
ren? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Nachweis 
der Bioäquivalenz gleicher Arzneimittel, die in Preisver-
gleichslisten bewertet werden, unabdingbar ist, andernfalls 
Preisvergleichslisten wissenschaftlich nicht haltbar sind? 

Zu Ihren beiden Fragen sprechen Sie die Preis-
vergleichsliste des Bundesausschusses der Ärzte 
und Krankenkassen an. Nach dem Gesetz hat die 
Liste dem Kassenarzt den Preisvergleich für Arz-
neimittel identischer oder vergleichbarer Wirkstoff-
zusammensetzung zu ermöglichen. 
Dies ist bisher bereits für Monopräparate gesche-

hen. 
Eine Neugestaltung der Liste erfolgt unter Einbe-

ziehung der Kombinationspräparate, geordnet nach 
Indikationsgebieten. Zur Sicherung der Wirtschaft-
lichkeit der Verordnungsweise der Kassenärzte be-
darf es eines Überblicks über die innerhalb einer 
Indikation für den Arzt in Frage kommenden Ver-
ordnungsmöglichkeiten unter preislichen Gesichts-
punkten. In ihrer Qualität sind zugelassene Arznei-
mittel aufgrund der Vorschriften des Arzneimittel-
gesetzes grundsätzlich gesichert. Darüber hinaus-
gehende Einschätzungen von Arzneimitteln im Ein-
zelfall unterliegen der Therapiefreiheit des Arztes. 
Deshalb hat der Bundesausschuß der Ärzte und 
Krankenkassen bei den Grundsätzen für die Preis-
vergleichsliste auf folgendes hingewiesen: Der 
Preisvergleich kann die individuelle Auswahl und 
Dosierung von Arzneimitteln durch den verordnen-
den Arzt nach Maßgabe von Preis und therapeuti-
scher Wirksamkeit, pharmazeutischer Qualität so-
wie — wo relevant — unterschiedlicher Bioverfüg-
barkeit nicht ersetzen. Der Arzt soll daher im Rah-
men seiner eigenen Beobachtungen und des ihm 
zugänglichen Wissens zu einem eigenen Qualitäts-
urteil kommen. Er ist insoweit auch frei in der Aus-
wahl der in dieser Liste zusammengestellten Arz-
neimittel. 
Es ist also nicht Aufgabe der Preisvergleichsliste 

des Bundesausschusses, dem Arzt einen pharmako-
logischen Wirkungsvergleich identischer Arznei-
mittel zu ermöglichen. Ebensowenig ist es Aufgabe 
der Preisvergleichsliste, im Einzelfall den Nachweis 
der Bioäquivalenz von Arzneimitteln zu führen. Die 
Preisvergleichsliste ist deshalb auch nicht auf dem 
wissenschaftlichen Nachweis der Bioäquivalenz 
von einzelnen Arzneimitteln aufgebaut. Dieser ist 
auch nicht notwendig, um einen Preisvergleich von 
Arzneimitteln durchzuführen. 
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Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 

auf Drucksache 10/5118 

Abgegebene Stimmen: 466; davon 

ja: 	 24 

nein: 	441 

enthalten: 	1 

Ja 

DIE GRÜNEN 
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Nein 

CDU/CSU 
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Dr. Daniels 
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Frau Dempwolf 
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Dörflinger 
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Dr. Dregger 
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Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
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Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
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Frau Geiger 
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Gerlach (Obernau) 
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Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Götzer 
Günther 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Herkenrath 
Hinrichs 
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Dr. Kronenberg 
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Dr. Miltner 
Milz 
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Dr. Müller 
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Dr.-Ing. Oldenstädt 
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Pesch 
Petersen 
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Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
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Dr. Riesenhuber 
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Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schultz (Wörrstadt) 
Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Stommel 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
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Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

SPD 

Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dreßler 

Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heimann 
Heistermann 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löffler 
Lutz 
Frau Luuk 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Dr. Mitzscherling 

Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schlatter 
Schluckebier 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 

Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 

FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Mischnick 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Enthalten 

SPD 

Conradi 
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Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über die Änderungsanträge der Fraktion DIE GRÜNEN 

auf Drucksache 10/5120 
und der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/5125 

Abgegebene Stimmen: 457; davon 

ja: 	191 

nein: 	266 

Ja 

SPD 

Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dreßler 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heimann 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 

Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löffler 
Lutz 
Frau Luuk 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Dr. Mitzscherling 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schlatter 
Schluckebier 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 

Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 

DIE GRÜNEN 

Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Fischer (Bad Hersfeld) 
Frau Hönes 
Lange 
Rusche 
Dr. Schierholz 
Schily 
Schulte (Menden) 
Senfft 
Ströbele 
Suhr 
Tatge 
Tischer 

Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Boroffka 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dolata 
Dr. Dollinger 
Doss 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Funk 
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Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Götzer 
Günther 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing.  Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 

Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Dr. h. c. Lorenz 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Frau Pack 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 

Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schultz (Wörrstadt) 
Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Stommel 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Mischnick 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
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Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 

auf Drucksache 10/5124 

Abgegebene Stimmen: 465; davon 

ja: 	191 

nein: 	274 

Ja 

SPD 

Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dreßler 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartènstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heimann 
Heistermann 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 

Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löffler 
Lutz 
Frau Luuk 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Dr. Mitzscherling 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schlatter 
Schluckebier 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 

Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 

DIE GRÜNEN 

Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Fischer (Bad Hersfeld) 
Frau Hönes 
Lange 
Rusche 
Dr. Schierholz 
Schily 
Schulte (Menden) 
Senfft 
Ströbele 
Suhr 
Tatge 
Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 

Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Boroffka 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dolata 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Funk 
Ganz (St. Wendel) 
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Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Götzer 
Günther 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 

Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lindner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Dr. h. c. Lorenz 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing.  Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Frau Pack 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 

Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schultz (Wörrstadt) 
Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Stommel 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Mischnick 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
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Endgültiges Ergebnis der namentlichen Schlußabstimmung 
über den Entwurf eines Paßgesetzes 
(Drucksachen 10/3303, 10/5059 [neu]) 

Abgegebene Stimmen: 
446 und 19 Berliner Abgeordnete; davon 

ja: 	262 und 11 Berliner Abgeordnete 

nein: 184 und 8 Berliner Abgeordnete 

Ja 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Funk 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Götzer 
Günther 
Dr. Häfele 

von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 

Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing.  Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Frau Pack 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schultz (Wörrstadt) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 

Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Stommel 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Buschbom 
Dolata 
Feilcke 
Kalisch 
Kittelmann 
Dr. h. c. Lorenz 
Dr. Pfennig 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 
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FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Mischnick 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Nein 

SPD 

Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Lutz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 

Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Reimann 
Frau Renger 
Reschke 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schluckebier 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Vogelsang 

Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Diederich (Berlin) 
Heimann 
Löffler 
Dr. Mitzscherling 
Stobbe 
Dr. Vogel 
Wartenberg (Berlin) 

DIE GRÜNEN 

Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Fischer (Bad Hersfeld) 
Frau Hönes 
Lange 
Rusche 
Dr. Schierholz 
Schily 
Schulte (Menden) 
Senfft 
Suhr 
Tatge 
Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

Berliner Abgeordneter 

Ströbele 
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Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über § 1 Abs. 3 in Art. 1 des Entwurfs eines Fünften Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Personalausweise 
(Drucksachen 10/2177, 10/5060 [neu]) 

Abgegebene Stimmen: 
442 und 20 Berliner Abgeordnete; davon 

ja: 	260 und 11 Berliner Abgeordnete 

nein: 182 und 9 Berliner Abgeordnete 

Ja 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaj a 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Funk 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 

Götzer 
Günther 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Frau Krone-Appuhn 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Lowack 
Maaß 

Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Frau Pack 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 

Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schultz (Wörrstadt) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Stommel 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
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Buschbom 
Dolata 
Feilcke 
Kalisch 
Kittelmann 
Dr. h. c. Lorenz 
Dr. Pfennig 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Grünbeck 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Mischnick 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Nein 

SPD 

Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 

Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 

Liedtke 
Lutz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Reimann 
Frau Renger 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schluckebier 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Frau Simonis 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Vogelsang 

Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Diederich (Berlin) 
Heimann 
Löffler 
Frau Luuk 
Dr. Mitzscherling 
Stobbe 
Dr. Vogel 
Wartenberg (Berlin) 

DIE GRÜNEN 

Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Fischer (Bad Hersfeld) 
Frau Hönes 
Lange 
Mann 
Rusche 
Dr. Schierholz 
Schily 
Schulte (Menden) 
Senfft 
Suhr 
Tatge 
Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

Berliner Abgeordneter 

Ströbele 
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Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 

auf Drucksache 10/5126 

Abgegebene Stimmen: 462; davon 

ja: 	192 

nein: 	270 

Ja 

SPD 

Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dreßler 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heimann 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 

Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löffler 
Lutz 
Frau Luuk 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Dr. Mitzscherling 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Paterna 
Pauli 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Reimann 
Frau Renger 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schluckebier 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 

Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 

DIE GRÜNEN 

Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Fischer (Bad Hersfeld) 
Frau Hönes 
Lange 
Mann 
Rusche 
Dr. Schierholz 
Schily 
Schulte (Menden) 
Senfft 
Ströbele 
Suhr 
Tatge 
Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 

Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Boroffka 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dolata 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Funk 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
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Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Götzer 
Günther 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 

Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Dr. h. c. Lorenz 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Frau Pack 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 

Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schultz (Wörrstadt) 
Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Stommel 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 

Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Mischnick 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
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Endgültiges Ergebnis der namentlichen Schlußabstimmung 
über den von den Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 

eingebrachten Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über Personalausweise 

(Drucksachen 10/2177, 10/5060 [neu]) 

Abgegebene Stimmen: 443 und 20 Berliner Abgeordnete; davon 

ja: 	260 und 11 Berliner Abgeordnete 
nein: 	182 und 9 Berliner Abgeordnete 
ungültig: 	1 

Ja 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Dr. Berners 
Bielfile 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Dr. Faltlhauser 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Funk 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 

Götzer 
Günther 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Lowack 

Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Frau Pack 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 

Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schultz (Wörrstadt) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Stommel 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 
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Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Boroffka 
Buschbom 
Dolata 
Feilcke 
Kalisch 
Kittelmann 
Dr. h. c. Lorenz 
Dr. Pfennig 
Schulze (Berlin) 
Straßmeir 

FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Mischnick 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Nein 

SPD 

Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 

Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dreßler 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Jungmann 
Kastning 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 

Lutz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Reimann 
Frau Renger 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schluckebier 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 

Walther 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Diederich (Berlin) 
Heimann 
Löffler 
Frau Luuk 
Dr. Mitzscherling 
Stobbe 
Dr. Vogel 
Wartenberg (Berlin) 

DIE GRÜNEN 

Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Fischer (Bad Hersfeld) 
Frau Hönes 
Lange 
Mann 
Rusche 
Dr. Schierholz 
Schily 
Senfft 
Suhr 
Tatge 
Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

Berliner Abgeordneter 

Ströbele 

Ungültig 

DIE GRÜNEN 

Schulte (Menden) 
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Endgültiges Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN 

auf Drucksache 10/5123 

Abgegebene Stimmen: 460; davon 

ja: 	 24 
nein: 	436 

Ja 

DIE GRÜNEN 

Auhagen 
Frau Borgmann 
Bueb 
Frau Dann 
Frau Eid 
Fischer (Bad Hersfeld) 
Frau Hönes 
Lange 
Mann 
Rusche 
Dr. Schierholz 
Schily 
Schulte (Menden) 
Senfft 
Ströbele 
Suhr 
Tatge 
Tischer 
Vogel (München) 
Volmer 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 
Frau Zeitler 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Berners 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Boroffka 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Dr. Bugl 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 

Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dolata 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Ehrbar 
Eigen 
Engelsberger 
Erhard 
(Bad Schwalbach) 

Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Funk 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Götzer 
Günther 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman 
von Zuydtwyck 

Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 

Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Kiechle 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Dr. Kreile 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lenzer 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Lohmann (Lüdenscheid) 
Dr. h. c. Lorenz 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Dr. Müller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 
Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Frau Pack 
Pesch 
Petersen 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Regenspurger 

Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch 
(Quickborn) 

Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Schneider 
(Idar-Oberstein) 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schultz (Wörrstadt) 
Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim 

Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stockhausen 
Stommel 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Düren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
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Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

SPD 

Amling 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bernrath 
Berschkeit 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dreßler 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 

Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gerstl (Passau) 
Gilges 
Glombig 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Hauck 
Dr. Hauff 
Heimann 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Ibrügger 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Junghans 
Jungmann 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Kolbow 
Kretkowski 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löffler 
Lutz 
Frau Luuk 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop)  

Dr. Mitzscherling 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Poß 
Purps 
Ranker 
Reimann 
Frau Renger 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schluckebier 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Schröer (Mülheim) 
Schulte (Unna) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Dr. Spöri 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 

Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Voigt (Frankfurt) 
Waltemathe 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefel 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Witek 
Dr. de With 
Wolfram 
(Recklinghausen) 

Würtz 
Zander 

FDP 

Frau Dr. Adam

-

Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Ertl 
Dr. Feldmann 
Gallus 
Gattermann 
Grünbeck 
Grüner 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoffie 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing.  Laermann 
Mischnick 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
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